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UNTERNEHMEN PRAXIS

Für den Notfall in der Praxis vorplanen

Immer wieder kommt es vor, dass 
Patientinnen und Patienten nach 
Beendigung des Behandlungsver-
hältnisses darauf bestehen, dass die 
Ärztin/der Arzt die betreffenden Pa-
tientendaten vollständig aus seinem 
System löscht. Diesem Löschungs-
verlangen kann eine Ärztin/ein Arzt 
jedoch nicht vor Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist nachkommen. Grund-
sätzlich hat zwar derjenige, dessen 
Daten verarbeitet werden, nach 
der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) ein solches Recht auf Lö-
schung all seiner personenbezogenen 
Daten vom Datenverarbeitenden. 
So sind Daten beispielsweise dann 
zu löschen, wenn sie nicht mehr für 
den Zweck, zu dem sie erhoben oder 
sonst verarbeitet wurden, notwendig 
sind oder wenn die betroffene Per-
son ihre Einwilligung widerruft, auf 
die sich die Verarbeitung stützte und 
es an einer anderweitigen Rechts-
grundlage für die Verarbeitung fehlt.
Aus der DSGVO ergibt sich aber 
auch, dass Daten gerade nicht zu lö-
schen sind, wenn die Aufbewahrung 
der Daten aufgrund einer rechtlichen 

Verpflichtung erfolgt und auch noch 
weiterhin erfolgen muss (Artikel 17 
Abs.3 b) DSGVO). 

Aufbewahrungspflicht min-
destens zehn Jahre

Eine solche rechtliche Verpflichtung 
stellt die Aufbewahrungspflicht der 
Ärztin/des Arztes dar.  Die Aufbe-
wahrungspflicht ist eine der Ver-
tragsärztin/dem Vertragsarzt zivil-
rechtlich, vertragsarztrechtlich und 
berufsrechtlich auferlegte Pflicht (§ 
630f Abs. 3 BGB; § 10 Abs. 3 der 
Berufsordnung der Landesärztekam-
mer Baden-Württemberg; § 57 Abs. 
2 Bundesmantelvertrag-Ärzte).  
Nach all diesen Vorschriften beträgt 
die Aufbewahrungsfrist zehn Jahre 
nach dem letzten Arzt-Patienten-
Kontakt, soweit nicht nach gesetzli-
chen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungspflicht besteht. 
Längere Aufbewahrungspflichten 
bestehen beispielsweise für Durch-
gangsärzte und im Bereich der Strah-
lentherapie. Die Patientin oder der 
Patient kann nicht auf diese rechtlich 

vorgeschriebene Aufbewahrung 
verzichten. Diese müssen die Pati-
entinnen beziehungsweise Patienten 
akzeptieren. Denn die ärztlichen 
Aufbewahrungspflichten dienen 
nicht nur der Ärztin/dem Arzt als 
Exkulpationshilfe im Falle eines Be-
handlungsfehlervorwurfes, sondern 
gerade auch den Patientinnen und 
Patienten – um nachvollziehen zu 
können, was zu welchem Zeitpunkt 
Bestandteil der Behandlung war.
Ein anderer Grund, der der Löschung 
von Patientendaten entgegenstehen 
kann, ist – ebenfalls nach Art. 17 Abs. 
3 DSGVO – die Geltendmachung, 
Verteidigung oder Ausübung von 
Rechtsansprüchen. 
Wenn Sie also der Ansicht sind, dass 
Sie Patientenunterlagen für diese ge-
nannten Zwecke benötigen, können 
Sie diese entsprechend auch über die 
ärztliche Aufbewahrungspflicht hin-
aus aufbewahren – etwa, wenn die 
ärztliche Aufbewahrungsfrist bereits 
abgelaufen ist, aber ein Patient einen 
Haftungsanspruch gegen Sie richtet, 
über den noch nicht entschieden 
wurde. kats

Es kann jederzeit passieren. Jeder fürchtet ihn, niemand möchte ihn erleben, aber es gibt ihn immer wieder: den Notfall! Um in die-
sem Moment gut zu reagieren, gibt es das Notfallmanagement. Und weil eine richtige Reaktion so wichtig ist, wird die Umsetzung 

für alle Praxen in der QM-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses eingefordert.

Nur wer vorher gut geplant (trai-
niert) hat, was er im Notfall tun 
kann, ist dann in der Lage, schnell 
und richtig zu handeln. Es gibt eini-
ges, was  in einer Praxis passieren 
kann. Mit der größten Wahrschein-
lichkeit könnte ein medizinischer 
Notfall eintreten. Ebenso notwen-
dig vorzubereiten wäre ein Brand-
fall. Darüber hinaus gibt es weite-
re Katastrophen für eine Praxis, die 
bedacht sein sollten. 

Notfall: Patient kollabiert 

Diese Situation ist Stress pur für das 
Team. Die QM-Richtlinie empfiehlt 
hier, eine Notfallausstattung vorzu-
halten und die eigene Notfallkom-
petenz regelmäßig zu trainieren. So 
bleiben Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Erkennen von Notfall-
situationen und Handeln  geschult. 
In QEP® (Qualität und Entwick-
lung in Praxen, dem QM-Modell 
der KBV) werden Kriterien formu-
liert, mit denen die Praxis gut ge-
gen den medizinischen Notfall ge-
wappnet ist:

• Checkliste mit Kriterien zur 
Identifikation von Notfallpati-
enten (dies unterstützt vor al-
lem am Telefon)

• Notfallplan mit Verantwort-
lichkeiten und Abläufen

• Regelmäßige Schulungen/
Trainings

• Regelmäßige, dokumentier-
te Kontrolle der Notfallaus-
stattung 

• Notfälle werden analysiert 
und führen gegebenenfalls zu 
Verbesserungsmaßnahmen.

Regelmäßige Trainings geben Si-
cherheit und helfen, mögliche 
Hemmschwellen zu überwinden. 
Die Festlegung der Abläufe hilft, 
Unsicherheit oder Chaos zu ver-
meiden. Es muss klar sein, wer 
hauptverantwortlich für die Versor-
gung der Notfallperson ist und wer 

assistiert. Genauso wichtig ist es 
festzulegen, wer Patient*innen im 
Wartezimmer informiert oder sie 
wegbringt, wer telefoniert und die 
Rettungsleitstelle kontaktiert. 

Keine Panik im Brandfall

Ist schon der medizinische Not-
fall eine Herausforderung, ist der 
Brandfall die Steigerung. Die gute 
Vorbereitung beinhaltet:

• Flucht- und Rettungsplan be-
ziehungsweise Notfall- und 

Alarmplan (Teil A der internen 
Brandschutzordnung)

• Kennzeichnung der Fluchtwe-
ge und Notausgänge

• Wartung der Feuerlöscher
• Jährliche Unterweisungen in-

clusive Übungen (Brandbe-
kämpfung und Evakuierung)

Weitere Notfälle

Hierzu gehören der plötzliche Aus-
fall des Arztes oder der Ärztin in 
Einzelpraxen, eine Gas- oder Was-
serleckage, elektrische Notfälle 

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis

Löschen von Patientendaten 
Patientenwunsch versus ärztliche Aufbewahrungspflicht

oder Stromausfälle sowie krimi-
nelle Handlungen. Um auch hier 
die Auswirkungen nicht zu groß 
werden zu lassen, ist die Ausein-
andersetzung mit dem Thema und 
der jeweils möglichen Notsituati-
on wichtig. Auf jeden Fall ist eine 
Telefonliste mit allen Notfallnum-
mern sinnvoll. Neben Polizei und 
Feuerwehr, Giftnotzentrale, Haus-
meister und vielem mehr gehö-
ren auch angrenzende Praxen und 
Nachbarn dazu. Auch sie sollten 
schnellstmöglich informiert wer-
den. Sinnvoll ist auch, eine Inven-
tarliste der Praxis zu erstellen und 
Ansprechpartner der Versicherun-
gen aufzulisten, damit die Haft-
pflicht- oder Gebäudeversicherung 
zeitnah informiert werden kann. 
Allen Praxen sei gewünscht, dass 
diese Vorbereitung nicht in An-
spruch genommen werden muss. 
Aber man weiß, wenn man sie 
braucht, ist sie da!
Mustervorlagen und weitere Unter-
stützung erhalten Sie gerne bei Ih-
ren QM-Beratern der KVBW. uw

 Weitere Informationen:
www.kvbawue.de/
qualitaetsmanagement/

Im Notfall hilft es dem Praxisteam, gut vorbereitet zu sein.

Virtueller Raum für Ideen- 
und Erfahrungsaustausch 

Nächste Termine QM-Sprechstunde 
für MFAs und QM-Beauftragte 

Wir laden Sie ein, sich mit anderen in der „QM-Sprechstunde“ auszutau-
schen. In einer offenen Gesprächsrunde, in Form eines Videochats, haben 
Sie die Möglichkeit, voneinander zu lernen und Ihre Erfahrungen weiterzu-
geben. Teilnehmen kann jede Praxis.

Die nächsten Termine für die QM-Sprechstunde sind:

• Mittwoch, 2. August 2023, 15.00 Uhr bis 17.00 Uhr
• Mittwoch, 8. November 2023, 15.00 Uhr bis 17 Uhr

Sie wollen an einer QM-Sprechstunde teilnehmen?

Bitte schicken Sie uns Ihre Anmeldung per Mail mit dem Betreff „QM-
Sprechstunde“ an praxisservice@kvbawue.de. Gerne nennen Sie uns auch 
schon Ihren Namen, die Praxis sowie Ihre Themenwünsche. Kurz vor der 
Veranstaltung erhalten Sie von uns eine Einladungsmail mit dem Zugangslink 
zur Online-Sitzung. 

 Kontakt

Nina Hitzelberger
07121 917-2394
praxisservice@kvbawue.de

Christina Schrade
07121 917-2323 | praxisservice@kvbawue.de

Ute Wutzler
07121 917-2392 | praxisservice@kvbawue.de
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Befüllungen der ePA genutzt wer-
den können. „Wir wollen es allen 
Beteiligten so leicht wie möglich 
machen“, erklärte Lauterbach.

Blick in den Norden

Skandinavische Länder wie Däne-
mark und Finnland gelten als Vor-
reiter in Europa, was die Digitali-
sierung des Gesundheitswesens 
angeht. Sie waren auf der Messe 
ebenso vertreten wie Israel, das vor 
allem bei der Bekämpfung der Co-
ronapandemie durch digitale Tools 
profitiert hat. 
Insgesamt herrschte auf der DMEA 
eine positive Aufbruchstimmung, 
und man darf gespannt sein, was 
von all den präsentierten Produkten 

Gesamte Bandbreite von Digital Health bei DMEA

Ende April war es wieder so weit: 
Die Digital-Health-Szene traf sich 
bei der DMEA in Berlin – eine 
Kombination aus Messe, Fortbil-
dung und Networking-Event. Sie 
ist eine ideale Plattform, um sich 
über digitale Entwicklungen im 
Gesundheitswesen zu informie-
ren. Von IT-Fachleuten über Ärz-
tinnen und Ärzte, Führungskräfte 
aus Krankenhaus und Pflege bis 
hin zu Expertinnen und Exper-
ten aus Politik und Wissenschaft 
– bei der DMEA sind sie alle an-
zutreffen. Berichtet wird über die 
gesamte Bandbreite von Digi-
tal Health: Vom Einsatz Künstli-
cher Intelligenz in Diagnostik und 
Therapie über die Weiterentwick-
lung der Telematikinfrastruktur 

bis hin zu vernetzter, interopera-
bler und sicherer Medizintechnik.

Künstliche Intelligenz 

In den Diskussionen auf der Digi-
tal-Health-Messe standen Umset-
zung und Vernetzung all des tech-
nisch Möglichen im Mittelpunkt. 
Und ein Thema blieb praktisch 
bei keinem Forum außen vor: 
Welche Rolle spielt künftig die 
Künstliche Intelligenz in der Me-
dizin? Bundesgesundheitsminis-
ter und DMEA-Schirmherr Prof. 
Dr. Karl Lauterbach hat dazu eine 
klare Meinung: „Künstliche Intel-
ligenz wird die Medizin revoluti-
onieren“, sagte er zur Kongress-
eröffnung. 

Gesundheitswesen digitalisiert

In seiner Keynote stellte Lauter-
bach die weiteren Schritte hin zu 
einem digitalisierten Gesundheits-
wesen vor. So soll die elektroni-
sche Patientenakte (ePA) durch die 
geplante Opt-out-Regel schon bald 
Standard und nicht mehr wie heu-
te die Ausnahme sein, versicherte 
er. Mit einer Transparenzoffensive 
möchte der Minister den Nutzen 
der ePA deutlich machen und das 
Vertrauen der Patientinnen und Pa-
tienten gewinnen. Die Akzeptanz in 
der Ärzteschaft soll mit einer besse-
ren Honorierung für die ePA-Befül-
lung erreicht werden. Auch wolle 
man alle PVS so weiterentwickeln, 
dass sie für die automatischen 

In der Ausstellung „digitale Arztpraxis“ kann man verschiedene digitale Funktionen testen. 

in der Regelversorgung ankommt. 
Mit über 700 nationalen und inter-
nationalen Aussteller*innen, über 
300 Speakern und mehr als 16.000 
Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
verzeichnete die Messe einen neu-
en Teilnehmerrekord.  

Versorgung mitdenken

So schön viele technische Lösun-
gen auch sein mögen: Mitgedacht 
werden sollte dabei auch immer 
eine sinnvolle Umsetzungsmög-
lichkeit und ein definierter Versor-
gungsauftrag in unserem leider bud-
getierten Gesundheitssystem. Die-
ses Verständnis scheint bei vielen 
Anbietern dort noch nicht zu herr-
schen.   mt

Transparenzoffensive soll Nutzen von ePa zeigen und Opt-out-Regel soll Standard werden.

Der elektronische Praxisaus-
weis, technisch auch Security 
Module Card Typ B (kurz SMC-
B) genannt, ist ein wesentlicher 
Bestandteil der Telematikinfra-
struktur (TI). Damit sicherge-
stellt ist, dass nur berechtigte 
Nutzer Zugang zur TI erhalten, 
benötigen Praxen und weitere 
medizinische Einrichtungen ei-
nen Praxisausweis. 

Der Praxisausweis wird bei der 
Installation der erforderlichen 
Komponenten in Ihrer Praxis 
in das Kartenterminal gesteckt 
und bleibt dort. Sowohl die be-
grenzte Laufzeit des Praxisaus-
weises von fünf Jahren als auch 
beispielsweise ein BSNR-Wech-
sel machen eine Neubeantragung 
notwendig, die wir für Sie ver-
einfacht haben.

Zeit sparen mit vorbefülltem 
Formular 

Im Mitgliederportal haben wir 
für Sie ein Formular vorbereitet, 
das bereits alle relevanten Daten 
enthält, die von Ihnen im Arzt-
register hinterlegt sind. Sie müs-
sen nur noch einzelne Angaben, 
beispielsweise den von Ihnen ge-
wünschten Kartenhersteller und 
Ihre Staatsangehörigkeit, aus-
wählen. Anschließend werden 
Sie und Ihre Daten automatisch 
zum Onlineportal des eingestell-
ten Kartenherstellers weiterge-
leitet, wo Sie Ihre Bestellung 

schnell abschließen können. Das 
aufwändige Ausfüllen des kom-
pletten Antrags bleibt Ihnen erspart. 

Das für Sie vorausgefüllte Formular 
zur Bestellung oder auch Folgebe-
stellung Ihres Praxisausweises fin-
den Sie im Mitgliederportal. Nach 
Ihrem Login ist dieses für Sie im 
Bereich „Praxisorganisation“ unter 

„Praxisausweis (SMC-B) beantra-
gen“ hinterlegt.

Vorteile der neuen Beantragung

Die neue Beantragung bringt ne-
ben der Zeitersparnis für das Aus-
füllen des Antrags zahlreiche wei-
tere Vorteile. Aufgrund der Vor-
befüllung des Formulars mit den 
Angaben aus unserem Arztregis-
ter kann ein Abweisen von Anträ-

gen, zum Beispiel aufgrund von 
Unstimmigkeiten in der Anschrift, 
vermieden werden (beispielweise 

„Straße“ statt „Str.“) oder wenn 
der zweite Vornamen nicht ge-
nannt wird. Da Ihre Daten direkt 
aus dem Arztregister übernom-
men werden, entfällt eine aufwän-
dige Prüfung Ihrer Angaben, wo-
durch Ihr Antrag schneller bear-
beitet werden kann. 

Bei Folgebeantragung vom 
Service profitieren

Die Praxisausweise der ersten Ge-
neration laufen zurzeit aus, wes-
halb zahlreiche Praxisinhaber Ih-
ren Praxisausweis neu bestellen 
müssen. Nutzen Sie als zugelasse-
ner Vertragsarzt, -psychotherapeut 
oder ärztlicher Leiter eines MVZ 
mit Login im Mitgliederportal das 
vorbefüllte Formular und sparen 
Sie sich mit unserem neuen Ser-
vice Zeit und Nerven.

Wichtig: persönlich bei der Post 
zur Identifikation erscheinen 

Neben der vereinfachten Bean-
tragung über das Mitgliederpor-
tal wird von der gematik seit dem 
3. April eine sichere Identifikation 
mittels Post-Ident-Verfahren bei 
der Antragstellung vorgegeben. 
Das heißt, Sie werden vom Kar-
tenhersteller nach Ihrer Antrag-
stellung aufgefordert, sich in einer 
Postfiliale persönlich zu identifi-
zieren. Dieses Verfahren wird be-
reits beim eHBA angewandt, wo-
bei beide Identifikationen unab-
hängig voneinander folgen.  ij

Praxisausweis vereinfacht beantragen

Die Förderstellen in der fachärzt-
lichen Versorgung sind zwar be-
reits ausgeschöpft. Man sollte sich 
trotzdem bewerben, denn einge-
gangene Bewerbungen werden 
nach Förderkriterien vergeben.

Die KVBW gewährt im hausärztli-
chen Bereich und für insgesamt drei-
zehn verschiedene Facharztgruppen 
auf Antrag eine finanzielle Förde-
rung. Voraussetzung ist, dass eine 
vorhandene Weiterbildungsstelle in 
einem förderfähigen Fachgebiet mit 
einer geeigneten Person besetzt 
werden kann. 

Kontingentierung

Die Anzahl der Förderstellen in 
der ambulanten Weiterbildung der 
fachärztlichen Versorgung ist in allen 
Bundesländern kontingentiert. Ins-
gesamt stehen in Baden-Württem-
berg hierfür 267 Förderstellen zur 
Verfügung. Durch die hohe Nach-
frage im fachärztlichen Bereich führt 
dies im Jahr 2023 erstmals dazu, 
dass in Baden-Württemberg nicht 

alle Anträge genehmigt werden kön-
nen. Bereits jetzt sind alle 267 För-
derstellen ausgeschöpft. Unter allen 
vollständig eingegangenen Anträgen 
im fachärztlichen Bereich wird daher 
eine Auswahlentscheidung getroffen. 
Die Auswahlkriterien entnehmen 
Sie bitte der Förderrichtlinie Wei-
terbildung. Die Bearbeitungszeit für 
einen Antrag dauert aufgrund der 
Vielzahl von Anträgen derzeit sechs 
Wochen. Bitten sehen Sie von tele-
fonischen Rückfragen ab, damit die 
Anträge schnellstmöglich bearbeitet 
werden können. Dem Antrag ist 
die aktuelle Weiterbildungsbefugnis 
2020 beizufügen, da der Antrag er-
sonst nicht bearbeitet werden kann. 
Bereits bestehende Anstellungs-
verhältnisse, die verlängert werden 
müssen oder bei denen sich eine 
Änderung des Tätigkeitsumfangs er-
gibt, sind von der Kontingentierung 
ausgenommen.  sl

 www.kvbawue.de/praxis/nie-
derlassung/foerderung-informati-
onsangebot/weiterbildungsfoerde-
rung

Förderung der  
Weiterbildung beantragen

Die SMC-B ähnelt einer SIM-Karte.
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Arzneimittelengpässe belasten Arztpraxen 
Die Zahl der gemeldeten Lie-
ferengpässe bei Medikamenten 
steigt stetig. Ärztinnen und Ärz-
te sind zunehmend dadurch belas-
tet, die Folgen für die Patientin-
nen und Patienten abzufedern.

Ernsthafte Bedrohung

Der Vorstand der KV Baden-
Württemberg sieht in den feh-
lenden Arzneimitteln, vor al-
lem für Kinder, eine ernsthafte 
Bedrohung für die Versorgung. 

„Arzneimittel spielen in der Be-
handlung von Patient*innen 
eine unverzichtbare Rolle. Wenn 
wichtige und mitunter dringlich 
einzusetzende Arzneimittel nicht 

lieferbar sind, stellt 
das ein ernstes Pro-
blem für die Versor-
gung dar. Das kann 
auf keinen Fall so 
bleiben“, erklärt Dr. 
Braun. 
Seine Vorstandskol-
legin Dr. Doris Rein-
hardt ergänzt: „Wenn 
es uns nicht gelingt, 
stabile und belast-
bare Prozesse rund 
um die Praxen zu 
schaffen, ist die Si-
cherstellung gefähr-
det. Der Ärzteman-
gel, die fehlende Di-
gitalisierung und die 

Bürokratie und dann 
auch noch fehlende 
Medikamente sind 
für die Praxen nicht 
tragbar.“ 

Nationale Reserve 
unverzichtbar

Die beiden Vorstän-
de der KV  Baden-
Württemberg for-
dern die Bundesre-
gierung daher auf 
zu handeln und eine 
Nationale Arznei-
mittelreserve für die 
wichtigsten Medika-
mente einzurichten. 

Gerade bei Antibiotika sei 
Deutschland komplett von Liefe-
rungen aus Asien abhängig. Die 
Pläne der Regierung seien richtig, 
die Produktion wieder nach Euro-
pa zurückzuholen, aber das wer-
de Jahre dauern, insofern sei eine 
andere Lösung, die solche Eng-
pässe abfedert, notwendig. 

Kein Regress für Arztpraxen 
gefordert 

Wert legen die Vorstände weiter 
darauf, dass Ärztinnen und Ärz-
te für durch Lieferengpässe ent-
stehende Mehrkosten bei der Um-
stellung einer Medikation nicht 
regressiert werden dürften. mtSchwere Zeiten auch für Apotheker

Mit viel Schwung in die Amtsperiode

Vom ersten Tag ihrer Amtszeit an 
haben Dr.Karsten Braun und Dr. 
Doris Reinhardt großen Wert dar-
auf gelegt, sich als Vorstandsteam 
zu präsentieren. Die Ressortvertei-
lung ist klar geregelt. 
Bei Dr. Braun sind die mitglie-
derorientierten Bereiche wie Ab-
rechnung, Vertragswesen, Quali-
tätssicherung & Verordnungsma-
nagement sowie Service & 
Beratung angesiedelt. Dr. 
Doris Reinhardt hat in ih-
rem Ressort die Zulassung 
& Sicherstellung, den Not-
falldienst & Neue Versor-
gungsformen sowie die 
eher internen Bereiche wie 
Personal, Finanzen/Haus-
halt, Unternehmens- und 
Organisationsentwicklung 
sowie IT verortet. Die ers-
ten Monate waren von vie-
len Gesprächen auf allen 
Ebenen geprägt. Sie haben 
auch gleich die volle Breit-
seite der Baustellen im Ge-
sundheitswesen aufgezeigt. 

Ende der Pandemie

Zum 1. März 2023 ist die 
Corona-Verordnung des 
Landes aufgehoben wor-
den, womit alle Corona-
Beschränkungen eingestellt 
wurden. Anfang April dann 
sind die letzten Bundesre-
gelungen ausgelaufen, wo-
mit auch die Corona-Imp-
fung zur GKV-Leistung 
wurde. Das hatte wieder-
um zur Folge, dass die Ver-
gütung festgelegt werden 
musste. Im Land ist es gelungen, 
eine Vereinbarung mit den Kran-
kenkassen zu schließen, die wohl 
zu den besten in Deutschland ge-
hört – zumal nicht nur die Coro-
na-Impfungen, sondern auch die 
Impfungen gegen Influenza und 
Hepatitis B mit einbezogen wur-
den. Das gute Verhältnis innerhalb 
der Selbstverwaltung im Land hat 
sich wieder einmal bewährt. 

Sicherstellung

Täglich landen auf den Schreibti-
schen der Vorstände die Mails und 
Briefe von Bürgermeistern, Land-
räten, Landtags- und Bundestags-
abgeordneten oder auch Patientin-
nen und Patienten, weil Arztpra-
xen ohne Nachfolger schließen. 
Auch hier spitzt sich die Situati-

on stark zu. Die prekäre Termin-
situation in den Praxen, besonders 
auch bei den Kinder- und Jugend-
ärzten, ist in den letzten Monaten 
noch einmal besonders deutlich 
geworden. Natürlich hat der Vor-
stand nicht den einen Hebel, den er 
nur bewegen müsste. Aber er kann 
in Gesprächen und öffentlich auf 
die schlechten Rahmenbedingun-
gen hinweisen, die Ursache dafür 

sind. Die Politik hat reagiert und 
die Leistungen der Kinder- und Ju-
gendärzte und -ärztinnen aus den 
Budgets genommen. Ein Schritt in 
die richtige Richtung. 
Ein weiteres Mal hat sich aber ge-
zeigt, dass die Wirkungszeiträu-
me im Gesundheitswesen lang 
sind und Fehler der Vergangenheit 
nicht einfach schnell korrigiert 

werden können. Zusammen mit 
anderen KVen hat der Vorstand ei-
nen Antrag bei der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung initiiert, 
dass die Regelungen für Teleme-
dizin erleichtert werden. 

Digitalisierung 

Kurz nach Jahresbeginn hat das 
Bundesgesundheitsministerium alle 

digitalen Anwendungen mehr oder 
weniger gestoppt. Denn deutlich ist 
damals zutage getreten, dass sie 
nicht funktionieren, dass sie für die 
große Masse der Patientinnen und 
Patienten ungeeignet wären und da-
her bisher für die Arzt- und Psycho-
therapeutenpraxen vor allem Ärger, 
Kosten und Frust hervorgebracht 
haben. Umso ärgerlicher ist es, dass 

die Sanktionen Fortbestand haben, 
wenn sich eine Praxis nicht an die 
Telematikinfrastruktur anschließt. 
Der Unmut in den Praxen ist denn 
auch entsprechend hoch. In vielen 
Gesprächen, nicht zuletzt auf dem 
letzten eHealth Forum in Freiburg, 
hat der Vorstand der KV Baden-
Württemberg darauf hingewiesen, 
dass die Ärzte- und Psychothera-
peutenschaft dringend digitale 

Anwendungen benötigt. Sie müssen 
jedoch einen konkreten Nutzen stif-
ten. 

Notfalldienst

Auf Bundesebene hat eine Kommis-
sion Vorschläge für die Weiterent-
wicklung des Notfalldienstes unter-
breitet. Die darin enthaltenen Vor-

schläge sind auf eine Ausweitung 
der Leistungen ausgerichtet. Für 
den Vorstand der KV Baden-Würt-
temberg stehen die Zeichen dage-
gen eher auf Eingrenzung. Dement-
sprechend hat der Vorstand angesto-
ßen, dass die Notfalldienststruktur 
überprüft wird. ks 

 Mehr zur Notfalldienstreform 
auf Seite 5.

Das Vorstandsduo versteht sich gut und tauscht sich regelmäßig über alles aus. 

In der Politik wird den Verantwortlichen üblicherweise eine Frist von 100 Tagen gegeben, um eine erste Bilanz zu ziehen. Grund 
genug, nach einem knappen halben Jahr einen Rückblick auf die bisherige Amtszeit des Vorstandes zu werfen.
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Deutschlands Gesundheitswesen 
hängt in der Digitalisierung um 
Jahrzehnte zurück. Das soll sich 
nun ändern. „Gemeinsam digital“ 
heißt das im März veröff entlichte 
Papier des BMG, das über mehre-
re Monate mit Patientenvertretern 
und Akteuren des Gesundheitswe-
sens entwickelt wurde. Die Digita-
lisierungsstrategie zeigt, welche 
konkreten Ziele bis 2030 erreicht 
werden sollen und welche Maß-
nahmen dafür notwendig sind. 

Ein zentraler Punkt der Strategie ist 
die Weiterentwicklung der elektro-
nischen Patientenakte (ePA). Um 
die „ePA für alle“ zu ermöglichen, 
wird das Opt-out-Prinzip einge-
führt. Das heißt: Jeder Versicherte, 
der nicht widerspricht, erhält zu-
künftig eine ePA. Sie soll zur digi-
talen Gesundheitsplattform weiter-
entwickelt werden und alle relevan-
ten Akteure im Versorgungsalltag 
miteinander vernetzen. 

TI & gematik

Noch im August 2023 kommt mit 
dem TI-Messenger eine neue An-
wendung der Telematikinfrastruk-
tur (TI). Er ermöglicht die Kommu-
nikation zwischen den Health Pro-
fessionals. Ab Januar 2024 sollen 
dann auch die Versicherten dieses 
Tool nutzen können. Ebenso soll 
Anfang nächsten Jahres der ver-
bindliche Roll-out des E-Rezeptes 
erfolgen. Die Telematikinfrastruk-
tur wird für digital unterstützte Ver-
sorgungs- und Kommunikations-
prozesse kontinuierlich weiterent-
wickelt. Dazu wird die gematik zu 
einer Digitalagentur in 100 Prozent  
Trägerschaft des Bundes weiter-
entwickelt. Die Selbstverwaltung 
verliert somit auch die bisherigen 

Gesellschafteranteile in Höhe von 
49 Prozent. Die Versicherten sollen 
einen niedrigschwelligen Zugang 
zu telemedizinischen Leistungen 
bekommen. Daher wird die Inan-
spruchnahme und Durchführung 
durch nichtärztliches Gesundheits-
fachpersonal, beispielsweise in 
Apotheken und Gesundheitskiosken, 
unterstützt. Bis 2026 soll es in min-
destens 60 Prozent der hausärztlich 
unterversorgten Regionen eine An-
laufstelle für assistierte Telemedizin 

geben. Auch die digitalen Gesund-
heitsanwendungen (DiGA) und 
Pfl egeanwendungen (DiPA) spielen 
im Strategiepapier eine Rolle. DiGA 
und DiPA sollen in den digitalen 
Versorgungsprozess integriert wer-
den. Für beide Anwendungen wer-
de es per Opt-out möglich, Daten in 
die ePA einzutragen. Ein Auslesen 
von Daten soll es dann geben, wenn 
dies für eine Personalisierung der 

Anwendung sinnvoll und notwen-
dig ist.

Nutzung von Daten

Ein weiteres Feld betriff t die Ge-
nerierung und Nutzung von Daten 
für die Forschung. Die in der For-
schungslandschaft derzeit domi-
nierenden Datensilos sollen abge-
baut werden. Forschende sollen 
erleichterten Zugang zu pseudony-
misierten Daten bekommen. Eine 

zentrale Datenzugangs- und Koor-
dinierungsstelle soll den Zugang zu 
Forschungsdaten aus verschiede-
nen Quellen (Krebsregister, Kran-
kenkassendaten) ermöglichen. Ziel 
ist, bis Ende 2026 mindestens 300 
Forschungsvorhaben unter Nutzung 
von Daten aus dem Forschungsda-
tenzentrum durchzuführen. Zwei 
konkrete Gesetzesvorhaben werden 
dem Strategiepapier nun folgen und 

die Maßnahmen in einen rechtlichen 
Rahmen fügen: Das Digitalgesetz, 
das den Behandlungsalltag mit di-
gitalen Lösungen verbessern soll ,  
und das Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz, mit dem geregelt wird, wie 
Gesundheitsdaten für die Forschung 
erschlossen werden. 

Kritische Worte

KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun zur Digitaliserungsstrate-

gie:„Minister Lauterbach hat den 
Ärzt*innen in puncto Digitalisie-
rung „eine Art Defätismus“ vor-
geworfen. Wen wundert es, denn 
alles das, wozu man uns bisher 
zwangsverpfl ichtet hat, taugte 
nichts und brachte keinen Benefi t 
für unsere Praxen. Dabei waren wir 
nie digitalisierungsfeindlich. Ich 
kenne kaum eine Praxis, die, wo 
es sinnvoll war, nicht die Vorzüge 

Digitalisierungspläne des BMG

EHDS steht weder für eine Krank-
heit noch für eine Raumfahrtmission 
– EHDS steht für European Health 
Data Space. Der Europäische Raum 
für Gesundheitsdaten soll die Ge-
sundheitsversorgungs- und Behand-
lungsqualität der Menschen in Eu-
ropa voranbringen sowie Forschung 
und Datenaustausch verbessern.
 Im letzten Jahr wurde der 
Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten von der Europäischen 
Kommission auf den Weg gebracht. 
Als ein Eckpfeiler der Europäischen 
Gesundheitsunion soll er ab 2025 
die nationalen Gesundheitssysteme 
innerhalb der EU stärker miteinan-
der verknüpfen, einen sicheren und 
effizienten Austausch von Gesund-
heitsdaten ermöglichen. Ziel ist, 
die medizinische Versorgung der 
Patient*innen  in den Mitgliedsstaa-
ten zu verbessern. Die Infrastruktur 
der einzelnen Gesundheitssysteme 
und die Forschung sollen davon 
profitieren. Grundlage dafür, dass 
der Datenaustausch EU-weit funk-

tioniert, ist die elektronische Patien-
tenakte, in der alle ärztlichen Befun-
de und Behandlungen des Patienten 
enthalten sind, und dass diese digita-
lisierten Daten in allen Mitgliedsstaa-
ten genutzt 
werden kön-
nen. In jedem 
EU-Land müs-
sen die Daten 
daher nach 
dem gleichen 
Schema er-
fasst werden. 
Außerdem: 
Der strenge 
EU-Daten-
schutz muss 
gewahrt werden; die Patient*innen 
behalten die maximale Kontrolle 
über ihre Daten, können jederzeit 
ihre Patientenakte einsehen.

Diagnose und Behandlung

Ob sich eine Herzerkrankung wäh-
rend des Urlaubs in einem anderen 

EU-Land wieder meldet oder wäh-
rend eines Arbeitseinsatzes eine 
Krankheit zuschlägt, den behandeln-
den Ärzt*innen stehen, wenn die 
gesundheitsbezogenen Daten der 

EU-Bürger über die Ländergrenzen 
hinweg zusammengeführt sind, alle 
Informationen aus der Patienten-
akte zur Verfügung. Das erleichtert 
Diagnose und Behandlung. Lände-
rübergreifend sollen auch Rezepte 
einlösbar sein.
Die EU-Plattform mit all ihren Da-
ten kann allgemein zu einem Mehr 

an Behandlungs- und Versorgungs-
qualität der EU-Bürger*innen und 
beitragen, auch einen wichtigen Bei-
trag für die schnellere Entwicklung 
von Medikamenten leisten. Und 

sie ermöglicht 
Forschenden 
zudem ein 
größeres und 
detailgetreue-
res Bild etwa 
auch in Bezug 
auf seltene 
Erkrankungen. 
Die Pandemie 
hat gezeigt, 
wie wichtig 
es für die Ge-

sundheitspolitik und Behörden ist, 
schnell auf digitalisierte Gesund-
heitsdaten zugreifen zu können.

Datenkontrolle und Kritik

Um in solchen Ausnahmesituati-
onen in Zukunft angemessen han-
deln zu können, soll die private und 

European Health Data Space (EHDS)
Länderübergreifender Datenaustausch im Europäischen Raum

öffentliche Gesundheitsforschung 
daher die Daten der EU-Plattform 
in anonymisierter Form verwen-
den können. Ab 2025 sollen auf 
der Plattform alle Mitgliedsstaaten 
ihre Daten eingeben können. Re-
gulierung und Kontrolle des Da-
tenzugriffs obliegt dann  den nati-
onalen Behörden. Angesichts des 
unterschiedlichen Entwicklungs-
standards innerhalb der Mitglieds-
staaten in Bezug auf die Digitalisie-
rung der Gesundheitssysteme ist 
der Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten ein ehrgeiziges Unter-
fangen. Organisationen wie etwa 
die Bundeärzte- und psychothera-
peutenkammer und die KBV fürch-
ten das Risiko eines Datenverlustes 
und warnen vor der Aufweichung 
der Hoheit von Patientendaten. 
Sollte der EHDS wie bisher geplant 
umgesetzt werden,  plädieren sie 
für eine Opt-out-Möglichkeit, also 
die Möglichkeit für Patient*innen, 
der Datenweitergabe zu wider-
sprechen. ja

KERNZIELE DER STRATEGIE
Bis 2025 verfügen 80 Prozent der Versi-
cherten über eine elektronische Patien-
tenakte (ePA).

Im Jahr 2026 erfolgen 80 Prozent der 
Kommunikationsvorgänge im Gesund-
heits- und Pfl egewesen papierlos.

Die gematik soll zu einer Digitalen Ge-
sundheitsagentur als verantwortliche 
Stelle für digitale Anwendungen weiter-
entwickelt werden.

Aufbau eines Kompetenzzentrums für 
Digitalisierung und Pfl ege 

Bis 2026 gibt es in mindestens 60 Pro-
zent der hausärztlich unterversorgten 
Regionen eine Anlaufstelle für assistier-
te Telemedizin (etwa Gesundheitskiosk).

Bis Ende des Jahres 2026 werden min-
destens 300 Forschungsvorhaben un-
ter Nutzung von Daten aus dem For-
schungsdatenzentrum durchgeführt.

der Digitalisierung genutzt hat. Ob 
mit der aktuellen Digitalisierungs-
strategie der Bundesregierung nun 
alles besser wird, bleibt fraglich. 
Zwar sind im Prinzip schon jetzt 
gute Projekte der TI wie die eAU 
auf den Weg gebracht, doch auch 
diese zeigt sich als nicht ausgereift 
und verkompliziert die Abläufe. 
Mit dem E-Rezept verpfl ichtend ab 
1. Januar 2024 wird eine im Prin-
zip sinnvolle Anwendung folgen, 
der hoff entlich mit dem einfachen 
Rezeptabruf mit der eGK in der 
Apotheke zum Durchbruch ver-
holfen wird. Damit das zum Erfolg 
führt, testen wir von der KVBW 
dies vorab in einem Pilotprojekt 
mit engagierten Kolleg*innen in 
Kooperation mit Apothekern, ge-
matik, Softwareherstellern und ört-
lichen Dienstleistern. Ob hingegen 
eine ePA – aktuell haben gerade 
einmal ein Prozent der Patienten 
eine befüllte ePA – in der jetzt an-
gedachten Form zum Erfolg führen 
wird, auch vor dem Hintergrund 
der Ängste vor der Aushöhlung 
der ärztlichen Schweigepfl icht? 
Dasselbe gilt für DiPA und DiGA, 
die ärztliche Leistung nicht oder 
unzureichend einbeziehen und 
überwiegend die Hersteller berei-
chern. Nicht zuletzt deswegen hat 
sich die Vertreterversammlung der 
KVBW gegen die ePA in der aktu-
ell vorgesehenen wenig praktikab-
len Form ausgesprochen, obwohl 
die sogenannte „Opt-out-Lösung“ 
eine Forderung der Ärzteschaft war. 
Bezeichnend ist auch, dass die Ärz-
te in der gematik nicht mehr vertre-
ten sind. Sie hatten dort aber ohne-
hin nichts zu melden und mussten 
sich im Nachgang oft die Vorwürfe 
gefallen lassen, sie hätten die dort 
getroff enen (Fehl-) Entscheidungen 
ja sogar mitbestimmt.“ mt
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Respekt füreinander miteinander
Aktion wirbt für Verständnis statt verbaler Attacken

Die meisten Menschen haben es 
schon am eigenen Leib erfahren: 
Vergreift sich einer im Ton, schiebt 
der andere nach und schnell eska-
liert sie Situation. Besonders 
in Arztpraxen, wo viele um 
das knappe Gut Arztzeit kon-
kurrieren, wird der Ton immer 
rauer. MFAs sind meist dieje-
nigen, die das am ehesten spü-
ren. Doch sie verdienen An-
erkennung, damit nicht noch 
mehr von ihnen den Job ver-
lassen, fi nden der Chirurg Dr. 
Günther Fuhrer aus Reutlingen 
und die MFA Melanie Seibold 
vom Ärztenetz Reutlingen. Sie 
werben mit einer Plakataktion 
für mehr „Respekt füreinander 
miteinander“. 

Wie kamen Sie darauf, die 
Aktion ins Leben zu rufen?

Fuhrer: Patienten und Patien-
tinnen beklagten sich bei mir 
über die Aggression und Un-
freundlichkeit unserer Mitar-
beiterinnen. Nun ist es als Chef 
sehr unangenehm, wenn sie in 
den Ruf kommen, dass das 
Personal unfreundlich ist. Da-
her habe ich Frau Seibold be-
fragt und sie sagte mir, das un-
terscheide sich keinesfalls von 
ihren Erfahrungen oder denje-
nigen ihrer Kolleginnen. 
Seibold: Ja es stimmt, doch 
häufi g ist dies nur eine Re-
aktion auf ebenfalls aggres-
sive Patienten und Patientin-
nen. Wenn ich zehnmal am 
Tag angepöbelt werde, ver-
schärft sich möglicherwei-
se auch mein Ton, sodass ich 
dann etwas empfi ndlicher bin, 
wenn sich jemand in der Wortwahl 
vergreift. Am Morgen toleriere ich 
das vielleicht eher oder kann da-
mit umgehen, aber am Abend oder 

Nachmittag bin ich eventuell ein 
bisschen barscher, als ich das sein 
möchte. Dieser Kultur gilt es entge-
genzusteuern. 

Fuhrer: Wir haben dann gehört, 
dass das tatsächlich in jeder Praxis 
vorkommt. Wir waren darüber sehr 
erschrocken, denn es wurden dort 

auch Drohungen formuliert: „Ich 
weiß, wo du wohnst, warte mal bis 
heute Abend, dann wirst du sehen, 
was du davon hast. Das hat uns so 

alarmiert, dass wir uns gesagt haben, 
dann müssen wir etwas dagegen tun 
und eine gewisse Sensibilisierung 
erzeugen bei unseren Patienten. 

haben und aufgrund der verschie-
denen Herausforderungen in der 
Gesellschaft wie etwa technischer 
Wandel, Digitalisierung, demo-
graphischer und gesundheitspoli-
tischer Wandel mit ihrem Wissen 
am Ball bleiben wollen. Für diese 
Menschen sind auch die Univer-
sitäten ein guter Partner.“ Interes-
sierte können sich auf der Plattform 
Suedwissen.de informieren. Dort 
sind Lerninhalte, Zeitaufwand, Ter-
mine und Kosten einzusehen. Die 
Weiterbildungen des Fachclusters 
sind nicht mit der ärztlichen Wei-
terbildung der Ärztekammern zu 
verwechseln, sondern man könnte 

Mehrere Universitäten und Hoch-
schulen in Baden-Württemberg 
haben sich zu einem Fachcluster 
Gesundheit und Soziales zusam-
mengeschlossen, um berufsbeglei-
tende, wissenschaftliche Weiterbil-
dungen anzubieten.

Das Fachcluster vereint Expertise 
in den Bereichen Medizin, Pharma-
zie, Psychologie und Soziale Arbeit 
sowie Big Data und Data Science 
im Bereich Gesundheit und Sozia-
les. Nicole Folger von der Univer-
sität Tübingen: „Unsere Fortbildun-
gen richten sich an Personen, die 
bereits einen Hochschulabschluss 

Fachcluster Gesundheit bietet Weiterbildungen an

Und wie?

Seibold: Wir haben Plakate und 
Buttons entwickelt. Jeder, der das 

Bedürfnis hat, auch in seiner Praxis 
aktiv dagegen anzugehen, kann sie 
bei uns beziehen (Anmerkung der 
Redaktion: über den Link rechts). 

Wie reagieren die Patienten?

Seibold: Bei mir in der Praxis ha-
ben alle vor den Plakaten kurz ge-
stoppt und refl ektiert. Ich habe 
schon das Gefühl, der eine oder 
andere schnauft echt mal durch.
Fuhrer: Ich habe durchweg posi-
tive, verständnisvolle Reaktionen 
darauf. Die Patientinnen und Pati-
enten sagen, sie fänden es unerhört 
und so gehe es nicht. Wahrschein-
lich sind sie zum ersten Mal in der 
Situation, dass sie die andere Seite 
auch sehen. Wenn die Aktion eine 
breite Resonanz fi ndet, dann wäre 
ein gewisses Bewusstsein dafür ge-
schaff en und vielleicht könnte man 
dann in dieser Situation vielleicht 
eher deeskalieren.

Und wieder eine Kultur des Re-
spekts füreinander entwickeln?

Seibold: Ja, genau, wir haben auch 
bewusst den Slogan „Respekt für-
einander miteinander“ gewählt, 
weil wir ja wissen, dass auch wir 
frustriert sind. Wir wollen nicht 
bewusst einen Patienten verärgern. 
Wir versuchen wirklich, das Best-
mögliche für die Patienten rauszu-
holen, aber auch wir kommen an 
unsere Grenzen.
Fuhrer: Wir verstehen den Frust 
der Patientinnen und Patienten, 
wenn sie wegen des Ärzte- und 
MFA-Mangels schwer Termine 
bekommen, doch wir sind bis zu 
14 Stunden täglich vor Ort und oft 
am Ende unserer Kräfte. Ich wün-
sche mir, dass das zumindest gese-
hen wird. Wir können es uns nicht 
leisten, dass sich unsere medizini-
schen Fachangestellten nach einer 

solchen Erfahrungen zurückziehen 
und sagen: „Ich kann nicht mehr, 
ich höre auf mit dem Beruf.“ ef

  www.gesunder-respekt.de 

Das E-Rezept kommt 
Bereiten Sie sich vor

Im Rahmen der Digitalisierungs-
strategie hat das Bundesministe-
rium für Gesundheit (BMG) an-
gekündigt, das E-Rezept zum 1. 
Januar 2024 verpflichtend einzu-
führen. Bereits seit Mitte 2022 
lässt sich das E-Rezept voll digital 
mit Ihrem eHBA unterschreiben, 
erstellen und auf die E-Rezept-
App der Patientinnen und Patien-
ten übertragen. Ab Sommer die-
ses Jahres soll außerdem das „Ein-

lösen des E-Rezepts per eGK in 
der Apotheke“ möglich werden, 
sodass es dann auch eine breitere 
Akzeptanz bei den Patient*innen 
finden wird. 
Damit Sie Mehraufwand von 
vornherein aus dem Weg gehen, 
empfehlen wir Ihnen dringend, 
sich – sofern noch nicht gesche-
hen – einen eHBA zu beschaffen 
sowie mit Ihren Systembetreuern 
Kontakt aufzunehmen. vb

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Plakat / Größe: DINA2

10 - final

Eine Initiative des 
Ärztenetzes Reutlingen

Für einen respektvollen 
Umgang miteinander.

füreinander
   miteinander

Respekt ist immer eine gegenseitige Angelegenheit.

Dr. Günther Fuhrer 

sie eher als Fortbildung bezeich-
nen. Das Projekt Hochschulwei-
terbildung@BW mit der aktuellen 
Plattform suedwissen.de ist Teil der 
landesweiten Qualifi zierungsoff en-
sive WEITER.mit.BILDUNG@
BW und wird gefördert durch das 
Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst Baden-Württem-
berg. ef

 Weitere Informationen:
Nicole Folger
Universität Tübingen
Tel.: +49 7071 29 72685
E-Mail: nicole.folger@uni-tuebingen.de
https://www.suedwissen.de

Ständiger Wandel im Arbeitsleben: Wer sich weiterbildet, bleibt up to date.

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Aufkleber / Größe: 140 mm

10 - final
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„Hallo, ich bin Daniel. Wir duzen 
uns hier alle“, begrüßt Dr. Daniel 
Urban seine Gäste im MVZ Medi-
cum Zollernalb im Gewerbegebiet 
von Balingen. Neben einer kleinen 
Zweigpraxis ist hier die Verwaltung 
des MVZ untergebracht. 
Das Ambiente macht Eindruck: 
Sehr freundlich und hell ist alles ge-
staltet, die Ausstattung schick und 
modern. Auch für Barbet-Hund 
Happy ist Platz. 

Beschäftigte sind wichtigstes Gut

Daniel Urban (43) will mit seinem 
MVZ bewusst einiges anders ma-
chen. Er versteht seinen Betrieb als 
Start-up und ist sich bewusst, dass 
für den Erfolg ein Faktor entschei-
dend ist: „Die Beschäftigten sind 
unser wichtigstes Gut.“ Deshalb ist 
ihm wichtig, dass sich sein Team 

wohlfühlt und mit der Arbeit iden-
tifizieren kann. Das fördert er mit 
einer Kommunikationskultur auf 
Augenhöhe und einer ansprechen-
den Atmosphäre in den Praxen wie 
auch in der Verwaltung. So gibt es 
einen großen Begegnungsraum für 
Meetings des 30-köpfigen Teams. 
Am liebsten wäre ihm ein zentra-
ler Standort für alle. „Doch solche 
Räume zu bezahlbaren Preisen und 
mit genügend Parkfläche zu finden, 
ist in Balingen ungeheuer schwie-
rig“, erzählt Urban. 
Derzeit ist es so, dass zwei Stand-
orte nur wenige Meter voneinander 
entfernt liegen. Ganz klassisch be-
finden sie sich jeweils in der Etage 
eines Mehrfamilienhauses .Von au-
ßen wirkt es, als handle es sich um 
eine ganz normale klassische Ein-
zelarztpraxis. Doch dass sich die-
ses Modell überholt hat, steht für 

den Internisten außer Frage. Neben 
der Behandlung die immer umfang-
reicher werdende Verwaltung samt 
Personalmanagement zu stemmen, 
sei für einen Arzt kaum mehr leist-
bar. Davon abgesehen hat der Nach-
wuchs darauf auch gar keine Lust. 
Für Daniel Urban ein Grund, war-
um die Niederlassung wenig attrak-
tiv ist. Und aufs Land zieht es jun-
ge Medizinerinnen angeblich auch 
nicht. 
Doch der Gründer ist auch ange-
treten, mit seinem MVZ so man-
ches  Vorurteil zu entkräften. Per-
sonalmangel bei MFAs, zu wenig 
Bewerbungen für Arztstellen – bei 
ihm kein Thema. „Wir bekommen 
regelmäßig Initiativbewerbungen 
von MFAs. Wenn die Bedingun-
gen stimmen, zieht das weitere 
Mitarbeitende an.“ Auch an ärztli-
chen Interessenten mangelt es nicht. 

Zwei Kolleginnen und sechs Kolle-
gen sind bei ihm beschäftigt, darun-
ter auch Ärztinnen und Ärztee, die 
sich nach Praxisübergabe haben an-
stellen lassen. 
Nicht nur bei seinen Angestell-
ten, auch in der Patientenkommu-
nikation setzt Urban neue Akzente. 
So verschickt er regelmäßig einen 
Newsletter an seinen Patienten-
stamm, der „super angenommen 
wird“. 

Gestaltungspielraum

Dass er selbst zum Unternehmer  
wurde, war nicht geplant. Nach sei-
ner Facharztausbildung zum Inter-
nisten in Berlin und Leipzig war er 
in seine schwäbische Heimat zu-
rückgekehrt und als angestellter 
Arzt in einer kleinen Praxis tätig. 
„Wir hatten einen Aufnahmestopp 

und mussten täglich Patienten weg-
schicken. Da wurde mir klar, dass 
ich so nicht weiterarbeiten möch-
te“. erzählt Urban, der schon in sei-
ner Klinikzeit manche Strukturen 
und Abläufe hinterfragte. Schließ-
lich führte der Wunsch, etwas ver-
ändern und gestalten zu wollen, zur 
Gründung von Medicum Zollernalb. 
Urban ist überzeugt, dass „nur grö-
ßere Strukturen zukunftfähig sind“.  
Die Investitionen für sein als GmbH 
fungierendes MVZ stemmt er selbst. 
Eine Finanzierung mit Investo-
ren ist aktuell kein Thema. „Wir 
könnten mit Fremdkapital schnel-
ler wachsen, doch so bin ich auch 
niemandem verpflichtet“, betont der 
Facharzt, der auch noch selbst be-
handelt. In der Zukunft hat der jun-
ge Gründer viel vor. Im Juli eröff-
net er einen vierten Standort, wei-
tere können folgen.  gk

Junge Menschen wollen heute 
mehr als nur einen Job. Sie fordern 
flexible Arbeitszeiten, flache Hier-
archien und Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Wie das gelingen 
kann, dazu gab es beim Karriere-
tag für Medizinstudierende in Hei-
delberg Tipps aus dem Praxis- und 
Klinikalltag.  

Als junge Mutter mit zwei klei-
nen Kindern eine Arztstelle zu 
f inden, das war vor rund 20 Jah-
ren fast unmöglich. „Ich bin nir-
gends angenommen worden“, 
erzählt Dr. Susanne Bublitz, Vor-
sitzende des Hausärzteverbands 
Baden-Württemberg. Als es 
schließlich doch klappte, weil ihr 
aufgrund ihrer familiären Situati-
on Belastbarkeit attestiert wur-
de, gab es im Klinikalltag weitere 
Hürden. Teilzeit zu arbeiten, war 
nicht praktikabel. „Früher zu ge-
hen, funktioniert in der Inneren 
nicht“, so Bublitz‘ Erfahrung, die 
inzwischen glücklich ist, Chefin 

ihrer eigenen hausärztlichen Pra-
xis zu sein. 
Die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ist ein Faktor, der unter 
dem Oberbegriff  „New Work“  
ein neues Verständnis von Arbeit 
postuliert. Wie das in der Medizin 
umgesetzt werden kann, darüber 
diskutierten auf dem ZEIT-Karrie-
retag an der 
Uni Heidel-
berg Bublitz 
und drei 
Kollegen aus 
Klinik und 
Niederlas-
sung, darun-
ter KVBW-
Vorsitzen-
der Dr. 
Karsten 
Braun. Aus 
den Erzäh-
lungen der 
Podiumsgäste, die 20 und mehr Be-
rufsjahre hinter sich haben, wurde 
schnell klar: Die Zeiten haben sich 

enorm zugunsten des medizini-
schen Nachwuchses geändert. Wa-
ren früher 150 Bewerbungen not-
wendig, um eine Stelle zu erhalten, 
haben die Jungen heute „zwischen 
Sylt und Garmisch“ die freie Aus-
wahl, bemerkte Braun. Entspre-
chend gut sind auch ihre Verhand-
lungspositionen. 

Über den Wunsch nach Teilzeit 
wundert sich heute niemand mehr. 
Auch in der Niederlassung muss es 

kein voller Versorgungsauftrag sein, 
betonte Braun. „Versorgungsauf-
träge kann man teilen, es ist auch 
nur ein halber oder weniger mög-
lich.“ 
Teilzeitarbeit ist auch in der Klinik 
inzwischen keine Seltenheit mehr. 
Es sei völlig normal, dass jemand 
nicht mit 100 Prozent anfange, be-

richtete der 
Ärztliche 
Direktor 
vom Klini-
kum am 
Weissenhof, 
Dr. Matthias 
C. Michel, 
„auch in der 
Somatik“. 
Für eine Tä-
tigkeit in ei-
ner Praxis 
warb auch 
Dr. Michael 

Rodenbach, der als angestellter 
Kardiologe in einem großen Praxis-
verbund arbeitet und froh ist, keine 

Dienste mehr leisten zu müssen. 
„100 Prozent sind für mich jetzt 
wie 75 Prozent in der Klinik“, so 
Rodenbach. Er schätze zudem die 
flachen Hierarchien und arbeite ei-
genverantwortlich in einem tollen 
Team. 
Den Gestaltungsraum für New 
Work in einer Praxis betonte auch 
Braun, der selbst über 20 Jahre in 
einer Gemeinschaftspraxis tätig 
war. Er hält kooperative Struktu-
ren für sinnvoll, denn sie ermögli-
chen verschiedene Schwerpunkte 
sowie die Aufteilung der Unter-
nehmensführung. Dass die Nie-
derlassung attraktiver ist als ihr 
Ruf, diese Erfahrung hätten Wei-
terbildungsassistenten in seiner 
Praxis immer gemacht, auch, weil 
sie enorm viel gelernt haben. Im 
kooperierenden Krankenhaus 
wurde die zeitweilige Versetzung 
in der Praxis immer beliebter, so 
dass es schließlich nicht mehr hieß, 

„wer muss“, sondern „wer darf in 
die Praxis?“. gk

MVZ als Startup
Dr. Daniel Urban hat in Balingen das Medicum Zollernalb MVZ mit drei Standorten gegründet. Demnächst gibt es einen vierten. 

Der Gründer führt seinen Betrieb wie ein Start-up und hat noch viel vor. 

Dr. Daniel Urban tut viel für seine Beschäftigten. Personalmangel kennt er nicht. 

Am Start: das Medicum Zollernalb MVZ

Niederlassung bietet für NEW WORK viele Möglichkeiten

Von links nach rechts: Moderatorin Wlada Kolosowa, Bublitz, Braun, Rodenbach und Michel beim Talk.
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Vertreterversammlung widmet 
sich brisanten Themen

Von Honorar über Ärztemangel bis zur Entbürokratisierung. Es gibt großen Handlungsbedarf.

Etwa die Hälfte der Mitglieder 
der Vertreterversammlung sind 
im letzten Jahr neu in das Gre-
mium gewählt worden. Grund 
genug, dass sich die Delegier-
ten zusammen mit dem Vor-
stand, den Bezirksbeiräten und 
der Verwaltung zu einer Klau-
sur eingefunden haben, um die 
Leitplanken für die Amtsperio-
de zu bestimmen. 
Die Sorge ist rundum deutlich 
geworden, dass die ambulante 
Versorgung in eine gefährliche 
Schiefl age geraten wird, wenn 
nicht gegengesteuert wird, oder 
in einer solchen sogar schon ist,.
Nachwuchsmangel, die Kon-
kurrenz zu investorengestütz-
ten MVZ, die Rolle der Praxen 
im Rahmen der sektorenübergrei-
fenden Versorgung, die Verbesse-
rung der Zusammenarbeit zwischen 
Haus und Fachärzten, die Stärkung 
der Primärversorgung und die Kos-
tendeckung bei ambulanten Eingrif-
fen, aber auch die Förderung der 
Weiterbildung in der Psychothera-
pie, mehr Gruppentherapie und die 
Versorgung psychisch schwer kran-
ker Patientinnen und Patienten – der 
Handlungsbedarf ist groß und liegt 
in vielen Punkten auch nicht (al-
lein) im unmittelbaren Einfl uss des 
Vorstandes. Großen Wert legten alle 
Teilnehmer darauf, dass sie einen 
aktiven und konstruktiven Beitrag 
mit eigenen Lösungsvorschlägen 
für die zahlreichen Probleme in der 

Versorgung leisten möchten. Kla-
gen allein ist zu wenig. Vor allem 
die Rahmenbedingungen für die 
Praxen werden daher in den kom-
menden Jahren im Mittelpunkt der 
Tätigkeit stehen müssen. Darin wa-
ren sich alle Teilnehmenden einig. 
Dementsprechend ist die Verbesse-
rung der Attraktivität der Niederlas-
sung auch eines der drei Themen, 
die der Vorstand als strategisches 
Ziel für diese Amtsperiode ausge-
geben hat.

Finanzielle Attraktivität

Die fi nanzielle Attraktivität für die 
Praxen muss verbessert werden. 
Das betriff t Themen wie Entbudge-
tierung mindestens der Grund- und 

Versichertenpauschalen, aber auch 
die Einbeziehung von Angestellten 
in die Kalkulation des EBM – sei-
en sie medizinisch tätig oder in As-
sistenzfunktionen. Gerade die MFA 
hatten während der Pandemie einen 
unschätzbaren Beitrag geleistet und 
warten bis heute auf eine entspre-
chen (fi nanzielle) Anerkennung da-
für.

Bürokratie

Die Ärzte und Psychotherapeuten 
einfach nur ihre Arbeit machen las-
sen –  leider kann davon keine Rede 
sein. Viel zu viel Zeit ist in den 
Praxen erforderlich für Tätigkei-
ten, die nicht der Patientenversor-
gung dienen. Der Vorstand hat sich 

auch dieses Ziel auf die Fahnen ge-
schrieben und will seinen eigenen 
Handlungsspielraum ausschöpfen. 
Dazu gehören beispielsweise digi-
tale Antragsservices über das Mit-
gliederportal der KVBW. 

Regresse

Auch wenn sich die Situation im 
Vergleich zu früheren Zeiten deut-
lich entspannt hat, ist die Unsicher-
heit nach wie vor groß. Besonders 
ärgerlich ist die große Zahl an In-
dividualregressen und Einzelfall-
prüfungen. Es geht dabei meist 
nicht um hohe Summen, aber der 
Aufwand für die Praxen ist hoch. 
Dementsprechend gehört es zu 
den Zielen des Vorstandes, das 

Regressrisiko weiter zu verrin-
gern und besonders die Zahl der 
Einzelfallregresse zu senken. 

Notfalldienst

Wie die Patientinnen und Pa-
tienten künftig im Rahmen 
des Bereitschaftsdienstes ver-
sorgt werden können, ist ei-
nes der weiteren Kernthemen 
für den Vorstand und die VV-
Delegierten. Welche Angebote 
sind hier überhaupt noch zeit-
gemäß im Spannungsfeld zwi-
schen den verfügbaren Ressour-
cen und der Erwartungshaltung 
von Patient*innen und Politik? 
Wie kann die Inanspruchnahme 
auf die Patientinnen und Patien-

ten begrenzt werden, die wirklich 
medizinische Unterstützung außer-
halb der Sprechstundenzeiten benö-
tigen? Und damit verhindert wer-
den, dass die teuren Strukturen als 
verlängerte Sprechstunde benutzt 
werden. Wie kann das System fi -
nanziert werden? Die KVBW hat 
in Deutschland eine führende Rol-
le bei der Gestaltung des Notfall-
dienstes. Diese Rolle soll sie weiter 
nutzen, um den Notfalldienst wei-
terzuentwickeln. Die Themen für 
die nächsten Jahre sind damit ge-
setzt. Klar ist aber auch, dass un-
vorhergesehene Ereignisse alle Pla-
nungen obsolet werden lassen kön-
nen. Gerade die vergangenen Jahre 
haben das deutlich gezeigt. ks 

Wahlbeteiligung enttäuschend, 
Umfrage forscht nach Ursachen

Nur 35 Prozent der ärztlichen Mit-
glieder der KVBW haben ihre 
Stimmen abgegeben, fünf Prozent-
punkte weniger als bei den Wahlen 
sechs Jahre zuvor. Noch deutlicher 
war das Ergebnis bei den Psycho-
therapeuten. Haben sich 2016 noch 
62 Prozent an den Wahlen betei-
ligt, waren es im vergangenen Jahr 
nur noch 40 Prozent. Die KVBW 
als Institution der Selbstverwal-
tung lebt von der Legitimation ih-
rer Mitglieder. Es würde auf Dauer 
den Vorstand und die Rolle der De-
legierten der Vertreterversammlung 
und der Bezirksbeiräte schwächen, 
wenn sie sich nicht auf ein brei-
tes Votum der Mitglieder stützen 

könnten. Die Vertreterversamm-
lung hat daher den Vorstand beauf-
tragt, nach Wegen zu suchen, wie 
die Wahlbeteiligung 2028 erhöht 
werden kann. Klar ist, dass dafür 
zunächst Ursachenforschung be-
trieben werden muss. Es wird eine 
Reihe von Gründen geben, die wie-
derum unter einzelnen Wählergrup-
pen sehr unterschiedlich sein wer-
den. Hierzu gibt es Mutmaßungen, 
aber keine einigermaßen gesicher-
ten Erkenntnisse. 

Umfrage 

Die KVBW nimmt daher wis-
senschaftliche Unterstützung in 

Anspruch. Wissenschaftler am In-
stitut für Kommunikationswissen-
schaften an der Universität Ho-
henheim hatten bereits vor eini-
gen Jahren eine Umfrage unter den 
Mitgliedern der KVBW vorgenom-
men, damals noch zu einer Reihe 
von Themen. Diesmal soll es vor 
allem um die Wahlbeteiligung und 
die Gründe fürs Wählen oder fürs 
Nichtwählen gehen. Aber auch ein 
paar allgemeine Fragen zur KVBW 
werden enthalten sein. Mit den 
Wissenschaftlern ist eine Vertrau-
lichkeitsvereinbarung abgeschlos-
sen worden. Das bedeutet, dass die 
KVBW keinen Einblick in die ein-
zelnen Rückmeldungen haben wird 

und auch nicht weiß, wer von den 
Mitgliedern an der Umfrage teilge-
nommen hat. Das ist entscheidend, 
um die Anonymität der Wahlen zu 
wahren. 
Die Umfrage wird noch vor den 
Sommerferien stattfi nden, damit 
die Erinnerung an die Wahlen im 
vergangenen Jahr nicht zu sehr ver-
blasst. Selbstverständlich werden 
die Ergebnisse veröff entlicht, vor 
allem aber sollen sie in der Vertre-
terversammlung und den Bezirks-
beiräten besprochen werden und 
daraus dann Maßnahmen abgeleitet 
werden. Einige davon werden mög-
licherweise einiges an Vorlauf be-
nötigen. Wenn sich beispielsweise 

herausstellen sollte, dass eine digi-
tale Stimmabgabe die Wahlbeteili-
gung erhöhen könnte, müsste die 
Wahlordnung geändert und schon 
rechtzeitig vorher die Vorbereitun-
gen getroff en werden. Die Umfrage 
dient aber auch dem Vorstand, der 
Verwaltung und den Delegierten 
der Vertreterversammlung sowie 
den Bezirksbeiräten dazu, ihre ei-
gene Arbeit und ihr Auftreten kri-
tisch zu hinterfragen. Die KVBW 
bittet daher alle Mitglieder, sich an 
der Umfrage zu beteiligen. 
Weitere Informationen gibt es in 
Kürze per Schnellinfo. Darin ent-
halten ist auch ein Link zur Umfra-
ge.  ks 

Ein Ergebnis der Wahlen zur Vertreterversammlung und den Bezirksbeiräten im vergangenen Jahr wird niemanden zufriedenstellen 
können, egal welcher berufspolitischen Agenda er oder sie folgt: Die Wahlbeteiligung war niedrig!

Strategisches Ziel ist die Verbesserung der Attraktivität der Niederlassung.
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Die Abrechnung ist das Herzstück jeder Praxis. Aber 
ganz egal, ob es sich um Privat- oder GKV-Versicherte 
handelt: Der korrekte Ansatz der Gebührenordnungs-
positionen ist komplex und verlangt aufgrund der finan-
ziellen Tragweite nach echten Profis. Wenn Sie selbst 
ein solcher Profi werden wollen, dann qualifizieren Sie 
sich bei uns zur Abrechnungsmanagerin / zum Abrech-
nungsmanager.

Ziele:

In dem dreitägigen Intensivkurs nutzen Sie Ihr Basis-
wissen, um anhand zahlreicher Übungen und Fallbei-
spiele Ihre Anwenderkenntnisse in der Abrechnung 
zu erweitern. Sie tauchen in die komplexe Welt der 
Gebührenordnungspositionen ein und lernen, wor-
auf Sie bei der Abrechnung besonders achten müs-
sen. Von den rechtlichen Rahmenbedingungen über 
die allgemeinen Abrechnungsbestimmungen bis hin 
zu arztgruppenübergreifenden und -spezifischen Ge-
bührenordnungspositionen machen Sie sich mit allen 
wichtigen Inhalten des EBM vertraut. Darüber hinaus 
beschäftigen Sie sich mit den vielfältigen Regelungen 
der GOÄ und üben anhand von Beispielen die Umset-
zung für die Praxis.

Zielgruppe:

Das Seminar richtet sich an Mitarbeitende und Erst-
kräfte aus Haus- und Kinderarztpraxen. Bitte melden 
Sie sich nur an, wenn Sie über ein solides Basiswissen 
mit praktischen Erfahrungen in der Abrechnung ver-
fügen.

Arbeitsformen: 

Vortrag mit Fallbeispielen und Diskussion, Gruppen-
arbeit, praktische Übungen, Lernerfolgskontrolle 

(Prüfung), im Live-Online-Seminar zusätzlich virtuelle 
Interaktionsformen (Chat, Whiteboard, Teilgruppen).

Schwerpunkte:

EBM:

• Struktur und Begrifflichkeiten
• Begrenzungsregelungen (Gespräche und Labor)
• DMP, NäPA, Chroniker und Pflegeheim
• Vorsorgeleistungen, Impfungen
• Selektivverträge und KV
• Fehlerquellen

GOÄ:

• Wichtige Rechtsgrundlagen
• Analogbewertungen und ihre Bedeutung
• Auslegung und Umsetzung der GOÄ-Leistungen
• Gesprächsziffern, Visiten und Besuche und evtl. 

dazugehörende Zuschläge
• Sachkostenabrechnung
• Diagnostische Leistungen und deren korrekte 

Steigerungen
• Abrechnung mehrerer Ultraschallleistungen bei 

einem Kontakt
• Zuschläge zu ambulanten OP-Leistungen
• BG-Abrechnung: 
• Anfragen, Untersuchung, Versicherungsgutachten 

Termin: 17. - 19. Juli 2023, 
jeweils 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Ort: KVBW Karlsruhe
Keßlerstraße 1
76185 Karlsruhe

Punkte: 3
Kosten: 369 Euro
Anmeldung: MAK, Telefon: 0711 7875-3535

info@mak-bw.de

ARZT & THERAPEUT

verschiedenen Systeme den Über-
gang ins Erwachsenenalter beglei-
ten. Die verschiedenen Teile ge-
ben jeweils einen Überblick, was 
in welchen Fällen geleistet wird 
und wie die Zugangswege sind. 
So können sich Fachkräfte aus den 
verschiedenen Systemen gezielt 
informieren, welche Hilfen andere 
Systeme für die von ihnen unter-
stützten Kinder, Jugendlichen und 
Familien bereithalten, und können 
an diese weiterverweisen oder ge-
zielt kooperieren. Auch werden be-
stehende Kooperationsstrukturen 
und -formate vorgestellt und Hin-
weise gegeben, wie Netzwerkarbeit 

Die Taskforce in Baden-Württem-
berg, die sich mit der psychischen 
Situation von Kindern und Jugend-
lichen infolge der Coronapandemie 
befasste, hat Maßnahmen erarbeitet, 
die die Betroffenen bei der Bewälti-
gung der psychischen Beeinträchti-
gung durch die Pandemie unterstüt-
zen können. 
Dadurch sollen Kinder, Jugendliche 
und Familien gestärkt und die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen wer-
den, dass Kapazitäten im Gesund-
heitswesen sowie der Kinder- und 
Jugendhilfe kurzfristig weiter aus-
gebaut und möglichst zielgerichtet 
genutzt werden können. Hilfen und 

präventiv wirkende Angebote sol-
len in gemeinsamer Verantwortung 
von Gesundheitswesen und Kinder- 
und Jugendhilfe verstärkt werden. 
Konkret werden unter anderem die 
stationären Behandlungskapazitä-
ten erhöht (bis zu 120 zusätzliche 
Betten oder Plätze für die kom-
menden zwei Jahre), die Angebote 
der Familienbildung und -beratung 
durch zusätzliche Fördermittel in 
Höhe von drei Millionen Euro aus-
gebaut und Regiokonferenzen zur 
Verbesserung der Vernetzung von 
Gesundheitswesen, Kinder- und 
Jugendhilfe sowie Schulen durch-
geführt werden. 

Handreichung

Die Taskforce hat auch eine inter-
disziplinäre Handreichung zusam-
mengestellt. Sie gibt Fachkräften, 
die in Gesundheitswesen, Schu-
len und Kinder- und Jugendhilfe 
tätig sind, einen Überblick darü-
ber, welche Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe es allgemein 
für Kinder, Jugendliche und El-
tern gibt, wie das Gesundheitswe-
sen Kinder, Jugendliche und deren 
Eltern unterstützt (Prävention, am-
bulante und stationäre Versorgung, 
Akutversorgung in Krisen, Sucht 
und Suchtgefährdung) und wie die 

Psychische Situation von Kindern und Jugendlichen infolge der Coronapandemie soll verbessert werden

und Kooperationen auf strukturel-
ler Ebene auf- und ausgebaut wer-
den können. somi

 Handreichung:

https://sozialministerium.baden-
wuerttemberg.de/fileadmin/
redaktion/m-sm/intern/downloads/
Publikationen/Handreichung_TF-
PsychKuJ-Corona.pdf

MAK-Tipp: Intensivkurs Abrechnungsmanager   
     (Arztpraxis) – Hausarztpraxen

Vertrauen auf- 
und Belastungen 

abbauen

Ende 2011 hatte die KV Baden-
Württemberg erstmals eine Bro-
schüre herausgegeben, die die 
rechtlichen und technischen As-
pekte eines korrekten Ultraschall-
bildes beleuchtete. Nun erscheint 
eine Neuauflage. 
Die Dokumentation einer ärzt-
lichen Untersuchung ergibt sich 
nicht nur aus berufs- und haf-
tungsrechtlichen Aspekten, son-
dern ist immanenter Bestandteil 
der Gewährleistung der Qualität 
in der ambulanten Versorgung. 
Maßgeblichen Einfluss auf Art 
und Umfang der Dokumentation 
haben die einschlägigen Verträge 
und Richtlinien; sie regeln auch 
die entsprechenden Dokumen-
tationsprüfungen. 

Seit 2011 hat es einige Änderun-
gen an der Qualitätssicherungs-
vereinbarung Ultraschall gegeben, 
so wurden beispielsweise Abnah-
me- beziehungsweise Konstanz-
prüfungen bei den Geräten ein-
geführt. 
Die Neuauflage der Broschüre 
berücksichtigt diese Änderungen. 
Ergänzt wird das Ganze abermals 
durch Tipps und Hinweise zur 
Verbesserung der technischen 
Bildqualität. 
Die Ultraschallbroschüre wird an 
alle Ärztinnen und Ärzte mit Ul-
traschall-Genehmigung versandt. 
Zum Zeitpunkt der Drucklegung 
dieses ergo war noch nicht vor-
hersehbar, wann die Broschüren 
ausgeliefert werden können. sf 

Ultraschallbilder: Qualität  
optimieren

 Neuauflage der Ultraschallbroschüre erschienen

Praktische Tipps bietet die Ultraschallbroschüre.  
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Nach drei Jahren Coronapande-
mie lädt der Bezirksbeirat der BD 
Freiburg zu seinem Servicetag am 
1. Juli 2023 von 9.00 Uhr bis 14.30 
Uhr ein.  Auch in Reutlingen kön-
nen sich Mitglieder beraten lassen. 

Aktuelle politische Ereignisse be-
einfl ussen erheblich den Praxi-
salltag. Es werden Vorträge und Be-
ratung für Ärzte, Psychotherapeu-
ten und Praxismitarbeiter zu 
Gesundheitskiosk, Telematikinfra-
struktur, Arzneimittelengpässen 
und Regressen angeboten. Was 
kommt auf die Praxen zu? Beim 
Freiburger Servicetag werden die 
wichtigsten Inhalte zusammenge-
fasst und alle Fragen beantwortet. 
Nutzen Sie die Gelegenheit, den 
neuen Vorstand der KVBW und die 
neu gewählten Beiräte für 

Südbaden persönlich kennenzuler-
nen. Seien Sie unser Gast – wir 
freuen uns darauf!

Servicetag 2023 in Reutlingen 

Am Samstag, den 7. Oktober 2023 
ab 9.30 Uhr, fi ndet der Reutlinger 
Servicetag statt. Das Startersemi-
nar für neu niedergelassene Haus-/
Fachärztinnen und Haus-/Fachärz-
te wird außerdem in den Servicetag 
integriert. Wie jedes Jahr gibt es 
wieder vielfältige Vorträge für Sie 
und Ihre Praxismitarbeiter/-innen. 
Dabei werden verschiedene aktuel-
le Themen wie berufspolitische 
Entwicklungen für Psychothera-
peuten, Rechtsthemen, Praxisüber-
gabe sowie Themen und Trends 
rund um die Digitalisierung des 
Gesundheitswesens aufgegriff en. 

Auch 
für 
Praxis-
mitar-
beiter/in-
nen sind 
Veranstal-
tungen vor-
gesehen. 

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 
Programm 
und die 
Mög-
lichkeit 
zur 

Anmeldung. Bitte merken Sie sich 
den Termin vor. Wir freuen uns auf 
Sie! nh /uj

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Reutlingen: 

Heike Großhans, BD Reutlingen 
Tel.   07121/917-2244

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Freiburg:

Anmeldung bis 26. Juni 2023 
unter www.kvbawue.de/service-
tag-fr

tungen vor-

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 

Ihr Draht zu uns

SAMSTAG, 01. JULI 2023

9.00 BIS 14.30 UHR

Servicetag

BD Freiburg 

Nutzen Sie auch unser Gesprächsangebot 

im Rahmen des Servicetages in der 

BD Freiburg

� IT-Beratung / Datenschutz

� Verordnungsmanagement

� Abrechnungsberatung

� Niederlassungsberatung

Veranstaltungsort

KV Baden-Württemberg

Bezirksdirektion Freiburg

Sundgauallee 27

79114 Freiburg

0761 884-4158

Wir freuen uns auf Sie!

Ihr Bezirksbeirat

der BD Freiburg

Prof. Dr. Michael Faist

Dr. Carmen Seifried

Dr. Barbara B
ohl

Dr. Peter Baumgartner

Dr. Gisa W
eißgerber

www.kvbawue.de

Freiburg und Reutlingen laden zu     Servicetagen ein

Patienten-Navi online
Verlässliche Unterstützung bei der Suche nach einer passenden Behandlung 

Das Patienten-Navi unterstützt bei 
bestehenden gesundheitlichen Be-
schwerden Patientinnen und Pati-
enten online. So kann die richtige 
Behandlung und die Dringlichkeit 
des Arzt-Patienten-Kontakts her-
ausgefunden werden. Patient*innen 
müssen dafür nur auf die Website 
der 116117 (www.116117.de) ge-
hen und können per Knopfdruck 
die Anamnese und damit eine me-
dizinische Ersteinschätzung auf-
grund der gesundheitlichen Be-
schwerden starten. Die Anwendung 
kann auch schnell und bequem über 

das eigene Smartphone oder Tab-
let genutzt werden. Mit der „Struk-
turierten medizinischen Erstein-
schätzung in Deutschland (SmED)“ 
wird eine Software eingesetzt, die 
als Medizinprodukt zugelassen ist. 
SmED stellt keine Diagnose, son-
dern hat die bestehende gesundheit-
liche Beschwerde im Fokus, um 

die Dringlichkeit einer Behandlung 
einzuschätzen und einen Hinweis zu 
geben, wohin die Betroff enen sich 
für eine Behandlung wenden soll-

ten. Die Patientinnen und Patienten 
beantworten online Fragen zu ihrem 
Alter, zu Vorerkrankungen, zur ak-
tuellen Situation und  Haupt- sowie 

Begleitbeschwerden. Wichtig: Es 
wird keine Diagnose gestellt, son-
dern vor allem die Behandlungs-
dringlichkeit eingestuft.
Nach der Befragung erhalten die 
Nutzer eine Empfehlung, in welcher 
Dringlichkeit sie einen Arzt aufsu-
chen sollten und an wen sie sich in 
der akuten Situation wenden können. 

Über 125.000 reguläre Termine, in 
erster Linie in fachärztlichen und 
psychotherapeutischen Praxen, 
hat die Terminservicestelle (TSS) 
in den letzten fünf Jahren vermit-
telt. Aktuell rufen im Schnitt rund 
55.000 Patientinnen und Patienten 
im Quartal bei der TSS an. Der Be-
darf an Terminen ist ungebrochen, 
mehr noch, er steigt stetig. 

Termine werden benötigt

Dies ist kein Wunder angesichts 
voller Praxen, unbesetzter Arztsitze 
und fehlender Nachfolgerinnen und 
Nachfolger für schließende Praxen. 
Die Terminservicestelle  versucht 
einzuspringen und denjenigen Pa-
tienten Termine zu vermitteln, die 
dringenden Bedarf haben. Dafür ist 
die TSS angewiesen auf Termin-
meldungen aus den Praxen. Hier 
beißt sich nun die berühmte Katze 
in den Schwanz, wenn die Praxen 
selbst keine freien Termine haben! 
Im Wissen um diese Situation fällt 
es schwer, die Mitglieder zu weite-
ren Terminmeldungen für die TSS 
aufzufordern, gar zu verpfl ichten. 
Der wachsende Bedarf seitens der 
Patienten macht es aber notwendig, 
dass auch die TSS über ein ausrei-
chendes Terminangebot verfügt. 
Daher bittet der Vorstand der KV 
Baden-Württemberg die Mitglieder 
aller Fachrichtungen ausdrücklich: 
Bitte melden Sie weitere Termine. 
 Ganz ohne Anreiz bleibt 
diese Bitte glücklicherweise nicht. 
Denn seit diesem Jahr ist die Ho-
norierung der TSS-Fälle noch ein-
mal angehoben worden: Für jeden 
TSS-Fall gibt es einen Zuschlag auf 
die Versicherten-/Grundpauschale 
von 40 bis 200 Prozent – je nach 
Dringlichkeit. Schon länger gilt, 
dass alle TSS-Fälle extrabudge-
tär vergütet werden. Ganz neu gel-
ten diese abgestaff elten Zuschläge 
auch für die vom Facharzt durch-
geführten Termine, die durch einen 

Hausarztvermittlungsfall zustande 
kommen. Die hausärztliche Pra-
xis kann für die Vermittlung an die 
fachärztliche Praxis eine Pauschale 
von 15,05 Euro abrechnen.

Neue Software 

Darüber hinaus lässt sich die Ter-
minmeldung relativ einfach über 
die Software „116117 Terminser-
vice“ erledigen; die den alten „eTer-
minservice“ abgelöst hat. Nach wie 
vor ist die Anwendung über das 
Mitgliederportal erreichbar. In der 
Software lassen sich verschiede-
ne Terminprofi le anlegen, Termine 
und ganze Terminserien einstellen. 
Ein schneller Überblick über die 
eingestellten und gebuchten Ter-
mine erleichtert den Abgleich mit 
dem Praxis-PVS. Außerdem sind 
alle notwendigen Angaben zu den 
Patient*innen, die die Termine ge-
bucht haben, direkt hinterlegt. Um-
fangreiches Informationsmateri-
al und Tutorials erleichtern den 
Umgang mit der neuen Terminbu-
chungssoftware. Individuelle Ein-
stellungen, wie die Anpassung des 

„minimalen Buchungsabstands“ – 
die Zeitspanne, ab der der Termin 
bei Nichtbuchung wieder für die 
Praxis frei wird – können jederzeit 
geändert werden.
Ganz neu im „116117 Terminser-
vice“ ist das Online-HAFA-Tool, 
das den hausärztlichen Praxen die 
Terminbuchung für einen ihrer Pa-
tienten in einer fachärztlichen oder 
psychotherapeutischen Praxis ih-
rer Wahl ermöglicht. Damit können 
hausärztliche Praxen selbst online 
einen Termin für ihre Patient*innen 
in der Facharztpraxis ihrer Wahl bu-
chen und so einen Hausarztvermitt-
lungsfall einfach und unbürokra-
tisch auslösen. sm

 Ausführliche Informationen: 
www.kvbawue.de/terminservice-
stelle

Neue Software für den 
Terminservice

Terminservicestelle bittet um Terminmeldungen
Das kann der Bereitschaftsdienst 
unter der 116117 sein, eine Arztpra-
xis oder im Notfall die 112 oder eine 
Notaufnahme. Sollte eine lebensbe-
drohliche Situation festgestellt wer-
den, wird die Befragung sofort ab-
gebrochen und der Nutzer aufgefor-
dert, umgehend die Notfallnummer 
112 zu wählen. Sollte sofort eine Be-
handlung notwendig sein, erhalten 
die Anwender eine PIN, mit der sie 
eine telefonische Beratung über die 
116117 einholen können. Das Pati-
enten-Navi ergänzt die telefonische 
Beratung in der Akutfallvermittlung 

der 116117 und soll dazu beitragen, 
die Wartezeiten für Anrufer in den 
hochfrequentierten Zeiten zu mini-
mieren. Darüber hinaus ist das Navi 
ein Beitrag, um den ungesteuerten 
Andrang auf Notaufnahmen zu re-
duzieren und die Betroff enen zur 
richtigen Zeit an die richtige Stelle 
zu „navigieren“ ef

Das Patienten-Navi online fragt Hilfesuchende nach ihren Symptomen und fi ndet die passende Anlaufstelle für eine Behandlung. 
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eLearning-Kurse
Weitere Angebote unter: www.online-kurse.mak-bw.de

Kursname Zielgruppe Weitere Informationen

Grundlagen der Hygiene in der 
Arztpraxis

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die in einer Praxis tätig sind 
und Kenntnisse auf dem Gebiet der Hygiene erwerben, auffrischen 
oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 01/23
Gebühr: 59,-
Dauer: 45 min., vertont, FB-Punkte: 2

(K)eine Kunst: 
Kommunikation im Praxisalltag 

Praxismitarbeitende, die ihr Grundverständnis von Kommunikation 
auffrischen oder erweitern wollen. Gerne auch für Ärzte, Psycho-
therapeuten oder Auszubildende.

Kurs-Nr.: eL 02/23
Gebühr: 39,-
Dauer: 30 min., unvertont,FB-Punkte: 0

Sicher ist sicher: Datenschutz im 
Praxisalltag leben und managen

Ärzt*innen, Psychotherapeut*innen, Praxismitarbeitende und 
Auszubildende, die Kenntnisse zum Datenschutz erlangen, erweitern 
oder vertiefen wollen.

Kurs-Nr.: eL 03/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Hieb- und stichfest: Verordnung 
von Schutzimpfungen

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die aktuell oder künftig Imp-
fungen durchführen und Kenntnisse über deren Hintergründe und 
Verordnung erwerben, auffrischen oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 04/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 100 min.,vertont, FB-Punkte: 4

Jetzt zählt's: Hausärztliche Grund-
lagen des EBM

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende in Hausarztpraxen, die Leis-
tungen nach dem EBM abrechnen und diesbezügliche Kenntnisse 
erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 05/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 110 min., vertont, FB-Punkte: 4

Wirkstoff Wissen: Verordnung von 
Sprechstundenbedarf

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Sprechstundenbedarf erwerben, erweitern oder auffrischen 
wollen.

Kurs-Nr.: eL 07/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmittel

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Heilmitteln erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 08/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4
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Seminare der Management Akademie der KVBW (MAK)
Live-Online-/Präsenz-Seminare 
Weitere Angebote unter: www.mak-bw.de

MAK-Seminar Zielgruppe Datum Uhrzeit Ort
Gebühr  
in Euro

FB-
Punkte

Seminar-
Nr.

ABRECHNUNG / VERORDNUNG

GOÄ für Einsteiger Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende 

13. September 2023 15.00 bis 19.00 Uhr BD Freiburg 98,- 5 F 33

EBM-Workshop für Facharzt-
praxen

Ärzt*innen, Praxismitarbei-
tende aus HNO-Praxen

20. September 2023 15.00 bis 18.30 Uhr Live-Online 98,- 5 oL 26F

BETRIEBSWIRTSCHAFT / ZULASSUNG

MVZ in Theorie und Praxis Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen

13. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online 69,- 4 oL 65R

Digitalisierung und Telematik Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen, 
Praxismitarbeitende

27. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online kostenlos: 
Anmeldung 
erforderlich

4 oL 70S

QUALITÄTSMANAGEMENT

QM für Fortgeschrittene – so 
bleiben Sie auf Erfolgskurs

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

04. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 159,- 11 R 150

QUALITÄTSSICHERUNG UND -FÖRDERUNG

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Typ-2-Diabeti-
ker, die nicht Insulin spritzen 
(ZI)

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

15. Juli 2023
(Ärzt*innen und 
Praxismitarbeitende) 
+ 18. Juli 2023 
(Praxismitarbeitende)

jeweils 
9.00 bis 17.00 Uhr

Tag 1: 
Live-Online
Tag 2: 
BD Freiburg

159,- 9 F 201

Hautkrebs-Screening – 
Fortbildung für Hausärzte

Ärzt*innen aus 
Hausarztpraxen

22. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 199,- 8 R 168

Aufbereitung von Medizin-
produkten – Refresherkurs

Ärzt*innen, Praxismitar-
beitende aus Augenarzt-
praxen

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Stuttgart 159,- 11 S 191

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ärzt*innen, Psycho-
therapeut*innen, die 
einen Qualitätszirkel leiten

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Freiburg 98,- 11 F 162

Für Fragen steht das Team der 
MAK unter 

 0711 7875-3535 
zur Verfügung. 

Sichern Sie sich jetzt Ihren Se-
minarplatz. Nutzen Sie den Weg 
der Onlineanmeldung unter: 
www.mak-bw.de

Auf unserer Website finden Sie 
weitere aktuelle Informationen 
zu unseren Seminarangeboten.

www.mak-bw.de
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Probleme mit Alkohol, Cannabis 
oder Glücksspiel sind für Betroff e-
ne und deren Umfeld immer noch 
schwer einzugestehen. Mit der digi-
talen Plattform „DigiSucht“ können 
sie in Baden-Württemberg entspre-
chende Hilfsangebote und Unter-
stützung fi nden und digital Kontakt 
zu entsprechenden Beratungsstel-
len aufnehmen. Auf Wunsch kann 
in einem weiteren Schritt auch die 
Beratung komplett digital durchge-
führt werden oder bei Bedarf per-
sönlich vor Ort stattfi nden. .Die Be-
ratung ist kostenfrei und wird von 
professionellen Suchtberater*innen 
durchgeführt. Der Ratsuchende 
bleibt dabei anonym, muss sich je-
doch zunächst auf der Plattform re-
gistrieren. Das Beratungsangebot ist 
mit allen Endgeräten (Smartphone, 

Folgen Sie uns auf Social Media 

Hilfe bei Suchtproblemen
Betroffene und Angehörige können 

online Hilfe finden 

Bundesverdienstkreuz für Dr. Georg Mehrle

https://instagram.com/docdirekt

https://www.facebook.com/docdirekt.
kvbw

https://www.instagram.com/orthokids.kvbw

https://www.facebook.com/docdirekt.kvbw https://www.linkedin.com/company/kassenärzt-
liche-vereinigung-baden-württembergkvbw

https://www.linkedin.com/in/dr-karsten-braun

Teufelskreis Spielsucht

Tablet, Laptop) direkt über das In-
ternet nutzbar, es braucht keine App 
und keine extra Software. Mit der 
DigiSucht-Plattform steht erstmals 
eine länder- und trägerübergreifen-
de technische Infrastruktur zur Ver-
fügung.
An der Entwicklung der Plattform 
„DigiSucht“ waren Expert*innen aus 
Suchtberatungsstellen, Landesstel-
len sowie der Deutschen Hauptstelle 
für Suchtfragen (DHS) beteiligt. Die 
Landesstelle für Suchtfragen koor-
diniert für Baden-Württemberg das 
Vorhaben und wird für die Schulung 
der Fachkräfte sorgen. Das Land 
Baden-Württemberg fördert die Ko-
ordinierungsstelle mit 220 000 Euro.

 Weitere Informationen
https://www.suchtberatung.digital/

Der Augenarzt und Stadtrat hat die 
Auszeichnung für sein Engagement 
in der Kommunalpolitik im sozialen 
und kirchlichen Bereich der Stadt 
Bietigheim-Bissingen wie auch im 
Berufsverband der Augenärzte be-
kommen, dessen Pressesprecher der 
84-Jährige Mehrle 13 Jahre lang war. 
Von 1999 bis 2022 war er Mitglied 
des Bietigheim-Bissinger Stadtrats 
(FDP). Zehn Jahre lang, von 2009 
bis 2019, war er Fraktionsvorsitzen-
der der Liberalen und wirkte in zahl-
reichen Ausschüssen mit, wie etwa 
dem Finanzausschuss- und dem 
Musikschulbeirat. Auch im Arbeits-
kreis Städtepartnerschaften, in der 

Arbeitsgruppe Dritte Welt und in di-
versen Projektgruppen für das wirt-
schaftliche, kulturelle und soziale 
Gefüge der Stadt engagierte er sich. 
Das Bundesverdienstkreuz wurde 
im Februar von Oberbürgermeister 
Jürgen Kessing im Auftrag des Bun-
despräsidenten Walter Steinmeier 
verliehen. Bei der Preisverleihung 
wurde hervorgehoben, dass Mehrle 
an vielen kommunalpolitischen Ent-
scheidungen mitgewirkt habe und 
auch bereit gewesen sei, unpopuläre 
Entscheidungen zu treff en. Mehrle 
ließ keinen Zweifel daran, dass ihn 
seine Tätigkeit als niedergelassener 
Arzt für seine Ehrenämter 

Das Vorsorgeprojekt OrthoKids 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (KVBW), 
bietet ab sofort eine überregio-
nale Sprechstunde am Klinikum 
Stuttgart an. Es ist ein zusätzli-
ches Angebot zu den Sprech-
stunden der rund 300 nieder-
gelassenen Orthopädinnen und 
Orthopäden, die beim Projekt 
mitmachen. 

„Die Sprechstunde bei unserem 
OrthoKids-Kooperationspart-
ner ist ein weiterer Baustein, um 
möglichst viele Kinder und Ju-
gendliche für diesen Check-up 
zu gewinnen“, so der KVBW-
Vorstandsvorsitzender Dr. Kars-
ten Braun. Die Sprechstunde 

wird im Medizinischen Versor-
gungszentrum Orthopaedikos 
Bad Cannstatt zu den normalen 
Sprechstundenzeiten angeboten. 
Der leitende Orthopäde ist Dr. 
Michael Boutsakis. Ziel ist, bis 
zum Jahresende rund 20.000 Kin-
der und Jugendliche zu untersu-
chen. Bisher ist die Zahl der un-
tersuchten Kinder zu gering. 

 Weitere Informationen zum 
Projekt: www.ortho-kids.de
  

OrthoKids
Überregionale Sprechstunde im Klinikum Stuttgart

UNSER 
UNTERNEHMENSKANAL

VORSTAND
DR. KARSTEN BRAUN

prädestinierte. Sie habe ihn bekannt 
gemacht, ihn aber auch für die Sor-
gen seiner Mitbürger sensibilisiert. 
Der jahrelange Umgang mit der 
Presse habe ihn gelehrt, seinen Be-
ruf mit anderen Augen zu sehen. 
Mehrle führte von 1996 bis zum 
Jahr 2005 eine Augenarztpraxis in 
Bietigheim. Er ist verheiratet, hat 
drei Kinder und freut sich im Ruhe-
stand über seine vier Enkelkinder.
Auch die KVBW gratuliert Dr. 
Mehrle sehr herzlich für die Aus-
zeichnung. Der Vorsitzende des Au-
genärzteverbandes Dr. Rolf Stiasny 
würdigte den Kollegen bei einer der 
letzten Vertreterversammlungen.

Protestaktion in Stuttgart
Am Mittwoch, den 21. Juni 2023, 
laden verschiedene Verbände, da-
runter Medi und der Hausärztever-
band Baden-Württemberg, zu ei-
ner großen Protestaktion um 13.00 
Uhr auf dem Stuttgarter Schloss-
platz ein. 

Der Protest richtet sich gegen die 
aktuelle Gesundheitspolitik und 
die politischen Fehlentscheidungen, 
unter anderem die. Abschaff ung der 
Neupatientenregelung. Eine vier-
stellige Zahl von Kolleginnen und 

Kollegen und deren Praxisteams 
sollen sich bereits angemeldet ha-
ben. Auch Patientinnen und Patien-
ten sind aufgefordert zu kommen. 
Die KVBW geht von einer regen 
Teilnahme aus. Falls Sie teilneh-
men wollen,  sorgen Sie bitte für 
eine kollegiale Vertretung!.  Es gibt 
außerhalb der regulären Bereit-
schaftsdienstzeiten keinen organi-
sierten Bereitschaftsdienst. 
Wie viel Frust und Unmut sich in 
allen Sparten des Gesundheitswe-
sens aufgebaut hat und wie dadurch 

bereits mittelfristig die Patienten-
versorgung im Land gefährdet ist, 
zeigt sich auch in der Petition „Ret-
tet die ambulante medizinische Ver-
sorgung“ baden-württembergischer 
Kolleg*innen. 

 Zur Petition:
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Konsequenzen
für die Versorgung

Die Sparmaßnahmen werden not-
wendigerweise auch Einschränkun-
gen für Patientinnen und Patienten 
bringen. Die Einbußen bei der Ver-
gütung durch das neue Gesetz kön-
nen je nach Fachgruppe mehr als 18 
Prozent ausmachen. Zwei Ärzte er-
klären, wie sich die Änderungen auf 
ihre Praxen auswirken und warum 
sie massive Verschlechterungen für 
ihre Patientinnen und Patienten be-
fürchten.

Mehr auf Seite 3

Neuer Minister
erklärt Prioritäten

Im Frühjahr wurde in Baden-Würt-
temberg ein neuer Landtag gewählt. 
Oliver Hildenbrand folgt als neuer 
Minister für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit auf Manfred Lucha, 
der nach zehn Jahren im Amt nicht 
mehr angetreten ist. Im Interview 
erklärt Hildenbrand, was er sich für 
diese Legislaturperiode vorgenom-
men hat und mit welchen Maßnah-
men er die ambulante Versorgung 
im Land stärken möchte.

Mehr auf Seite 5

Erstmals zu Gast beim traditionellen Sommerempfang der Ärzte-, Zahnärzte- und Psychotherapeutenschaft: der neue Gesundheitsminister 
Oliver Hildenbrand (Grüne) mit den Vorständen Dr. Doris Reinhardt und Dr. Karsten Braun 

Versorgung nach
Kassenlage

Mit dem Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz hat die Bundespolitik eine 
Richtungsentscheidung getroffen. 
Nicht mehr der medizinische Bedarf 
der Patientinnen und Patienten setzt 
künftig die Maßstäbe, sondern die 
finanzielle Leistungsfähigkeit der 
gesetzlichen Krankenkassen. Wenn 
Leistungen budgetiert, Mengen be-
grenzt und finanzielle Spielräume 
eingeschränkt werden, wirkt sich das 
zwangsläufig auf die Versorgung aus. 
Das ist die schlichte Realität jedes 
wirtschaftlich arbeitenden Systems. 
Besonders irritierend ist, mit welcher 
Selbstverständlichkeit auf den Si-
cherstellungsauftrag der KVen ver-
wiesen wird. Der Sicherstellungs-
auftrag ist kein Zauberwort, mit 
dem sich politische Entscheidungen 
folgenlos machen lassen. KVen er-
füllen ihren Auftrag innerhalb der 
Rahmenbedingungen, die die Poli-
tik vorgibt. Werden diese Rahmen-
bedingungen verschlechtert, hat das 
zwangsläufig Auswirkungen auf die 
Möglichkeiten der Sicherstellung. 
Niederlassungsförderung in struk-
turschwachen Regionen, Förder-
programme für die Weiterbildung, 
Maßnahmen zur Nachwuchsge-
winnung oder Strukturen des Ärzt-
lichen Bereitschaftsdienstes finan-
zieren sich nicht von selbst. Wenn 
den Praxen Mittel entzogen werden, 
reduziert sich auch der Handlungs-
spielraum der Selbstverwaltung. 
Dabei wäre gerade jetzt das Gegen-
teil erforderlich. Immer mehr ältere 
Patienten benötigen medizinische 
Leistungen, gleichzeitig geht eine 
große Zahl niedergelassener Ärzte 
in den Ruhestand. In einer solchen 
Situation ausgerechnet das ambu-
lante System finanziell zu bremsen, 
erscheint schwer nachvollziehbar. 
Deshalb sollte niemand überrascht 
sein, wenn Praxisinhaber Investitio-
nen verschieben oder die Übernah-
me einer Praxis kritisch hinterfragen. 
Diese Entscheidungen entstehen aus 
wirtschaftlicher Vernunft. Gute Ver-
sorgung gibt es nicht zum Nulltarif.  

Schlechte Diagnose, falsche Therapie
Ein schwarzer Tag für diejenigen, 
die Tag für Tag und Nacht für 
Nacht die ambulante Versorgung 
aufrechterhalten. Das GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz hat 
den Bundestag und den Bundesrat 
passiert und tritt in wesentlichen 
Teilen zum 1. Januar 2027 in Kraft. 

In Windeseile wurde damit ein Ge-
setz durch das parlamentarische 
Verfahren gepeitscht, das die Ver-
sorgungslandschaft nachhaltig ver-
ändern wird. Ob das Gesetz seinem 
Namen gerecht wird, ist noch ab-
zuwarten. Auf alle Fälle klar ist, 
dass es massive Honorareinbußen 
für die Praxen zur Folge hat, insbe-
sondere im gebietsfachärztlichen 

Bereich. Zwar sind alle Leis-
tungserbringer im Gesundheits-
wesen betroffen, aber besonders 
die ambulant tätigen Ärzte und 
Psychotherapeuten sind mit einer 
nie dagewesenen Härte von Kür-
zungen der Vergütung betroffen. 
Mit einem Handstreich werden al-
lein der ambulanten Versorgung in 
Baden-Württemberg mindestens  
192,6 Millionen Euro entzogen. 

Besonders Fachärzte betroffen

Der fachärztliche Bereich ist 
mit 164,0 Millionen Euro beson-
ders stark betroffen, den haus-
ärztlichen Bereich trifft es mit  
28,6 Millionen Euro. Dabei führen 

Mehrleistungen nur noch bei Haus- 
und Kinderärzten – infolge der 
weiterhin gültigen „Entbudgetie-
rung“ von Kapitel 3 EBM, Haus-
besuchen und Kapitel 4 EBM – zu 
Nachzahlungen der Krankenkas-
sen, gegebenenfalls aber mit Ab-
schlägen.

Vertrauen verspielt

Gestraft werden nun alle, die ge-
nau das gemacht haben, was der 
Gesetzgeber noch vor wenigen 
Jahren wollte: Versicherten schnell 
Zugang zu ambulanter Versor-
gung auf hohem Qualitätsniveau 
gewähren und ambulantisierbare 
Leistungen aus dem stationären in 

den ambulanten Bereich verlagern. 
Die KVBW-Vorstände Dr. Karsten 
Braun und Dr. Doris Reinhardt 
halten fest: „Von Vertrauen in die 
Politik und deren Umgang mit uns 
kann nicht mehr die Rede sein.“

Bundesregierung entzieht sich 
eigener Verantwortung

Der Bund entzieht sich weiter-
hin fast vollständig seiner eige-
nen Verantwortung und lastet die 
Kosten für die Gesundheitsausga-
ben der Grundsicherungsempfän-
ger den Beitragszahlern auf. Zu-
sätzlich wird Patientinnen und Pa-
tienten auch weiterhin suggeriert, 

KOMMENTAR
VON DR. BRAUN

eHealth Forum
Blick in die Zukunft

Was plant die Regierung bei der 
Digitalisierung? Wie kommt der 
Mehrwert spürbar in Praxen an? 
Welche neuen Pflichten ergeben 
sich für Praxen bei der Nutzung 
von digitalen Anwendungen? Das 
eHealth Forum richtete mit Vorträ-
gen von Expertinnen und Experten 
den Blick nach vorn. Im Fokus stan-
den die Entwicklungen bei der ePA, 
künstliche Intelligenz, die Chancen 
von Telemedizin und IT-Sicherheit.

Mehr auf Seite 9
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Seit das eHealth Forum im Jahr 
2010 erstmals stattfand, hat 
sich vieles verändert. „Digita-
le Anwendungen, über die wir 
jahrelang gesprochen haben, 
sind im Versorgungsalltag ange-
kommen“, eröffnete Dr. Karsten 
Braun, Vorstandsvorsitzender 
der KVBW, die Veranstaltung. 
Dennoch seien die Anforderun-
gen an Nutzerfreundlichkeit und 
Stabilität aus Sicht der Praxen 
bei einigen Anwendungen wei-
terhin nicht erfüllt. Entsprechend 
stand nicht nur der Status quo 
im Fokus, sondern vor allem die 
Frage: What’s next?

Fokus auf Stabilität 

Zuverlässigkeit und Stabilität 
griff auch Philipp Müller, neuer 
Digitalisierungschef im Bundes-
ministerium für Gesundheit, als 
einen Schwerpunkt der Digital-
strategie 2.0 auf: „Es geht dar-
um, die Infrastruktur verlässlich 
zu machen.“ Dazu solle die Kom-
plexität reduziert und die Gefah-
renabwehr gestärkt werden.
Thomas Ballast, stellvertreten-
der Vorstandsvorsitzender der 
Techniker Krankenkasse, be-
tonte ebenfalls Nutzerfreund-
lichkeit, Mehrwert und Stabili-
tät als zentrale Punkte bei der 
Digitalisierung und ergänzte sie 
um den Faktor Geduld. Nach an-
fänglichem Aufschrei hätte sich 
das E-Rezept innerhalb weniger 
Wochen „eingeruckelt“, so Bal-
last. Er hielt fest: „Wir müssen 
uns an die eigene Nase fassen 
und nicht alles Neue mit Prob-
lemen verbinden, sondern ihm 
auch mal eine Chance geben.“ 
Die Versorgung stehe vor Her-
ausforderungen, insbesondere 
aufgrund der demografischen 
Entwicklung: „Wir werden Tech-
nologie brauchen.“ Chancen bö-
ten digitale Identitäten, die eine 
Identifizierung der Patienten 
auch über Distanz ermöglichten 
und damit zum Beispiel Praxis-
besuche für Folgeverordnungen 
überflüssig machen könnten. 

Austausch mit der Praxis

Dr. Johanna Ludwig, Leiterin der 
Stabsstelle Versorgung bei der 
gematik, unterstrich eindrucks-
voll anhand eines konkreten 
Behandlungsszenarios, wie ent-
scheidend Digitalisierung für 
eine gute Patientenversorgung 
ist. Die Notwendigkeit, dass 
keine Fehler passieren, und die 
hohen Datenschutzanforderun-
gen seien Gründe dafür, dass 
Softwareentwicklungen in der 
Medizin oft langsamer sind als 
in anderen Bereichen. Für Dr. 
Ludwig ist der Austausch mit der 

Praxis entscheidend: „Sprechen 
Sie uns an.“
Während bei digitalen Anwen-
dungen generell noch häufig 
über die Vor- und Nachteile für 
den Einsatz in der Praxis disku-
tiert wird, ist die Schlagrichtung 
bei der künstlichen Intelligenz 
(KI) klar. „KI ist ein Selbstläufer 
auf der Überholspur“, stellte Dr. 
Braun fest. Beim Einsatz von KI 
liegt die Herausforderung vor al-
lem darin, die gesetzlichen Vor-
schriften zu kennen und richtig 
umzusetzen. Anisa Idris vom 
Spitzenverband Digitale Gesund-
heitsversorgung e.V. brachte mit 
ihrer Einführung in die 
Regulatorik für künst-
liche Intelligenz in der 
Medizin Licht ins Dun-
kel. Ihre Botschaft: „Es 
lohnt sich, sich damit 
zu beschäftigen.“ Id-
ris hielt fest, dass mit 
der KI-Verordnung 
der EU eine Meister-
leistung gelungen sei. 
Sie schaffe einen ers-
ten Rechtsrahmen für 
den Einsatz der Tech-
nologie. 
Daraus ergeben sich 
sowohl für den 
Einsatz in der 
Patientenversor-
gung als auch 
für den betriebs-
wirtschaftlichen 
Einsatz in der 
Praxis verschie-
dene Pflichten. 
Patienten müss-
ten beispielswei-
se aufgeklärt und 
um Einverständnis 
gebeten werden, 
wenn medizinische Geräte – 
etwa Ultraschallgeräte – KI in der 
Software nutzen, erklärte Idris. 
Praxen sollten deshalb vor der 
Behandlung die Einwilligung ein-
holen und diese dokumentieren. 
Generell besteht eine Pflicht zur 
Dokumentation der eingesetzten 
KI-Software und zur Risikoüber-
wachung. Idris rät dazu, eine KI-
Policy zu implementieren, in der 
Verantwortlichkeiten, Einsatzbe-
reiche und erforderliche Kompe-
tenzen der Mitarbeitenden klar 
geregelt sind. 

Telemedizin stärkt Versorgung

Neben diesen Zukunftstechno-
logien zeigen bereits etablierte 
digitale Angebote, welchen kon-
kreten Nutzen Digitalisierung in 
der Versorgung bringen kann. 
Dr. Doris Reinhardt, stellver-
tretende Vorstandsvorsitzende 
der KVBW, berichtete über den 
erfolgreichen Start von docdi-
rekt, der Plattform für digitale 

 Ersteinschätzungen und tele-
medizinische Versorgung der 
KVBW. So seien bereits mehr 
als 15.000 Fälle innerhalb von 
sechs Monaten   bearbeitet wor-

den – vier von fünf im ärztlichen 
Bereitschaftsdienst. Dabei wurde 
eine Fallabschlussquote von 75 
Prozent erreicht. Dr. Reinhardt 
betonte die daraus entstehende 
Erleichterung für die Patienten: 
„Der Patient meldet sich von der 
Couch und kann auch auf der 
Couch bleiben.“ Das betreffe 
auch die 20 Prozent der Fälle, die 
sich um Kinder drehen. „Niemand 
muss ins Auto gepackt werden“, 
so Dr. Reinhardt. Das schone zu-
dem die Ressource Arztzeit. 
Auch die Terminservicestelle 
116117 arbeitet kontinuierlich an 
der Weiterentwicklung ihrer An-
gebote. Der Leiter der Versor-
gungsplattform bei der kv.digital, 

Admir Hadzijusufovic, stellte 
dazu unter anderem die Möglich-
keit vor, Termine im eigenen Sys-
tem für die Buchung durch Drit-
te, wie die  Terminservicestelle, 

freizugeben. Dadurch entfalle 
die Notwendigkeit, zwei Kalen-
der zu führen. Voraussetzung 
sei aber, dass das PVS-System 
die entsprechende Schnittstelle 
bereitstellt.

IT-Sicherheit ist Daueraufgabe 

Doch die zunehmende Digitali-
sierung und die damit einherge-
hende Abhängigkeit von digitalen 
Systemen birgt auch Risiken und 
erfordert eine aktive Auseinan-
dersetzung mit der IT-Sicherheit. 
Dr. Dirk Achenbach, Leiter des 
Forschungsbereichs Cybersecu-
rity and Law am FZI Forschungs-
zentrum Informatik, zog den Ver-

gleich zwischen Cyberangriffen 
und einer Infektion: „Je besser 
der allgemeine Gesundheits-
zustand des Patienten, desto 
besser die Prognose.“ Präven-

tion sei dabei an verschiedenen 
Punkten im System notwendig. 
Insbesondere eine strukturierte 
Datensicherung sei entschei-
dend: „Back-ups retten Existen-
zen.“ Auch Dominique Dorner, 
IT-Berater bei der KVBW, betonte 
in seinem Vortrag zur neuen IT-
Sicherheitsrichtlinie der KBV, wie 
wichtig eine fortlaufende Ausein-
andersetzung mit dem Thema ist: 
„IT-Sicherheit ist kein Zustand, 
sondern ein kontinuierlicher Pro-
zess.“ Unterstützung bieten unter 
anderem Schulungsangebote der 
MAK sowie die IT-Beratung der 
KVBW.
Für das nächste Jahr gibt es beim 
eHealth Forum eine Premiere: Die 
Veranstaltung findet am 27. April 
2027 erstmals in Stuttgart anstatt 
wie bisher in Freiburg statt. jh

Digitalisierung im Praxisalltag 
angekommen – und jetzt?

Die Digitalprojekte des Gesundheitswesens werden immer mehr Realität. Doch welche Anwendungen bringen 
Praxen wirklich voran, welche Rolle spielt künstliche Intelligenz? Antworten darauf gab das eHealth Forum. 

Der Wechsel zwi-
schen Vorträgen und 
Diskussionsrunden 
hat sich bewährt. Mo-
deriert wurde die Ver-
anstaltung von Mar-
tina Tröscher (1. v. li.) 
und Nicole Ruprecht 
(1. v. re.) von der 
KVBW. Unten: Anisa 
Idris informierte über 
die KI-Verordnung 
der EU. Re.unten: Dr. 
Doris Reinhardt. 
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dass sich für sie nur geringfügig 
etwas an der Versorgungslage än-
dern wird. Es seien nur ein paar 
überflüssige Zuschläge bei den 
Ärzten gestrichen worden. Die Un-
ehrlichkeit der Politik, die daraus 
zwangsläufig resultierenden Ein-
schränkungen der Versorgung ge-
genüber dem Wähler auch noch zu 
negieren oder sogar als Verbesse-
rung zu verkaufen, ist unerträglich.

Nachträglich verschärft

Neben den Wartezeitzuschlägen, 
der Vergütung für Organ- und Ge-
webespendeberatung, Zuschlägen 
zur Kurzzeittherapie bei ambulan-
ter Psychotherapie sowie der Erst-
befüllung und Aktualisierung der 
elektronischen Patientenakte wer-
den nun auch Zuschläge für zu-
sätzlichen Hygieneaufwand auf 
Versicherten- und Grundpauscha-
len zum Jahresbeginn ersatzlos 
gestrichen. Dies kostet die Mit-
glieder der KVBW zusätzliche  
19,5 Millionen Euro.

TSVG-Mittel: keine Rückführung

Unverständlich ist die Regelung, 
Finanzmittel für die bisher extra-
budgetär vergüteten TSVG-Kons-
tellationen nicht in die Mobiditäts-
bedingte Gesamtvergütung (MGV) 
zurückzuführen. So werden noch-
mals mehr als 50 Millionen der 
vertragsärztlichen Versorgung in 
Baden-Württemberg entzogen. 
Angesichts von prognostizierten 
fachgruppenspezifischen Verlus-
ten von bis zu 18,8 Prozent wird 
Ärzten dringend geraten, die be-
triebswirtschaftliche Situation ih-
rer Praxis zu prüfen und die Per-
sonal- und Praxisorganisation er-
forderlichenfalls vorausschauend 
anzupassen. Die KVBW setzt sich 
weiterhin für die maximal mögli-
che Schadensbegrenzung ein. ks

Die Senkung der Vergütung von 
Psychotherapeuten führte bundes-
weit zu Protestaktionen. Die KBV 
reichte Klage gegen die Entschei-
dung des Erweiterten Bewertungs-
ausschusses ein. Ein Gericht hat 
die Anwendung der Honorarkür-
zung nun vorerst ausgesetzt.

Erstmals wurde eine Leistung 
reduziert

Noch nie zuvor hatte der Bewer-
tungsausschuss die Vergütung ei-
ner Leistung reduziert. In seiner 
Sitzung wurden aber die Honora-
re der Psychotherapeuten mit Wir-
kung zum April 2026 um 4,5 Pro-
zent abgesenkt. 
Psychotherapeutische  Leistungen 
unterliegen im SGB V einer kla-
ren Schutzregel: Die Vergütung 
muss angemessen sein und ein 
vergleichbares Einkommen zu 
ärztlichen Fachgruppen ermögli-
chen. So steht es im Gesetz. Da-
für ist ein jährlicher Abgleich 

vorgeschrieben. In der Sitzung 
wollten die Krankenkassen die-
se Regel in Zeiten leerer Kassen 
missbrauchen. Sie legten die Re-
gelung so aus, dass sie daraus eine 
Abwertung ableiten konnten. Aus 
Sicht der Kassen seien die psy-
chotherapeutischen Honorare in 
den letzten Jahren zu stark gestie-
gen. Dementsprechend forderten 
sie im Bewertungsausschuss eine 
Absenkung um zehn Prozent. Die 
KBV hat dem Vorschlag der Kas-
sen nicht zugestimmt, sodass der 
Erweiterte Bewertungsausschuss 
entscheiden musste.

Bundesweite Proteste

Der Protestzug von Psychothera-
peutinnen und -therapeuten bei der 
zentralen Protestveranstaltung in 
Stuttgart am 28. März war meh-
rere Hundert Meter lang. Die Em-
pörung vor Ort war groß. KVBW-
Vorstand Dr. Karsten Braun beton-
te in seiner Rede die Bedeutung der 

Psychotherapeutinnen und -the-
rapeuten für die Versorgung. Aus 
seiner Sicht wird die Versorgungs-
realität mit der Entscheidung des 
Ausschusses komplett außer Acht 
gelassen. In den Praxen der Psycho-
therapeuten gebe es lange Wartezei-
ten. Viele Patientinnen und Patien-
ten suchten verzweifelt einen The-
rapieplatz. Das sei aber alles egal. 
Politik und Kassen fordern mehr 
Termine, schnellere Termine, neue 
Leistungen – und wollen die Ver-
antwortung nicht tragen. Dr. Braun 
stellte klar, dass die Abwertung bei 
steigenden Kosten ein direkter An-
griff auf die Existenz der Praxen ist. 
Auch nach dem 28. März fanden 
bundesweit wiederholt Protestakti-
onen gegen die Kürzungen statt.

Erhebliche rechtliche Bedenken

Die KBV hatte gegen den Beschluss 
Klage eingereicht. Das Landessozi-
algericht Berlin-Brandenburg hat-
te laut KBV „erhebliche rechtliche 

Bedenken an der Rechtmäßigkeit 
des Beschlusses“ und setzte die 
Absenkung im Zuge des Eilrechts-
schutzes vorläufig aus. Die Vorstän-
de der KBV werteten das als ersten 
wichtigen Erfolg: „Wir blicken nun 
zuversichtlich dem Hauptsachever-
fahren entgegen.“

Weitere Einsparungen geplant

Die KVBW hat die Protestmaßnah-
men unterstützt und sich mehrfach 
öffentlich auf verschiedenen Kom-
munikationskanälen gegen die Re-
duzierung der Honorare gestellt. 
Durch das Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetz sind zusätzliche Ein-
sparungen vorgesehen, die auch 
die Psychotherapeutenpraxen be-
treffen. So werden die psychothe-
rapeutischen Leistungen wieder der 
Budgetierung unterzogen. Am Ende 
trifft dies vor allem die Patientin-
nen und Patienten. Psychisch kran-
ke Menschen brauchen Stabilität – 
nicht Sparprogramme. ks

Notfallmanagement bedeutet, Vorsorge zu treffen. Viele 
Vorkehrungen können bereits heute getroffen werden. Im 
Falle eines ungeplanten Stromausfalls sollte eine Praxis 
unter anderem folgende Fragen zur Sicherstellung der Ba-
sisversorgung beantwortet haben:

• Welche Patienten können wir noch behandeln? 
• Wohin schicken wir die Patienten, die nicht mehr ausreichend 

versorgt werden können, aber einer Versorgung bedürfen? 
• Wie kommunizieren wir im Team miteinander? 
• Benötigen wir Regeln für Einsatzzeiten, Treffpunkte, Anwesen-

heiten? 
• Wie dokumentieren wir die Behandlung? 
• Wie lagern und sichern wir diese Dokumentation? 
• Welche Informationen gehören in einen Aushang?

Wichtig ist, das gesamte Praxisteam in einer Teambesprechung 
für das Thema zu sensibilisieren. Zudem empfiehlt es sich, in re-
gelmäßigen Abständen die praxisinternen Abläufe pro Szenario 
auf Aktualität und Umsetzbarkeit zu überprüfen. Die KVBW stellt 
verschiedene Informationsmaterialien bereit, die bei der Vorbe-
reitung helfen.

 Diese finden Sie auf der 
KVBW-Website unter: 
www.kvbawue.de/notfallmanagement-praxis/

Protest gegen die Reduzierung der 
psychotherapeutischen Honorare

Vorbereitet für den Ernstfall
Praxen sollten sich im Vorfeld Gedanken darüber machen, wie sie die Versorgung auch in Krisen sicherstellen

Stromausfälle wie in Berlin Anfang 
des Jahres und im Juni in Reutlin-
gen haben gezeigt, dass unsere In-
frastruktur verwundbar ist. Ob An-
schläge, Extremwetter, Hackeran-
griffe oder andere Ereignisse: Die 
Liste an Vorfällen, die den Versor-
gungsalltag unvorhergesehen vor 
große Herausforderungen stellen 

können, ist lang. Umso wichtiger ist 
es, sich bereits im Vorfeld Gedanken 
über den Ernstfall zu machen. 
Die Bundesregierung arbeitet aktuell 
am sogenannten Gesundheitssicher-
stellungsgesetz, in dem Regelun-
gen für Krisensituationen festgelegt 
werden sollen. Zudem hat das Zen-
tralinstitut für die kassenärztliche 

Versorgung (Zi) bis Ende Juni im 
Zuge des Zi-Praxis-Panels die Kri-
sen- und Katastrophenresilienz von 
Praxen erfasst und wertet diese aktu-
ell aus. Die KVBW unterstützt Pra-
xen mit ihrer Beratung Qualitäts- 
und Praxismanagement bei Fragen 
zu den Themen Krisenvorsorge und 
Notfallmanagement. fu 

Proteste im Juni in Stuttgart
KVBW-Vorstand Dr. Karsten Braun bei 
einer Demonstration im März

Stromausfälle können plötzlich auftreten.

 Fortsetzung von Seite 1
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Das Programm ermöglicht Mit-
arbeitenden der KVBW, einen 
Tag lang den Arbeitsalltag in ei-
ner Vertragsarzt- oder Psycho-
therapiepraxis zu begleiten. Sie 
erleben Abläufe aus nächster 
Nähe, kommen mit Praxisinha-
berinnen und -inhabern sowie 
den Teams ins Gespräch und 
gewinnen wertvolle Einblicke in 
die Versorgung vor Ort. 

Über 200 beteiligte Praxen

Die Hospitationsbörse macht 
die Vermittlung unkompliziert: 
Interessierte finden dort freie 
Plätze und können sich direkt 
anmelden. Mehr als 200 Praxen 
beteiligen sich in diesem Jahr 
am Hospitationsprogramm – ein 

neuer Höchststand. Die Reso-
nanz der Mitarbeitenden fällt 
durchweg positiv aus. Viele be-
richten, wie wertvoll es sei, einen 
Tag „an der Basis“ zu verbringen 
und die Anforderungen des Pra-
xisalltags zu erleben. Die Hos-
pitationen schaffen Verständnis 
für die Perspektive der Nieder-
gelassenen und helfen dabei, 
Prozesse innerhalb der KVBW 
noch stärker an den Bedürfnis-
sen der Mitglieder auszurichten. 
Auch aufseiten der Praxen 
kommt das Angebot hervorra-
gend an. „Es ist für mich eine 
Möglichkeit, der Verwaltung zu 
zeigen, wie die Realität aussieht 
und was wir in den Praxen täg-
lich stemmen müssen“, sagt Dr. 
Thomas Vogel, Orthopäde aus 

Tübingen. Ähnlich 
sieht es Daniela 
von Mühlendahl, 
Psychotherapeutin 
aus Stuttgart: „Das 
ist ein tolles Pro-
gramm der KVBW, 
da habe ich gleich 
beschlossen mitzu-
machen. Uns kann 
es nur helfen, wenn 
wir das gegen-
seitige Verständ-
nis verbessern.“  
Genau darum geht 
es beim Hospitati-
onsprogramm: Brü-
cken bauen, Pers-
pektiven wechseln 
und den Dialog 
stärken.  gk

Beim Forum „Ausgezeichnete Ge-
sundheit“ des Zentralinstituts für 
die kassenärztliche Versorgung 
(ZI) in Berlin ist docdirekt.de als 
Beispiel für exzellente ambulante 
Versorgung ausgezeichnet worden.

Die Auszeichnung bestätigt einen 
Weg, den die KVBW bereits seit 
mehreren Jahren verfolgt: digitale 
Angebote dort einzusetzen, wo sie 
die ambulante Versorgung sinnvoll 
ergänzen und entlasten. 
Über die Plattform wurden seit No-
vember 2025 bereits über 20.000 
Patientinnen und Patienten  ver-
sorgt. Rund 75 Prozent der Anliegen 

konnten telemedizinisch abschlie-
ßend geklärt werden. Nur wenn 
weiterer Behandlungsbedarf besteht, 
erfolgt über den 116117- Patienten-
service eine Weitervermittlung. Das 
kann, je nach Tag und Uhrzeit, die 

haus- oder fachärztliche Praxis, die 
Bereitschaftspraxis oder der ÄBD-
Fahrdienst sein.

Bedarfsermittlung mit SmED

Dabei ist wichtig: docdirekt ist kein 
frei verfügbares Telemedizinan-
gebot für beliebige Anliegen. Je-
der Fall durchläuft zunächst die 

strukturierte medizinische Erstein-
schätzung (SmED). Nur wenn ein 
akuter Behandlungsbedarf festge-
stellt wird und eine telemedizini-
sche Versorgung sinnvoll erscheint, 
wird eine Videosprechstunde ver-

mittelt. Die Plattform dient damit 
der gezielten Patientensteuerung 
und ergänzt die bestehende Versor-
gungsstruktur (siehe auch Kasten).
Die stellvertretende Vorstands-
vorsitzende der KVBW, Dr. Doris 
Reinhardt, zieht ein positives Fazit: 

„Die Erfahrungen des letzten hal-
ben Jahres zeigen, dass die teleme-
dizinische Beratung insbesondere 

im Ärztlichen Bereitschaftsdienst 
einen wichtigen Beitrag zur Ent-
lastung der Versorgung leistet und 
gleichzeitig eine hohe Versorgungs-
qualität sicherstellt. Die verfügba-
re Arztzeit ist eine der wertvollsten 
Ressourcen in unserem Gesund-
heitssystem. docdirekt hilft dabei, 
diese gezielt dort einzusetzen, wo 
sie medizinisch wirklich benötigt 
wird.“

Weiterentwicklung

Die KVBW sieht docdirekt als 
wichtigen Baustein für die zukünf-
tige Versorgungsstruktur. Die di-
gitale Plattform wird daher weiter 
ausgebaut. So ist für Herbst 2026 
die Integration einer Schnittstelle 
zur Terminservicestelle (TSS) des 
116117-Patientenservices geplant. 
Sollte nach der telemedizinischen 
Beratung ein persönlicher Arzt-
kontakt notwendig sein, bekommt 
die Patientin oder der Patient einen 
Vermittlungscode für die Termin-
servicestelle. Mit dem Code kann 
auf der Plattform online ein TSS-
Termin in einer Arztpraxis gebucht 
werden. Weiterhin ist die Integrati-
on eines PVS-Systems vorgesehen 
und damit auch die TI-Anbindung. 

Bedarf an Teleärztinnen und 
Teleärzten steigt

Die telemedizinische Tätigkeit bie-
tet die Möglichkeit, sich flexibel in 
die Versorgung einzubringen – so-
wohl im Bereitschaftsdienst als 
auch tagsüber. Mit der steigenden 
Nutzung wächst auch der Bedarf an 
telemedizinischer Beratung. Des-
halb sucht die KVBW weitere nie-
dergelassene Ärztinnen und Ärzte, 
die sich als Teleärztin oder Telearzt 

engagieren möchten. In einer kur-
zen Schulung, die Voraussetzung 
für die Teilnahme am telemedizi-
nischen Dienst ist, wird die Funk-
tionsweise der Plattform praxisnah 
vermittelt. Melden Sie sich bei In-
teresse gerne per Mail beim docdi-
rekt-Team: 
docdirekt-telemedizin
@kvbawue.de

Marketing für docdirekt

Je mehr Patientinnen und Patienten 
docdirekt kennen, desto gezielter 
können Akutfälle in die passende 
Versorgungsebene gesteuert wer-
den. Das entlastet den 116117-Pati-
entenservice, den Ärztlichen Bereit-
schaftsdienst und die Praxen glei-
chermaßen. 
Unterstützen Sie uns dabei und ma-
chen Sie Ihre Patientinnen und Pa-
tienten auf docdirekt aufmerksam. 
Auf der KVBW-Website finden Sie 
hierfür das docdirekt-Logo und ei-
nen Info-Text (Bild-Datei) für Ihre 
Praxiswebsite: Ebenso können wir 
Ihnen Visitenkarten, Postkarten 
oder Plakate zu docdirekt für die 
Information im Wartezimmer zur 
Verfügung stellen. Bei Interesse 
können Sie diese per Mail bestel-
len. mt

 Weitere Informationen finden 
Sie auch auf: 
www.kvbawue.de/docdirekt
www.kvbawue.de/
docdirekt-werbematerial

Postkarten, Plakate und Visiten-
karten können Sie unter der 
folgenden E-Mail-Adresse 
bestellen: 
docdirekt-telemedizin@
kvbawue.de

docdirekt: ausgezeichnete  
Patientensteuerung aus Baden-Württemberg

Mögliche SmED-Ergebnis-
se: Versorgungsebene und 
Steuerungsmöglichkeit (je 
nach Verfügbarkeit)

Notfall: Verdacht einer 
unmittelbaren Lebensbedro-
hung
 112 / Rettungsdienst / 
Notaufnahme
 

Schnellstmöglich bis zu 4 
Stunden:
 Notaufnahme / (Ver-
trags-)Arzt

Innerhalb von 24 Stunden / 
heute:
 (Vertrags-)Arzt

Nicht innerhalb von 24 
Stunden / eilt nicht
 (Vertrags-)Arzt

Ein Tag, der Perspektiven verändert
Wie sieht der Praxisalltag wirklich aus? Antworten darauf liefert das  

Hospitationsprogramm für Mitarbeitende der KVBW. 

Vogel mit den Mitarbeiterinnen R. Umbach, S. Kosel, B. Galasso
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Die im Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz vorgesehenen Sparmaßnah-
men werden die ambulante Ver-
sorgung in Baden-Württemberg 
spürbar verschlechtern. Die Kas-
senärztliche Vereinigung Baden-
Württemberg (KVBW) hat zwei 
niedergelassene Ärzte befragt, wel-
che Konsequenzen dieses Gesetz 
für ihren Praxisalltag hat. Sie be-
fürchten eine massive Verschlech-
terung für ihre Patientinnen und 
Patienten.  

Allein durch Leistungsstreichun-
gen droht durch das GKV-Sparge-
setz ein durchschnittlicher Hono-
rarverlust von rund 15.000 Euro 
pro Jahr für jede der 13.000 Pra-
xen und MVZ. Die Einbußen kön-
nen je nach Fachgruppe bis zu 18 
Prozent betragen. Dadurch erhalten 
Praxen und MVZ rund 193 Milli-
onen Euro weniger für ihre ärztli-
chen und psychotherapeutischen 
Leistungen, so Berechnungen 
der KVBW. Hinzu kommen noch 

weitere Umsatzverluste. 
Denn zusätzlich werden die finanzi-
ellen Spielräume für die ambulante 
Versorgung in den Jahren 2027 bis 
2029 weiter eingeschränkt. Preis- 
und Mengenentwicklungen werden 
dann auf die Grundlohnsummen-
entwicklung minus ein Prozent be-
grenzt. Gleichzeitig entfällt die bis-
lang extrabudgetäre Vergütung für 
Patienten, die durch Hausärzte oder 
über die Terminservicestellen (TSS) 
vermittelt werden. Die Vorstände Dr. 

GKV-Spargesetz verschärft Versorgungsprobleme:  
Ärzte warnen vor konkreten Folgen für Patienten

Jörg Decker aus Karlsruhe will weniger operieren.  Marcus von Deimling aus Freiburg hat weniger Kapazitäten für Neupatienten. 

Feststehende Auswirkungen des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes
exemplarisch anhand von Honorarergebnissen des Jahres 2025, Stand: 09.07.2026

Fachgruppe Gesamthonorar Geschätzter Rückgang
gesamt / relativ

davon TSVG 
(Zuschläge und Honorar)

€ € % € %
Hausärzte 1.377.000.000 26.160.000 1,9% 4.400.000 0,3%
Kinderärzte 269.000.000 2.415.000 0,9% 600.000 0,2%
Anästhesiologie 86.000.000 572.000 0,7% 450.000 0,5%
Augenheilkunde 302.500.000 11.500.000 3,8% 8.900.000 2,9%
Chirurgie/Neurochirurgie 164.000.000 13.050.000 8,0% 9.850.000 6,0%
Frauenheilkunde 323.500.000 17.210.000 5,3% 13.100.000 4,0%
HNO/Phoniater 151.500.000 28.550.000 18,8% 26.400.000 17,4%
Haut.- u. Geschlechtsk. 159.500.000 8.400.000 5,3% 5.750.000 3,6%
Int., ohne SP 26.500.000 300.000 1,1% 150.000 0,6%
Int., Angiologie 11.000.000 630.000 5,7% 550.000 5,0%
Int., Endokrinologie 27.500.000 280.000 1,0% 100.000 0,4%
Int., Rheumatologie 17.500.000 840.000 4,8% 650.000 3,7%
Int., Gastroenterologie 85.500.000 1.550.000 1,8% 900.000 1,1%
Int., Kardiologie 85.500.000 6.400.000 7,5% 5.150.000 6,0%
Int., Kardiol., invasiv 29.500.000 1.550.000 5,3% 1.300.000 4,4%
Int., Häm.-/Onkologie 57.000.000 950.000 1,7% 750.000 1,3%
Int., Pneumologie 59.000.000 2.300.000 3,9% 1.500.000 2,5%
Neurologie 98.000.000 8.750.000 8,9% 7.950.000 8,1%
Nervenheilkunde 47.000.000 3.760.000 8,0% 3.500.000 7,4%
Psychiatrie 71.500.000 5.040.000 7,0% 4.700.000 6,6%
Ki.- u. Jug.-Psychiatrie 45.000.000 644.000 1,4% 570.000 1,3%
Orthopädie 260.000.000 25.200.000 9,7% 21.700.000 8,3%
Phys.-Reha. Medizin 11.500.000 428.000 3,7% 350.000 3,0%
Psychotherapeuten 421.000.000 10.317.000 2,5% 1.250.000 0,3%
Nuklearmedizin 73.500.000 1.300.000 1,8% 750.000 1,0%
Radiologie 220.500.000 6.750.000 3,1% 4.000.000 1,8%
Urologie 99.500.000 6.500.000 6,5% 5.300.000 5,3%
Sonstige 1.088.000.000 1.250.000 0,1% 150.000 0,0%
Summe 5.667.500.000 192.596.000 3,4% 130.720.000
Hinweise: TSVG = Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG-Konstellationen TSS-, Hausarztvermittlung, Offene Sprechstunde)

Karsten Braun und Dr. Doris Rein-
hardt  befürchten, dass Versicherte 
mit noch längeren Wartezeiten und 
erheblich eingeschränkten Leis-
tungsangeboten rechnen müssen.

Hoher Aufwand bei Neupatienten 

Wie sich die geplante Abschaffung 
der extrabudgetären Vergütung für 
TSS-Patienten auswirken könnte, 
beschreibt der Rheumatologe Dr. 
Marcus von Deimling aus Freiburg. 
Wartezeiten für Rheumatologie-Ter-
mine liegen oft bei mehreren Mo-
naten. Bislang bekommt der ange-
stellte Facharzt wöchentlich mehre-
re Neupatienten, die eine dringliche 
rheumatologische Abklärung benö-
tigen, über die Terminservicestel-
le oder durch den direkten Kontakt 
mit dem Hausarzt vermittelt. Die Er-
stuntersuchung inklusive Nachbe-
reitung bedeutet einen erheblichen 
Aufwand für von Deimling, weil 
unter anderem auch die Sichtung al-
ler Vorbefunde notwendig ist.  „Ein 
neuer Patient erfordert so viel Zeit 
wie die Behandlung von drei bereits 
bekannten Patienten“, erläutert von 
Deimling. 

Strengere Vorauswahl

Schon jetzt würden im Budget nicht 
alle Fälle bezahlt, die in einem Quar-
tal behandelt werden. Da es ohnehin 
zu wenige Rheumatologen gäbe und 
der Druck durch die Kostenentwick-
lung in den Praxen enorm gestiegen 
sei, „werden aufwendige Patienten 
unattraktiv, wenn der Mehraufwand 
nicht anerkannt wird“, befürchtet 
von Deimling. Die Folge wäre eine 
noch strengere Vorauswahl.  
Von Deimling weist zudem auf 
strukturelle Probleme hin. In den 
kommenden Jahren wird ein er-
heblicher Teil der niedergelasse-
nen Rheumatologen altersbedingt 
ausscheiden, und zu wenig neue 
Fachärztinnen und Fachärzte wer-
den weitergebildet, um diese Lücke 
zu füllen. Gleichzeitig gelten Pa-
tienten mit gesicherter Rheumaer-
krankung als chronisch krank und 

benötigen eine fachärztliche Be-
treuung, die langfristig Kapazitäten 
bindet.  „Wenn wir unter diesen Be-
dingungen weniger Anreize haben, 
neue Patienten aufzunehmen, ver-
schärft sich das Versorgungspro-
blem weiter“, befürchtet von Deim-
ling.
Auch Dr. Jörg Decker, Orthopäde, 
Unfall- und Handchirurg aus Karls-
ruhe, rechnet mit massiven Ein-
schnitten für die GKV-Versicher-
ten. Der niedergelassene Arzt, der 
sich auf handchirurgische Eingriffe 
spezialisiert hat und jährlich zahl-
reiche kleinere Operationen durch-
führt, sieht besonders diesen Bereich 
gefährdet. Denn zur Förderung der 
Ambulantisierung wurden ambu-
lante Operationen bisher außerhalb 
von Budgetgrenzen verordnet. Nun 
soll es dafür wieder Obergrenzen 
mit quotierten Vergütungen geben. 
„Wenn diese Leistungen nicht mehr 
kostendeckend vergütet werden, 
stellt sich für mich die Frage, ob ich 
sie weiterhin anbieten kann.“

Versorgungslücke wahrscheinlich

Der organisatorische und finanziel-
le Aufwand für ambulante Operati-
onen sei erheblich, betont Decker. 
Neben einem ausgestatteten OP-
Saal seien qualifiziertes Personal, 
Instrumente und Materialien, auf-
wendige Sterilisationsprozesse und 
höhere Versicherungsprämien not-
wendig. „Dieser Aufwand muss sich 
rechnen. Wenn ich es nicht bezahlt 
bekomme, dann mache ich es nicht. 
Ich kann nicht umsonst arbeiten.“ 
Die Konsequenzen würden unmit-
telbar die Patienten treffen. „Viele 
dieser Eingriffe werden in Kliniken 
gar nicht angeboten. Wenn Praxen 
sie nicht mehr durchführen, entsteht 
eine echte Versorgungslücke“, warnt 
Decker. Die geplanten Maßnahmen 
stehen aus Sicht der KVBW im Wi-
derspruch zu gesundheitspolitischen 
Zielen, die ambulante Versorgung 
zu stärken und stationäre Leistun-
gen zu reduzieren. Stattdessen droht 
nun eine Schwächung der wohnort-
nahen Versorgung.  gk
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Im Ärztlichen Bereitschaftsdienst 
übernimmt Dr. Armin Hartmann 
regelmäßig telemedizinische 
Dienste. Welche guten Erfahrun-
gen er damit gemacht hat, erklärt 
er im Interview mit der ergo-Re-
daktion. 

Herr Dr. Hartmann, Sie 
arbeiten als Telemediziner 
im Bereitschaftsdienst. Mit 
welchen Erwartungen sind Sie 
gestartet?

Ich bin seit Januar 2026 im tele-
medizinischen Bereitschaftsdienst 
tätig und habe inzwischen mehrere 
Dienste außerhalb der Sprechzei-
ten übernommen. Meine Erfahrun-
gen haben mich im positiven Sin-
ne überrascht. Aus meiner Sicht 
zeigt sich hier ein deutlicher Fort-
schritt in der medizinischen Akut- 
und Überbrückungsversorgung.

Welche Anliegen begegnen Ih-
nen im telemedizinischen Alltag 
besonders häufig?

Viele Anfragen kommen aus Pfle-
geeinrichtungen. Dabei geht es 
häufig um Medikamentendosie-
rungen, etwa in palliativen Situa-
tionen, bei Schmerzpatienten oder 
bei Stoffwechselentgleisungen 
wie Hyperglykämien. Oft gibt es 
auch Fragen zur richtigen Dosie-
rung unter Berücksichtigung von 
Grunderkrankungen, Begleitfakto-
ren und Unverträglichkeiten. Auch 
versehentliche Falscheinnahmen 
von Medikamenten sind ein häu-
figer Anlass, besonders in Pflege-
einrichtungen. Hier werden klare 
ärztliche Empfehlungen erwartet, 
auch zur rechtlichen Absicherung 
der Pflegekräfte. 

Können Sie uns Beispiele für 
typische Fälle geben?

Das Spektrum ist breit: Blutdru-
ckentgleisungen, Fragen zur Medi-
kation bei akuten oder chronischen 
Erkrankungen, Schmerztherapie, In-
fekte oder auch palliative Situatio-
nen – Einschätzungen verschiedens-
ter Sachverhalte. Häufig geht es um 
die Frage: Reicht eine symptomati-
sche Behandlung oder ist eine wei-
terführende Versorgung notwendig?

Wie viele Fälle lassen sich 
telemedizinisch abschließend 
klären?

Ein großer Teil. Nach meinen Er-
fahrungen können etwa 70 bis 80 
Prozent der Anliegen fallabschlie-
ßend bearbeitet werden. Oft reicht 
die ärztliche Einschätzung und die 
Empfehlung, sich am nächsten Tag 
an die Haus- oder Kinderarztpraxis 
zu wenden.

Wie reagieren die Patientinnen 
und Patienten?

Den psychologischen Effekt auf die 
Patienten, wenn ich als Arzt am Te-
lefon bin, spüre ich sofort. Bei vie-
len Hilfesuchenden führt dies zu ei-
ner spürbaren Entspannung und De-
eskalation ihrer Situation. 

Gibt es auch Herausforderungen 
im telemedizinischen Dienst?

Insgesamt war ich positiv überrascht, 
wie einfach Telemedizin funktio-
niert. Viele Kolleginnen und Kolle-
gen fragen sich, wie das funktioniert, 
und haben Vorbehalte. Dabei brau-
chen wir unbedingt noch mehr Mitar-
beitende in diesem Dienst. Ich kann 
nur raten: Probiert es aus, macht die 
kurze Online-Schulung der KVBW. 
Es ist wirklich kein Hexenwerk. Toll 
ist, dass ich telemedizinische Diens-
te von überall aus leisten kann – zum 
Beispiel bequem von zu Hause aus. 

Für wie wichtig halten Sie das 
Angebot der Telemedizin?

Ich habe schon seit vielen Jahren Er-
fahrungen mit ärztlicher Beratung 

am Telefon, etwa während der Co-
ronazeit. Telemedizin ist ein sehr 
wirksames Instrument, um Notfall-
praxen, Fahrdienste und auch den 
Rettungsdienst zu entlasten und 
viele Hausbesuche zu vermeiden. 
Gleichzeitig ergänzt sie die beste-
henden Versorgungsebenen sinnvoll 
und praxisnah, weil quasi die Spreu 
vom Weizen getrennt wird.

Braucht es aus Ihrer Sicht auch 
mehr telemedizinischen Einsatz 
in der Regelversorgung?

Das ist eine spannende Frage. Ich 
denke, das hängt von der jeweili-
gen Versorgungssituation ab. In 
Gegenden wie dem Hochschwarz-
wald, wo es weniger Praxen gibt, 
wäre der Einsatz als Unterstützung 
sicherlich sinnvoll. Denn telefo-
nisch lassen sich schon viele Fra-
gen klären, sodass nur noch die Pa-
tienten in die Praxis kommen, bei 
denen es wirklich notwendig ist. 

Wo sehen Sie aktuell noch Ver-
besserungspotenzial?

Bisher ist es noch nicht überall mög-
lich, Medikamente per E-Rezept zu 
verschreiben.  Auch digitale Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigungen kön-
nen nicht ausgestellt werden. Ins-
gesamt sollten unklare Situationen 
nach strukturierten Ersteinschätzun-
gen noch häufiger telemedizinisch 
ärztlich abgeklärt werden. Sinnvoll 
könnte auch sein, künftig jedem 
Hausbesuch im Bereitschaftsdienst 
eine telemedizinische Einschätzung 
vorzuschalten – was die KVBW 
wohl auch tatsächlich plant.  gk

 Zur Person: 
Dr. Armin Hartmann betreibt 
eine Hausarztpraxis in Heiters-
heim in Südbaden. Er ist auch 
Kreisbeauftragter des KV-Not-
dienstes im Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald und leitender 
Notarzt im selben Landkreis so-
wie Notarzt auf den Rettungs-
wachen in Breisach und Bad 
Krozingen. 

„Positiv überrascht, wie einfach Telemedizin funktioniert“  

Die Arbeitsgemeinschaft ärztli-
cher Arbeitgeber von Medizini-
schen Fachangestellten (AAA) 
hat im Juni ihren neuen Vor-
stand gewählt. Erik Bodendieck 
von der sächsischen Landes-
ärztekammer bleibt Vorsitzen-
der des Vorstands. Dr. Karsten 
Braun folgt als erster stellvertre-
tender Vorsitzender auf Dr. Vol-
ker Schrage und vertritt künftig 
im Vorstand der AAA zusam-
men mit dem zweiten stellver-
tretenden Vorsitzenden Armin 
Beck das KV-System. Dr. Sabi-

ne Arndt und Monika Buchalik 
komplettieren den Vorstand als 
Beisitzerinnen.
Aufgabe der AAA ist der Ab-
schluss von Tarifverträgen. 
Braun freut sich über das 
Vertrauen der Mitgliederver-
sammlung in Zeiten des Fach-
kräftemangels und massiven 
wirtschaftlichen Drucks auf 
Praxen: „Mein Ziel sind faire 
und nachhaltige Lösungen, die 
den Beruf der MFA stärken und 
damit die ambulante Versor-
gung sichern.“  red 

Braun in den Vorstand 
der Arbeitgeber-AG gewählt

Ab Herbst 2026 können Bewer-
bungen auf ausgeschriebene 
Vertragsarztsitze über eine 
neue Funktion auf der KVBW-
Website digital eingereicht 
werden. Das neue digitale Be-

werbungsverfahren ersetzt das 
bisherige postalische Verfah-
ren vollständig. Bewerbungen 
können dann online bei der 
jeweiligen Ausschreibung ein-
gereicht werden. Diese werden 

dann direkt an die Praxisabge-
benden weitergeleitet, sodass 
schneller ein Austausch zwi-
schen diesem und den Bewer-
berinnen und Bewerbern statt-
finden kann. 

Weitere Vereinfachungen

Möchte man sich nicht gleich 
bewerben, sondern zunächst 
mit den Praxisabgebenden Kon-
takt aufnehmen, ist dies künftig 
ebenfalls über eine neue Funk-
tion möglich. Interessierte kön-
nen ihre Anfrage direkt an die 
Praxisabgebenden senden, 
woraufhin diese dann die Inte-
ressentinnen und Interessenten 
kontaktieren können. 
Eine bereits eingereichte Be-
werbung kann online auch wie-
der zurückgezogen werden. ij

 Die Funktion ist ab Herbst 
2026 auf der KVBW-Website 
verfügbar: 
www.kvbawue.de/praxissitze/

Digitale Bewerbung auf Vertragsarztsitze

Wie werde ich Tele-Arzt?

Für KVBW-Mitglieder gibt es 
die Möglichkeit, docdirekt-
Fälle tagsüber während der 
Sprechstunde oder zu Zeiten 
des Ärztlichen Bereitschafts-
dienstes telemedizinisch zu 
versorgen. Wer als Tele-Arzt 
tätig werden möchte, kann 
sich in einer kompakten 
Schulung dafür qualifizieren. 
Alle wichtigen Informationen, 
FAQ-Listen und das Antrags-
formular zur Teilnahme sind 
auf der Website der KVBW zu 
finden:

www.kvbawue.de/docdirekt

Online-Bewerbungen sind bald möglich.

Von links nach rechts: Beck, Buchalik, Braun, Arndt, Bodendieck 

Dr. Armin Hartmann Oft gibt es Fragen zur Medikation.
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Landkreis Rottweil: 
Versorgung im HNO-Bereich wieder stabil 

Positive Nachrichten aus dem 
Landkreis Rottweil: Das seit 2025 
bestehende Versorgungsdefizit im 
Bereich der HNO-Ärzteschaft ist 
überwunden. Dank eines gezielten 
und koordinierten Engagements 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (KVBW) 
konnte die Versorgung innerhalb 
eines Jahres stabilisiert werden.

Die prekäre Versorgungssituation 
wurde im vergangenen Jahr ausge-
löst, nachdem fast zeitgleich drei 
HNO-Ärzte ausgeschieden wa-
ren. Das hatte zur Folge, dass eine 
akute Unterversorgung eintrat. Die 
KVBW hatte bereits bei der Ankün-
digung der Praxisschließungen un-
mittelbar Maßnahmen zur Stabili-
sierung eingeleitet.

Frühzeitige Vernetzung

Im Mittelpunkt stand eine enge 
und strukturierte Betreuung durch 
die Sicherstellungskoordinatoren 
der KVBW. Sie initiierten frühzei-
tig Gespräche mit allen relevanten 
Akteuren im Landkreis – darun-
ter niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte, Kliniken, Kommunalpolitik 

zeigt, wie wirksam eine koordinier-
te und vorausschauende Sicherstel-
lungsarbeit ist.“
Ein zentraler Baustein dieser Ent-
wicklung ist die Gründung eines 
Medizinischen Versorgungszen-
trums (MVZ): Zum 1. Juli 2026 
eröffneten die Ärzte Dr. Bernhard 
Schönemann und Dr. Max Simon 
in Rottweil ein MVZ mit HNO-
Schwerpunkt. Dort sind drei an-
gestellte HNO-Fachärzte tätig, die 

und die Kreisärzteschaft – und ent-
wickelten gemeinsam konkrete Lö-
sungen für die Region. „Wir möch-
ten Versorgungsengpässe nicht nur 
feststellen, sondern aktiv dagegen-
wirken. Dafür braucht es enge Ver-
netzung aller Beteiligten vor Ort – 
genau das ist uns in Rottweil gelun-
gen“, betont der KVBW-Vorstand 
Dr. Karsten Braun. „Dass innerhalb 
kurzer Zeit neue ärztliche Struk-
turen aufgebaut werden konnten, 

zuvor als Oberärzte in einer Klinik 
gearbeitet haben. Der Impuls zur 
Gründung entstand im Rahmen ei-
nes von der KVBW initiierten re-
gionalen Austauschformats, in dem 
Versorgungsfragen gemeinsam ana-
lysiert und Lösungsansätze erarbei-
tet wurden. Ein Ergebnis war un-
ter anderem die gezielte Förderung 
von Anstellungsmöglichkeiten für 
junge Ärztinnen und Ärzte. Schö-
nemann und Simon haben genau 

Schönemann und Simon (4. und 6. v. links) sind die Inhaber des neuen MVZ. 

Die anhaltenden Finanzdefizite der 
GKV werden auf steigende Ausga-
ben zurückgeführt. Sie erklären die 
Krise jedoch nur unzureichend. Der 
zentrale Treiber der GKV-Finanz-
misere liegt tiefer: der demografi-
sche Übergang großer Jahrgänge in 
den Ruhestand und die Erosion der 
Einnahmebasis.

Der unterschätzte Mechanismus

Einnahmen brechen weg, Ausga-
ben steigen automatisch. Die GKV 
ist einkommensabhängig und umla-
gefinanziert. Jährlich wechseln über 
eine Million Menschen in den Ren-
tenstatus.
Ein Erwerbstätiger zahlt im Durch-
schnitt mehr ein, als er Leistun-
gen benötigt. Mit dem Rentenein-
tritt kehrt sich dieses Verhältnis um: 
Die beitragspflichtigen Einkom-
men sinken, während die Gesund-
heitsausgaben altersbedingt steigen. 
Pro Person verschlechtert sich die 
GKV-Bilanz um geschätzt 8.500 
Euro jährlich. Das entspricht rund 
neun Milliarden Euro zusätzlichem 
Defizit pro Jahr.
Dieser Effekt ist weitgehend un-
abhängig von anderen Fakto-
ren. Selbst bei stabilen Ausgaben 
würde die GKV allein durch die 

Demografie ins Minus 
rutschen. Das Umlage-
verfahren gerät an sei-
ne Grenzen.

Fehladressierte 
Schuldzuweisungen 
und Primärversor-
gung

Politische Lösungs-
ansätze wirken 
vor diesem 
Hintergrund 
oft als Ablen-
kung. Weder 
die ambulan-
te Versorgung 
noch eine 
vermeintlich 
„übermäßige 
Inanspruch-
nahme“ trei-
ben die Krise. 
Dennoch setzt 
die Politik hier 
an – mit Primär-
versorgungsmodel-
len, die den Zugang 
zur Versorgung regu-
lieren. Diese Konzep-
te lösen jedoch kein 
strukturelles Finanz-
problem.

Sie schaffen keine 
Einnahmen, sondern 
verschieben lediglich 
Nachfrage. Was als 
„Steuerung“ gilt, ist 
ökonomisch oft Rati-
onierung über Warte-
schlangen. Gerade für 
die wachsende Gruppe 
älterer Patienten ent-
stehen so Engpässe. 
Die Folge ist eine Ver-
lagerung von Knapp-
heit in die Versor-
gung.
Das Grundproblem 
liegt auf der Ein-
nahmeseite – in der 
demografisch be-
dingten Schrump-

fung der beitrags-
pflichtigen Einkom-
men. Die Finanzkrise 
der GKV ist eine de-
mografische Einnah-
menkrise.

Politische Sprachlo-
sigkeit

Der Zusammenhang 
wird selten offen the-
matisiert. Rentner stel-
len eine wachsende 

Wählergruppe dar. Beitragssatzer-
höhungen belasten Erwerbstätige, 
Steuerzuschüsse verlagern das Pro-
blem lediglich. Sie lösen das demo-
grafische Grundproblem nicht.

Der Ausweg: Strukturbruch

Das Reformkonzept aus Band 35 
der IfMDA-Schriftenreihe setzt auf 
eine Neuordnung der Finanzierung: 
feste Arbeitgeberbeiträge, ein ver-
kleinerter Gesundheitsfonds und 
kassenindividuelle Pauschalen mit 
sozialem Ausgleich.
Das Modell entkoppelt Teile der Fi-
nanzierung vom Arbeitseinkommen 
und stärkt den Wettbewerb. Versi-
cherungsfremde Leistungen werden 
steuerfinanziert. Damit wird die de-
mografische Last sichtbar.

Fazit

Die GKV leidet an einer struktu-
rellen Einnahmenkrise. Mit dem 
Übergang großer Jahrgänge in den 
Ruhestand erodiert die Basis eines 
einkommensabhängigen Umlage-
systems. Wer diese Realität ver-
drängt, riskiert steigende Beiträ-
ge und langfristig eine Systemkri-
se. Die Finanzierung braucht einen 
strukturellen Neuanfang.

diese Voraussetzungen mit ihrem 
neuen MVZ geschaffen. Dabei wur-
den sie umfassend von der Nieder-
lassungs- und Kooperationsbera-
tung sowie der Sicherstellungskoor-
dination der KVBW begleitet und 
betreut. „Ich bin sehr zufrieden, 
wie gut die Zusammenarbeit mit 
der KVBW funktioniert hat. Sehr 
wertvoll war, dass die Experten 
der Niederlassungs- und Koopera-
tionsberatung und der Sicherstel-
lungskoordinator mich aktiv kon-
taktiert und nachgefragt haben, wo 
es hakt und was sie noch tun kön-
nen“, lobt Schönemann. 
Die HNO-ärztliche Versorgung im 
Landkreis ist nun wieder gesichert. 
„Das Beispiel Rottweil zeigt, wor-
auf es ankommt: Man muss früh-
zeitig handeln und regionale Ini-
tiativen gezielt unterstützen. Wir 
verstehen uns als aktiver Gestalter 
der ambulanten Versorgung“, so Dr. 
Doris Reinhardt, stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende der KVBW.
Die Rottweiler Ärzte planen be-
reits weitere Schritte zur Stärkung 
der regionalen Versorgung: Pers-
pektivisch ist auch die Gründung 
eines hausärztlichen MVZ vorge-
sehen. gk

Die stille Finanzkrise der GKV: 
Warum Demografie das System sprengt

Sind wirklich die Ausgaben das Problem im Gesundheitswesen? Prof. Dr. Thomas Drabinski vom Institut für Mikrodaten-Analyse 
(IfMDA) zeigt in seinem Gastbeitrag, warum Sparmaßnahmen allein keine Lösung sind.  
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Die ärztliche Bescheinigung ei-
nes erkrankten Kindes (Kind-
Krank-Bescheinigung) erfolgt 
auf dem Formular 21, das im 
Juli 2024 an mehreren Stellen 
angepasst wurde. Aufgrund 
der zusätzlichen Ankreuzfel-
der für Unfälle und soziales 

Entschädigungsrecht (SER) 
bestehen zum Teil Unsicher-
heiten beim Ausfüllen. Die KBV 
hat eine neue PraxisInfo veröf-
fentlicht, die hierzu Hinweise 
gibt und praxisnahe Beispiele 
bietet.
Kann ein Elternteil aufgrund 
eines erkrankten Kindes nicht 
arbeiten, wird in der Regel 
eine ärztliche Bescheinigung 
(Formular 21) benötigt. Damit 

weisen Eltern gegenüber dem 
Arbeitgeber und der Kran-
kenkasse nach, dass das Kind 
krank ist und betreut werden 
muss. Der betreuende Eltern-
teil beantragt mit der Beschei-
nigung anschließend das Kin-
derkrankengeld.  red

 Die PraxisInfo ist auf der 
Website der KBV zum Down-
load verfügbar: 
www.kbv.de/documents/
infothek/publikationen/
praxisinfo/praxisinfo-kind-
krank-bescheinigung.pdf

Neuer Rekord: Im Jahr 2025 
gingen bei der Arzneimittel-
kommission der Deutschen 
Apotheker (AMK) insgesamt 
11.154 Verdachtsmeldungen 
zu Arzneimittelrisiken, wie 
Qualitätsmängel oder Neben-
wirkungen, ein. Diese stamm-
ten aus 4.978 verschiedenen 
(Krankenhaus-)Apotheken. 
Damit wurden die Werte aus 
den Vorjahren wieder übertrof-
fen (2024: 10.882 Meldungen, 

2023: 8.320 Meldungen). Etwa 
zwei Drittel der Meldungen 
bezogen sich auf Qualitäts-
probleme, ein Drittel auf uner-
wünschte Arzneimittelwirkun-
gen. 
Die Anzahl an Medikationsfeh-
lermeldungen stiegen im Ver-
gleich zum Vorjahr (2025: 624, 
2024: 348); Verdachtsmeldun-
gen zu Arzneimittelmissbrauch 
waren leicht rückläufig (2025: 
41, 2024: 50). red

Mehr Arzneimittelrisiken 
als jemals zuvor

PraxisInfo der KBV: Kind-
Krank-Bescheinigung

Weibliche Genitalverstümmelung/ 
-beschneidung (Female Genital Mu-
tilation/Cutting – kurz FGM/C) ist 
eine Menschenrechtsverletzung mit 
schweren körperlichen, psychischen 
und sozialen Folgen. 

Millionen Frauen betroffen

Weltweit sind über 230 Millionen 
Frauen und Mädchen betroffen – 
auch in Deutschland leben laut 
Schätzungen mehr als 100.000 be-
troffene Mädchen und Frauen so-
wie zahlreiche gefährdete Mädchen. 

Medizinisches Fachperso-
nal – insbesondere in der 
Gynäkologie, Geburtshil-
fe, Pädiatrie, Allgemein-
medizin sowie in der Heb-
ammenhilfe – spielt eine 
zentrale Rolle: bei der me-
dizinischen Versorgung, in 
der Kommunikation mit 
Betroffenen und Angehö-
rigen, beim Erkennen von 
Gefährdungssituationen 
und bei der Umsetzung 
von Kinderschutzmaß-
nahmen.

Trotz zunehmender Be-
deutung bleibt FGM/C im 
klinischen Alltag derzeit 
häufig unerkannt – oft aus 
Unsicherheit, mangelhaf-
ter Ausbildung oder Sorge 
vor kulturellen Missver-
ständnissen. Dabei ist fun-
diertes Wissen entschei-
dend: für eine professio-
nelle und evidenzbasierte 
medizinische Versorgung, 
rechtssichere Dokumen-
tation und eine respekt-
volle, kultursensible 

Gesprächsführung. Die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) fordert ex-
plizit strukturierte Fortbildungsan-
gebote für medizinisches Personal. 
In diesem Rahmen wurde die mo-
dulare E-Learning-Plattform von 
der Arbeitsgruppe FGM/C der AG 
FIDE e. V. mit Unterstützung des 
Sozialministeriums Baden-Würt-
temberg entwickelt – evidenzbasiert, 
praxisorientiert und für Sie kos-
tenfrei. Die Module sind zeit- und 
ortsunabhängig durchführbar. red 
 
 www.fgm-fortbildung.de/ 

Neue Fortbildungsplattform zu FGM/C für medizinische Fachkräfte
E-Learning-Module zum Thema Genitalverstümmelung zeit- und ortsunabhängig durchführbar

Die Kassenärztliche Vereinigung Ba-
den-Württemberg (KVBW) und die 
gesetzlichen Krankenkassen im Land 
haben sich auf eine neue regiona-
le Schutzimpfungsvereinbarung geei-
nigt. Sie vereinfacht die Impfversor-
gung, erhöht die Impfvergütung um 
rund 7,9 Prozent und sorgt dafür, dass 
neue Impfungen schneller in die Regel-
versorgung gelangen.  

Die neue Vereinbarung trat bereits am  
1. Juli 2026 in Kraft und gilt bis zum  
31. Dezember 2029. Sie schafft damit 
eine verlässliche Grundlage für die 
Impfversorgung für 
rund 10 Millionen ge-
setzlich Versicherte in 
Baden-Württemberg.  
Die Vertragspartner 
verfolgten von Beginn 
an zwei zentrale Ziele: 
Sie wollten Bürokra-
tie abbauen und die 
Impfquoten nachhaltig 
steigern. Dafür haben 
sie die Vergütungs-
struktur vereinfacht, 
einen Aufnahmeau-
tomatismus für neue 
Impfungen eingeführt 
und die Beschaffung 
von Impfstoffen neu 
geregelt. 
Der erste Baustein der Reform betrifft 
die Vergütung von Impfleistungen. Die 
Vergütungssystematik wurde verein-
facht und die Honorierung von Impf-
leistungen zugleich deutlich verbessert. 
Im Mittelpunkt steht eine Reduzierung 
auf drei transparente Pauschalkate-
gorien. Die bisher unterschiedlichen 
Regelungen wurden kassenübergrei-
fend vereinheitlicht. Das erhöht die 
Planungssicherheit für die Praxen und 
verringert den Verwaltungsaufwand. 
Darüber hinaus steigt 
die Impfvergütung 
kassenübergreifend um 
rund 7,9 Prozent und 
wertet Impfleistungen 
finanziell auf. Beson-
ders deutlich profitiert 
die bisherige „Einfach-
impfung“. Sie erhält 
eine spürbare finanziel-
le Aufwertung. Ab dem 
1. Januar 2029 werden 
die Vergütungen au-
ßerdem automatisch 
an die Entwicklung 

des regionalen Punktwertes angepasst. 
Dadurch gewinnen Praxen zusätzliche 
wirtschaftliche Stabilität und langfris-
tige Planungssicherheit. 
Neben der Vergütung vereinfacht die 
Vereinbarung auch den Umgang mit 
neuen Schutzimpfungen. Ein neuer Auf-
nahmeautomatismus sorgt dafür, dass 
diese schneller und mit deutlich we-
niger Verwaltungsaufwand verfügbar 
werden. Künftig werden neue Schutz-
impfungen direkt in die bestehende 
Vergütungsstruktur eingeordnet, sobald 
der Gemeinsame Bundesausschuss sie 
in die Schutzimpfungsrichtlinie auf-

nimmt. Dadurch entfallen zeitintensive 
Nachverhandlungen zwischen den Ver-
tragspartnern. Gleichzeitig sinkt das 
Risiko späterer Regressverfahren für 
die Praxen. Auch vorübergehende Kos-
tenerstattungsverfahren werden künftig 
nicht mehr erforderlich sein.
Bei konkreten Impfstoffen und deren 
Beschaffung bringt die Vereinbarung 
ebenso wichtige Neuerungen. Die ver-
einfachte Impfstoffbeschaffung entlas-
tet Arztpraxen spürbar und macht die 

Versorgung mit Impfstoffen deutlich 
einfacher.
Die Vertragspartner haben zudem die 
neuesten Ergänzungen der Schutz-
impfungsrichtlinie unmittelbar auf-
genommen. Dazu wurde vereinbart, 
neue Impfstoffe grundsätzlich über den 
Sprechstundenbedarf bereitzustellen. 
Nur in Ausnahmefällen können die Ver-
tragspartner davon abweichen.  
Mit der Vereinbarung senden die 
Selbstverwaltungspartner zugleich ein 
deutliches Signal an die Landes- und 
Bundespolitik. Höhere Impfquoten er-
fordern verlässliche Strukturen, weni-

ger Bürokratie und an-
gemessene Vergütung 
von Impfleistungen. 
Dr. Karsten Braun, 
Vorstandsvorsitzen-
der der KVBW, betont 
die Bedeutung der  
Einigung: „In diesen 
schwierigen Zeiten 
zeigt die Selbstver-
waltung die Hand-
lungsfähigkeit und 
den Willen, die medi-
zinische Versorgung 
im Land nachhaltig 
sinnvoll zu gestalten. 
Mit der Erhöhung der 
Impfvergütung setzen 
wir ein Zeichen dafür, 

dass die Durchführung von Schutz-
impfungen von großer Bedeutung für 
die Gesundheit im Land ist und dass an 
dieser Stelle keine Einsparungen vorge-
nommen werden dürfen.“ 
Michael Mruck, Leiter der Landesver-
tretung Baden-Württemberg des Ver-
bands der Ersatzkassen (vdek), sieht 
die Stärke der Vereinbarung vor allem 
in der neuen Struktur, die „dafür sorgt, 
dass Bürokratie konkret eingespart 
wird. Das entlastet Versicherte, Praxen 

und auch Kranken-
kassen, schafft Sicher-
heit und Planbarkeit. 
Wichtig ist aber auch, 
dass die Selbstver-
waltungspartner sich 
nicht auf diesem Er-
folg ausruhen, sondern 
zur gegebenen Zeit 
reflektieren, ob diese 
neue Struktur auch 
tatsächlich entschei-
dend zur Erhöhung der 
Impfquote beitragen 
konnte.“  gk

Zukunftsweisende 
Schutzimpfungsvereinbarung

Impfungen schneller in die Regelversorgung bringen

Neu in der Vereinbarung Regelung

Meningokokken-A-, C-, W- und 
Y-Impfung (MenACWY)

Aufnahme als Regelimpfung, 
Impfstoffbezug über Sprech-
stundenbedarf

Chikungunya-Impfung Aufnahme als Regelimpfung, 
Impfstoffbezug  auf Name des 
Patienten

Hepatitis-B-Impfung ohne Indi-
kation (Empfehlung des Sozial-
ministeriums in BW)

Dauerhafter Bezug der Impf-
stoffe über Sprechstundenbe-
darf

Influenza-Impfung ohne Indika-
tion (Empfehlung des Sozialmi-
nisteriums in BW)

Dauerhafter Bezug der Impf-
stoffe über Sprechstundenbe-
darf
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Neue Köpfe, bekannte Koalition: 
Welche Rolle spielt die ambulante 
Versorgung unter Grün-Schwarz?

Mehr als 5,4 Millionen Menschen 
haben bei der Landtagswahl ihre 
Stimme abgegeben. Zwischen Grü-
nen und CDU lagen am Ende le-
diglich rund 27.000 Stimmen be-
ziehungsweise 0,5 Prozentpunkte. 
Die Kräfteverhältnisse sind deshalb 
ausgeglichen: Beide Parteien stel-
len jeweils 56 Abgeordnete und füh-
ren ihre seit 2016 bestehende grün-
schwarze Koalition fort. Die AfD 
wurde mit 35 Sitzen drittstärkste 
Kraft, die SPD zog mit ihrem his-
torisch schlechtesten Ergebnis und 
nur noch zehn Abgeordneten in den 
Landtag ein. FDP und Linke schei-
terten an der Fünf-Prozent-Hürde.
Auf Winfried Kretschmann folgt 
nach 15 Jahren im Amt Cem Öz-
demir als ebenfalls grüner Minis-
terpräsident. Auch das Ministerium 
für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
bleibt in grüner Hand. Neuer Minis-
ter ist Oliver Hildenbrand, Staatsse-
kretärin Petra Krebs.
Die Landesregierung setzt im Ko-
alitionsvertrag auf Wettbewerbsfä-
higkeit, Innovation und Bürokra-
tieabbau. Ein zentrales Vorhaben 
ist das angekündigte Effizienzge-
setz. Berichts-, Dokumentations- 
und Aufbewahrungspflichten sollen 
überprüft und unnötige Bürokratie 
abgebaut werden. Auch für den Ge-
sundheitsbereich sind Maßnahmen 

geplant: Für die ambulante Versor-
gung von Interesse sind insbesonde-
re die geplante Kinderarztquote, die 
stärkere Verknüpfung von ambulan-

ter und stationärer Weiterbildung, 
die Förderung zusätzlicher Weiter-
bildungsstellen in der Pädiatrie so-
wie Bürokratieabbau. Daneben setzt 
die Landesregierung auf eine digi-
tale Vernetzung der Versorgungsbe-
reiche und den Ausbau telemedizi-
nischer Angebote.
Die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen der ambulanten Versor-
gung werden überwiegend auf 

Bundesebene gesetzt, dennoch 
kann auch das Land wichtige Im-
pulse geben. Entscheidend wird 
sein, ob die Maßnahmen zu Büro-

kratieabbau, Digitalisierung und 
Fachkräftesicherung auch spürbar 
in den Arztpraxen ankommen. Das 
Gesundheitswesen ist nicht nur Teil 
der Daseinsvorsorge, sondern mit 
rund 845.000 Beschäftigten auch 
einer der größten Arbeitgeber Ba-
den-Württembergs. Davon arbeiten 
etwa 313.000 Menschen in ambu-
lanten Einrichtungen, knapp 99.000 
allein in Arztpraxen. jk

Herr Hildenbrand, welche 
Schwerpunkte möchten Sie in Ih-
rer Arbeit als Gesundheitsminister 
setzen?

Unser Gesundheitssystem steht fi-
nanziell und personell unter Druck, 

und zwar auf allen Ebenen. Klar ist: 
Wir kommen nur gemeinsam voran. 
Ich setze auf drei Leitlinien: Prä-
vention stärken, Versorgung besser 
vernetzen und Patientensteuerung 
gezielt optimieren. Wer Krankhei-
ten vermeidet, entlastet das System 
und verbessert die Lebensqualität. 

Daher rücken gesundheitsförder-
liche und präventive Maßnahmen 
stärker in den Fokus. Unser Grund-
satz lautet: digital und präventiv 
vor ambulant vor stationär. Gleich-
zeitig müssen die Sektoren enger 
und digital unterstützt zusammen-

arbeiten. Baden-Württemberg setzt 
sich beim Bund für ein echtes Pri-
märversorgungssystem ein: sekto-
renübergreifend, interprofessionell 
und mit starker Einbindung nicht-
ärztlicher Gesundheitsberufe. Sol-
che erfolgreichen Modelle haben 
wir im Land bereits erfolgreich 

erprobt. Jetzt ist der Bund am Zug, 
dies in die Regelversorgung umzu-
setzen. 

Mit der Landarztquote und der 
Förderung zusätzlicher Weiter-
bildungsstellen hat das Land 

bereits wichtige 
Impulse gesetzt. 
Mit welchen Maß-
nahmen möchten 
Sie die ambulan-
te Versorgung im 
Land zusätzlich 
stärken?

Die hohe Nachfra-
ge nach der Land-
arztquote für die 
75 Studienplätze 
zeigt: Viele junge 
Menschen wollen 
als Hausärztin oder 
Hausarzt Verant-
wortung überneh-
men – gerade auch 
im ländlichen Raum. 

Das ist ein starkes Signal. Deshalb 
entwickeln wir die Landarztquote 
weiter und wollen sie um eine Kin-
derarztquote ergänzen. Gleichzeitig 
bringen wir Erkenntnisse aus rund 
30 Modellprojekten zur sektoren-
übergreifenden Versorgung in die 
Reformdebatte auf Bundesebene 

ein. Was vor Ort funktioniert, soll-
te der Maßstab werden. Unser För-
derprogramm „Landärzte“, mit dem 
wir Praxisgründungen im ländli-
chen Raum unterstützen, entwi-
ckeln wir praxisnah weiter und öff-
nen es für weitere primärversorgen-
de Facharztgruppen. Zudem wollen 
wir gezielt gemeinwohlorientierte 
Medizinische Versorgungszentren 
stärken – gerade in Regionen, wo 
die Versorgungssituation herausfor-
dernd ist. Darüber hinaus setzen wir 
uns beim Bund weiter für eine Re-
form der Bedarfsplanung und eine 
Entkontingentierung der pädiatri-
schen Weiterbildungsstellen ein.

Die ambulante Versorgung über-
nimmt heute einen immer größer 
werdenden Anteil der Behand-
lungen. Welche Rahmenbedin-
gungen braucht es, damit dies 
auch künftig erfolgreich gelin-
gen kann?

Für eine erfolgreiche Ambulanti-
sierung braucht es vor allem bun-
despolitische Weichenstellun-
gen: weniger Bürokratie, Stärkung 
nicht-ärztlicher Gesundheitsberu-
fe und eine gezielte Patientensteu-
erung. Ärztinnen und Ärzte brau-
chen mehr Zeit für ihre Kernauf-
gaben. Entscheidend sind bessere 

Informationsflüsse und funktionie-
rende, einheitliche digitale Lösun-
gen sowie professionelle Öffent-
lichkeitsarbeit. Gleichzeitig müssen 
sich veränderte Arbeitsrealitäten 
– mehr Teilzeit, mehr Anstellung, 
mehr Teamarbeit – in der Planung 
widerspiegeln. Deshalb setzen wir 
uns im Bund für eine Reform der 
vertragsärztlichen Bedarfsplanung 
und deren Bemessungsgrundlagen 
ein, die diese Entwicklungen realis-
tisch abbildet.  

Welche Botschaft möchten Sie 
unseren Mitgliedern gerne mit 
auf den Weg geben?

Unsere Gesundheitsversorgung ist 
stark und von hoher Qualität. Sie 
ist getragen von Ihrem täglichen 
Einsatz. Dafür danke ich Ihnen. 
Zugleich stehen wir vor grundle-
genden Veränderungen, die wir 
nur gemeinsam bewältigen können. 
Meine Botschaft ist deshalb: Wir 
setzen auf Zusammenarbeit, Ver-
trauen und klare Perspektiven. Für 
Sie als Leistungserbringer und für 
die Patientinnen und Patienten im 
Land. Gemeinsam wollen wir für 
die Menschen in Baden-Württem-
berg auch künftig eine verlässliche 
und bestmögliche Versorgung si-
cherstellen.  jh

„Was vor Ort funktioniert, sollte Maßstab werden“
Seit Mai ist Oliver Hildenbrand neuer Gesundheitsminister von Baden-Württemberg. Im Interview erklärt er, 

welche Prioritäten er für diese Legislatur setzen möchte. 

Pläne der Landesregierung

Oliver Hildenbrand ist neuer Minister für Soziales, Arbeit und Gesundheit.

Neue Legislaturperiode für den Landtag

Dr. Sonja Optendrenk ist seit 
Juli neue unparteiische Vorsit-
zende des Gemeinsamen Bun-
desausschusses (G-BA). Die 
54-Jährige war zuvor Staats-
sekretärin im hessischen Mi-
nisterium für Familie, Senioren, 
Sport, Gesundheit und Pflege. 
Sie folgt damit auf Prof. Josef 
Hecken.
Prof. Hecken saß dem G-BA 
seit 2012 vor. Am 18. Juni ver-
abschiedeten die Trägerorga-
nisationen ihn im Anschluss an 
seine letzte Plenumssitzung 
und würdigten seine Leistun-
gen: Prof. Hecken habe in sei-
ner Amtszeit das oberste Be-
schlussgremium fachlich, aber 
auch persönlich maßgeblich 

geprägt. Durch sein engagier-
tes Wirken habe sich der G-BA 
zu einer Institution entwickelt, 
die nicht nur fachlich hoch 
kompetent und sorgfältig, son-
dern auch zügig, offen und sehr 
kommunikationsstark agiert.
Der G-BA ist das oberste Be-
schlussgremium der gemeinsa-
men Selbstverwaltung im Ge-
sundheitswesen. Das Gremium 
legt nach wissenschaftlichen 
Kriterien verbindlich fest, wel-
che medizinischen Leistungen 
den Versicherten in der Ge-
setzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) zustehen. Zudem 
definiert der G-BA Qualitäts-
standards in der medizinischen 
Versorgung.  red

Wechsel an der 
Spitze des G-BA

Dr. Optendrenk steht seit Juli an der Spitze des G-BA.
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Das neu entwickel-
te, digitale Format des 
Medikationsbriefs soll 
die interprofessionelle 
Zusammenarbeit von 
Apothekerinnen und 
Apothekern mit Ärz-
tinnen und Ärzten wei-
ter verbessern und ver-
einfachen. Apotheke-
rinnen und Apotheker 
übermitteln den Arzt-
praxen mit dem Me-
dikationsbrief in stan-
dardisierter Form arz-
neimittelbezogene 
Probleme (ABP), ins-
besondere im Kontext 
der pharmazeutischen 
Dienstleistung „Erwei-
terte Medikationsbera-
tung bei Polymedika-
tion“. Diese ABP kön-
nen sich unter anderem 
auf Interaktionen, Ne-
benwirkungen, Dosierungen oder 
Darreichungsformen beziehen. 
Der Medikationsbrief kann zwi-
schen Apotheken und Arztpraxen 
über das sichere KIM-System in 
der Telematik-Infrastruktur elek-
tronisch verschickt werden. Laut 
Dr. Armin Hoffmann, Präsident 
der Bundesapothekerkammer, soll 

mittelfristig auch ein Einstellen in 
die elektronische Patientenakte er-
möglicht werden. 
Der Medikationsbrief baut auf den 
Erfahrungen auf, die im Projekt 
ARMIN (Arzneimittelinitiative 
Sachsen-Thüringen) von 2016 bis 
2022 im interprofessionellen Me-
dikationsmanagement gesammelt 
wurden. Neben der Praktikabilität 

auf Seite der Apotheken 
stand vor allem die Ak-
zeptanz auf ärztlicher 
Seite im Vordergrund. 
Teilnehmenden Ärz-
tinnen und Ärzten war 
wichtig, dass der Medi-
kationsbrief neben den 
ABP auch Lösungsvor-
schläge von Seiten der 
Apotheken zum jewei-
ligen ABP enthält, um 
ärztliche Entscheidun-
gen zu erforderlichen 
Therapieanpassungen 
bestmöglich zu unter-
stützen. ABP, die in der 
Apotheke bereits gelöst 
werden konnten, zum 
Beispiel Unsicherhei-
ten der Patienten bei 
der Anwendung kom-
plexer Darreichungsfor-
men oder zum richtigen 
Anwendungszeitpunkt, 

sollen hingegen nicht kommuni-
ziert werden. 
Der Medikationsbrief ist für die in-
terprofessionelle Kommunikation 
konzipiert. Patienten werden wei-
terhin im persönlichen Gespräch in 
der Apotheke oder Arztpraxis und 
ergänzend über ihren aktualisierten 
Medikationsplan informiert.  red

Sozialpädiatrische Zentren 
(SPZ) nehmen eine besondere 
Stellung in der Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen mit 
komplexen gesundheitlichen Be-
einträchtigungen ein. Gleichwohl 
zeigt die Praxis, dass Unsicher-
heiten hinsichtlich der Überwei-
sungsvoraussetzungen und des 
konkreten Leistungsspektrums 
bestehen. Ursache hierfür ist 
nicht zuletzt die enge rechtliche 
Rahmung des SPZ-Auftrags, die 
sowohl den Zugang als auch den 
Umfang der Leistungen klar be-
grenzt.

Spezialisierter Auftrag auf 
gesetzlicher Grundlage

Die Tätigkeit eines SPZ beruht 
auf einer ausdrücklichen Er-
mächtigung nach Paragraf 119 
SGB V. Diese ist nicht pauschal, 
sondern inhaltlich präzise aus-
zugestalten. Der  Ermächtigungs   -

beschluss muss einen differen-
zierten Leistungskatalog ent-
halten, der die zulässigen Leis-
tungen nach Art, Schwere und 
Dauer der Erkrankung konkret 

beschreibt. Damit wird sicher-
gestellt, dass sich die Tätigkeit 
des SPZ auf klar definierte Indi-
kationen beschränkt und nicht in 
die Breite der allgemeinen am-
bulanten Versorgung ausweitet.
Diese rechtliche Ausgestaltung 
ist Ausdruck des besonderen 
Versorgungsauftrags der SPZ: 
Sie sind keine allgemeine An-
laufstelle für entwicklungsauf-
fällige Kinder, sondern richten 
sich gezielt an Patientinnen und 
Patienten mit komplexem, inter-
disziplinärem Behandlungsbe-
darf.

Zielgruppe: Kinder mit komple-
xem Versorgungsbedarf

Inhaltlich sind SPZ auf die früh-
zeitige Erkennung, Diagnostik 
und Behandlung von Kindern 
ausgerichtet, die aufgrund der 
Art, Schwere oder Dauer ihrer 
Behinderung – oder einer dro-
henden Behinderung – nicht 
durch niedergelassene Fach-
ärztinnen und Fachärzte oder in-
terdisziplinäre Frühförderstellen 
ausreichend versorgt werden 

können. Der Fokus liegt damit 
auf besonders anspruchsvol-
len Versorgungssituationen, die 
regelmäßig ein koordiniertes, 
multi-professionelles Vorgehen 
erfordern.
Diese Spezialisierung bedingt 
zugleich eine klare Abgren-
zung gegenüber der regulären 
ver-tragsärztlichen Versorgung: 
SPZ treten nicht an deren Stelle, 
sondern ergänzen diese in eng 
umgrenzten Fällen.

Dreistufigkeit der Versorgung 
als Leitprinzip

Die Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichts hat die Rolle 
der SPZ im Versorgungssystem 
wiederholt präzisiert und dabei 
insbesondere die sogenannte 
Dreistufigkeit hervorgehoben. 
Auf der ersten Ebene steht die 
kinderärztliche Versorgung als 
primäre Anlaufstelle. Ergänzend 
kommen auf der zweiten Ebene 
interdisziplinäre Frühförderstel-
len zum Einsatz. Erst wenn die-
se Versorgungsangebote nicht 
ausreichen, ist auf der dritten 

Ebene eine Behandlung im SPZ 
vorgesehen.
Das Bundessozialgericht betont 
in diesem Zusammenhang aus-
drücklich, dass das „differen-
zierte und hochspezialisierte 
Leistungsangebot“ der SPZ auf 
diejenigen Kinder zu konzen-
trieren ist, die hierauf ange-
wiesen sind und deren Versor-
gung durch die vorgelagerten 
Strukturen nicht sichergestellt 
werden kann (BSG, Urteil vom 
17.02.2016 – B 6 KA 6/15 R).

Vorrang der vertragsärztlichen 
Versorgung und Wirtschaft-
lichkeitsgebot

Diese Systematik wird durch 
das Wirtschaftlichkeitsgebot 
der Paragrafen 70, 12 SGB V 
zusätzlich gestützt. Die Leis-
tungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung müssen aus-
reichend, zweckmäßig und 
wirtschaftlich sein und dürfen 
das Maß des Notwendigen 
nicht überschreiten. Vor diesem 
Hintergrund ist die Inanspruch-
nahme eines SPZ stets daran zu 

messen, ob eine weniger spezi-
alisierte Versorgungsform aus-
reichend wäre.
Daraus folgt ein klarer Vorrang 
der ambulanten vertragsärzt-
lichen Versorgung: Erst wenn 
deren Möglichkeiten ausge-
schöpft sind oder nicht ausrei-
chen, kommt eine Überweisung 
in ein SPZ in Betracht. Auch 
nach der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts sind SPZ 
ausdrücklich als ergänzende – 
nicht als substituierende – Ver-
sorgungsstruktur konzipiert. 
Eine Überweisung auf Zuruf ist 
also auch hier nicht möglich.

Relevanz des konkreten 
Ermächtigungsumfangs

Neben der grundsätzlichen 
Frage der Indikation ist für die 
Praxis insbesondere der indi-
viduelle Ermächtigungsumfang 
eines SPZ von Bedeutung. Da 
dieser im jeweiligen Ermächti-
gungsbe-schluss konkret fest-
gelegt wird, kann er sich zwi-
schen einzelnen Einrichtungen 
unterscheiden.  lh

ARZT & THERAPEUT

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis 

Medikationsbrief soll interprofessionelle 
Zusammenarbeit vereinfachen

Neue LaborKompakt-Ausgabe 
zu Borreliose

Mehr Informationen zur Medikamenteneinnahme.

Wehret den Zecken!

Was bei einer Überweisung an ein  
Sozialpädiatrisches Zentrum zu beachten ist

Über die Diagnostik der frühen 
Lymeborreliose nach einem Zecken-
stich informiert eine neue „Labor-
Kompakt“-Ausgabe der KBV. Sie 
bietet Praxen auf zwei Seiten einen 
Überblick zu Symptomen, empfoh-
lenen Testverfahren und Besonder-
heiten bei der Diagnosestellung. Ein 
Ablaufschema zur Labordiagnostik 
verdeutlicht das empfohlene Vor-
gehen bei begründetem klinischem 
Verdacht auf eine Borrelieninfekti-
on.
Die neue Ausgabe steht ab sofort 
auf der Themenseite der KBV zum 
Herunterladen und Ausdrucken be-
reit. Auf der Seite finden Ärzte und 
Ärztinnen darüber hinaus „Labor-
Kompakt: Praktische Tipps zur 

Präanalytik“ sowie alle Ausgaben 
der Reihe „Empfehlungen zur La-
bordiagnostik“. Unter dem Titel 
„LaborKompakt“ erhalten Ärztinnen 
und Ärzte auf ein bis zwei Seiten ei-
nen schnellen und praxisbezogenen 
Überblick zu diversen Themen aus 
dem Bereich Labordiagnostik.    red

 Weitere Informationen:
www.kbv.de/documents/praxis/
patientenversorgung/labor/
labor-kompakt-borreliose.pdf
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Es ist eines der weiteren wesentli-
chen Gesetze, das derzeit im Ge-
sundheitswesen beraten wird: das 
Gesetz zur Reform der Notfallver-
sorgung. Eigentlich sollte das Ge-
setz bereits in der letzten Legisla-
turperiode verabschiedet werden. 

Die neue Bundesregierung hat das 
Vorhaben wieder aufgenommen. 
Jetzt wurde das Gesetz in nahezu 
unveränderter Form dem Bundes-
tag zur Beratung vorgelegt. 
Es bestehen keine Zweifel, dass 
eine Reform notwendig ist. Viele 
Vorhaben stoßen daher auch auf 
Unterstützung der KVBW. So ist 

es zweifellos sinnvoll, die Notauf-
nahmen und die Bereitschaftspra-
xen enger miteinander zu verzah-
nen. Dazu sind künftig Integrierte 
Notfallzentren (INZ) als gemein-
same Einrichtungen von KVen und 
Notaufnahmen vorgesehen, in de-

nen im Rahmen eines gemeinsa-
men Tresens die Patientinnen und 
Patienten in die richtige Struktur 
gesteuert werden sollen. Über die 
Standorte wird der Erweiterte Lan-
desausschuss entscheiden, in dem 
die Ärzteschaft, die Krankenkas-
sen und die Krankenhäuser vertre-
ten sind. Die KVBW wird damit 

also die alleinige Zuständigkeit für 
die Standorte verlieren. Weiter ist 
es zu begrüßen, wenn die 116117 
und die 112 digital miteinander 
verbunden werden. Das wird vor 
allem eine Herausforderung für 
die Leitstellen werden, die noch 

keineswegs eine homogene IT-In-
frastruktur haben. 

Vor allem teuer

Auf entschiedene Ablehnung stößt 
aber die Regelung, wonach es 24/7 
– also rund um die Uhr – einen 
aufsuchenden Dienst geben soll. 

Konkret bedeutet das, dass auch 
tagsüber ein Hausbesuchsdienst 
zusätzlich zu dem der Hausärzte 
und Fachärzte eingerichtet wer-
den soll. 
Wie das gehen soll, ist völlig un-
klar. Die Forderung legt nahe, dass 
dafür freie Kapazitäten zur Verfü-
gung stehen. Davon kann aber kei-
ne Rede sein: Bis heute ist offen, 
wer für ein solches Angebot über-
haupt die Ressourcen haben könn-
te. Das Gesetz sieht zwar auch die 
Einbeziehung nicht-ärztlicher Be-
rufe, wie des Rettungsdienstes, 
vor. Das hilft aber im Ergebnis 
nicht weiter, weil viele der Besu-
che mit Maßnahmen einhergehen, 
für die Ärztinnen und Ärzte benö-
tigt werden, beispielsweise Arz-
neimittelverordnungen. Zudem ar-
beitet auch der Rettungsdienst be-
reits am Rande seiner Kapazitäten. 
Eine weitere ungelöste Frage be-
trifft die Koordination mit den 
Hausbesuchen in der Regelver-
sorgung. Wer soll den Überblick 
darüber haben, ob nicht eigentlich 
der Hausarzt zuständig ist, bereits 
einen Besuch zugesagt hat, aber 
vielleicht erst am Abend kommen 
kann? 
Vor allem aber ist das Vorhaben 
angesichts der Sparmaßnahmen 
im Gesundheitswesen nicht zu 
verantworten. Denn ein solches 
System würde Doppelstrukturen 
schaffen, die wiederum mit ho-
hen Kosten verbunden sind. KV-
Vorstandsvorsitzender Dr. Kars-
ten Braun bringt es auf den Punkt: 

„Dieses Angebot ist vor allem ei-
nes: teuer! Wir müssen den Pati-
entinnen und Patienten endlich of-
fen und ehrlich klar machen, dass 
es Einschränkungen in der Versor-
gung geben wird. Da sind solche 
Erwartungen, die damit geweckt 
werden, komplett kontraproduk-
tiv.“
Bisher befindet sich das Gesetz 
noch in der Beratung. Vorgese-
hen ist, dass es im Herbst 2026 
verabschiedet wird und dann zum 
Jahresbeginn 2027 in Kraft tre-
ten wird. Dann wäre ein halbes 
Jahr Zeit, um die Standorte für 
die INZ zu bestimmen. Wann die 
INZ-Struktur aber tatsächlich um-
gesetzt ist, ist eine andere Frage. 
Ebenfalls würde ein zusätzlicher 
Hausbesuchsdienst tagsüber einen 
langen Vorlauf benötigen. 
Im Zuge ihrer Bereitschafts-
dienstreform hat die KVBW be-
reits viele Strukturen angepasst 
und ist daher gut auf die Umset-
zung vorbereitet. So gibt es bei-
spielsweise schon viele Standorte 
mit einem gemeinsamen Tresen 
zwischen Notaufnahme und Be-
reitschaftspraxis. 
Nicht im Gesetz verankert sind 
verbindliche Patientenwege. So 
gibt es weiterhin keine Bestim-
mung, die den Zugang zu den Be-
reitschaftspraxen oder den Not-
aufnahmen regelt. Patientinnen 
und Patienten können damit wei-
ter selbst entscheiden, welche 
Struktur sie in Anspruch nehmen 
möchten.  ks

Notfalldienst wird gesetzlich neu geregelt
Reform soll trotz mangelnder Ressourcen 24/7-Hausbesuchsdienst enthalten

Apothekenreform: Verschiebung von 
Zuständigkeiten zulasten der Versorgung

In der Ende Mai vom Bundestag 
beschlossenen Reform wurden 
Apotheken neue Kompetenzen 
übertragen. Die Fragmentierung 
der Zuständigkeiten bei der Ver-
sorgung untergräbt die Bemühun-
gen um bedarfsgerechte Steuerung 
und effizienten Ressourceneinsatz. 
Das neue Gesetz soll die flächen-
deckende Versorgung mit Arznei-
mitteln, vor allem im ländlichen 
Raum, verbessern. Zusätzlich 
räumt das neue Gesetz Apothe-
ken die Möglichkeit ein, weitere 
Impfungen – zum Beispiel gegen 
FSME – vorzunehmen und Blutun-
tersuchungen durchzuführen. Was 
als Entlastung für Arztpraxen ge-
dacht ist, wird im Ergebnis laut Dr. 
Karsten Braun, Vorstandschef der 
KVBW, das Gegenteil bewirken: 
„Die ungezielte Schrotschussdiag-
nostik in Apotheken, deren Ergeb-
nisse dann der Arzt erläutern soll, 
wird Arztpraxen unnötig belasten.“

Behandlungskontext entschei-
dend

Wenn Untersuchungen und Tests 
aus dem Behandlungskontext her-
ausgelöst werden, stärkt das nicht 

die Gesundheitsversorgung der 
Patienten. Im Gegenteil: Patienten 
werden dadurch motiviert, die Dia-
gnostik in die eigene Hand zu neh-
men und Untersuchungen und Tests 
in Apotheken einzufordern. Das 
verursacht zusätzliche Kosten, die 
für die Diagnose und Behandlung 

durch Ärztinnen und Ärzte oft 
nicht notwendig wären. 
Vorstandschef Dr. Braun verweist 
auf den Widerspruch in Zeiten von 
einschneidenden Sparmaßnahmen: 
„Während Laboruntersuchungen 
in Arztpraxen engen Budgets un-
terliegen, sollen Apotheker künftig 

auch venöse Blutentnahmen und 
ungezielte Labordiagnostik bei Er-
wachsenen durchführen dürfen.“  
Ähnlich verhalte es sich bei der 
Vergütung der Unterstützung von 
Patientinnen und Patienten bei der 
Inanspruchnahme telemedizini-
scher Beratungen. „Absurd ist aber, 
dass Apotheken für diese Hilfestel-
lung – etwa beim Bedienen eines 
Tablets durch einen Patienten, der 
seinen eigenen Hausarzt kontak-
tiert, bei dem er im selben Quar-
tal schon vorstellig war – bis zu 
sechsmal höher vergütet werden 
als die Ärztinnen und Ärzte, die 
die eigentliche telemedizinische 
Beratung erbringen“, so Dr. Braun. 
Selbst bei unbekannten Patienten 
liege die Beratungsvergütung der 
Ärztinnen und Ärzte regelhaft un-
ter der Vergütung für die Unterstüt-
zung in Apotheken. 
Der Vorstandschef abschließend: 
„Es wird Zeit, dass wir endlich kla-
re Strukturen und Verantwortlich-
keiten im Gesundheitswesen finden 
und Leistungen dort ansiedeln, wo 
sie am sinnvollsten und kostengüns-
tigsten erbracht werden können. Die 
Gesundheitspolitik geht gerade in 
eine falsche Richtung.“ jh

Der zusätzliche Hausbesuchsdienst schafft Doppelstrukturen.

Apotheken werden für die Unterstützung von Patienten bei Tele-
medizin vergütet.

Mitglieder-
portal: Daten 
aktualisieren

Damit wir Sie als Mitglied zu-
verlässig erreichen und opti-
mal unterstützen können, sind 
aktuelle Stammdaten uner-
lässlich. Genau hier setzt das 
Mitgliederportal der KVBW an: 
Es bietet Ihnen die Möglich-
keit, Ihre persönlichen Daten 
einfach, sicher und jederzeit 
selbst zu pflegen – ohne Pa-
pier, ohne Umwege. 
Viele Services im Mitglieder-
portal sind noch wenig be-
kannt, dabei erleichtern sie 
den Alltag spürbar. So grei-
fen Anträge direkt auf bereits 
hinterlegte Angaben zurück, 
wodurch Sie sich Zeit bei 
der Antragstellung sparen. 
Gleichzeitig stellen aktuel-
le Kontaktdaten sicher, dass 
wichtige Informationen auch 
wirklich bei Ihnen ankommen 
– ein entscheidender Punkt 
mit Blick auf kommende Auf-
gaben, wie etwa die Vorbe-
reitung der Wahlen 2028. Ein 
kurzer Blick lohnt sich – für 
Sie und für eine reibungslo-
se Kommunikation mit Ihrer 
KVBW. red
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In jüngerer Zeit ist vermehrt die 
Frage aufgekommen, ob gesetz-
lich versicherten Patienten der 
Abschluss eines Behandlungs-
vertrages verweigert werden darf, 
wenn sie eine Einschreibung in 
die Hausarztzentrierte Versorgung 
(HzV) ablehnen. 

Die Antwort darauf ist eindeutig: 
Nein. Dies gilt auch dann, wenn 
eine Praxis ausschließlich als HzV-
Praxis geführt werden soll. Grund-
sätzlich dürfen Vertragsärzte Kas-
senpatienten nicht ablehnen. Eine 
Ablehnung ist nur in wenigen Aus-
nahmefällen zulässig, etwa wenn 
ein volljähriger Patient seine elek-
tronische Gesundheitskarte nicht 
vorlegt. Darüber hinaus besteht für 
Vertragsärzte die Verpflichtung, 
gesetzlich versicherte Patienten zu 
behandeln. Diese Verpflichtung er-
gibt sich aus dem Sicherstellungs-
auftrag der Kassenärztlichen Verei-
nigungen gemäß § 75 SGB V sowie 
aus § 13 Abs. 7 BMV-Ä.

Keine Bedingungen

Daher ist es rechtlich nicht zuläs-
sig, eine Behandlung oder Unter-
suchung von Bedingungen abhän-
gig zu machen, beispielsweise von 
einer Einschreibung in die HzV. 
Hier kommt noch hinzu, dass die 
Teilnahme an der HzV für Versi-
cherte ausdrücklich freiwillig ist 

(§ 73b Abs. 3 Satz 1 SGB V). Die-
se gesetzlich verankerte Freiwil-
ligkeit trägt zugleich dem eben-
falls gesetzlich garantierten Recht 
auf freie Arztwahl (§ 76 SGB V) 
Rechnung. Daran ändert auch der 
Umstand nichts, dass eine Ein-
schreibung für den Arzt mögli-
cherweise mit einer besseren Ver-
gütung verbunden wäre. Die Ab-
lehnung eines GKV-Versicherten 
aus finanziellen Aspekten ist unzu-
lässig und verstößt gegen das Ver-
tragsarztrecht. Dies wurde auch 
durch das Bundessozialgericht mit 
Urteil vom 14. März 2001 (Az.: B 
6 KA 54/00 R) bestätigt. Ebenso 
wenig reicht eine möglicherweise 

effizientere Organisation von Pati-
entenströmen oder der Praxisver-
waltung als Grund für eine Ableh-
nung von Patienten, die sich nicht 
in die HzV einschreiben wollen, 
aus. Es ist außerdem rechtlich un-
zulässig, Patienten, die sich gegen 
eine HzV-Einschreibung entschei-
den, hinsichtlich der Leistungen 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung einzuschränken.
Die Ablehnung einer Behandlung 
kommt nur in begründeten Ausnah-
mefällen in Betracht. Ein solcher 
Fall kann zum Beispiel auch vorlie-
gen, wenn das Vertrauensverhältnis 
zwischen Arzt und Patient nach-
haltig gestört ist. Voraussetzung ist 

jedoch, dass die Störung nicht vom 
Arzt selbst verursacht wurde, son-
dern vom Patienten ausgeht. Zu-
dem muss das Zerwürfnis ein Aus-
maß erreicht haben, das eine weite-
re Behandlung unzumutbar macht. 
Dies kann beispielsweise der Fall 
sein, wenn dem Arzt ohne nach-
vollziehbaren Grund ein Behand-
lungsfehler vorgeworfen wird, 
wenn therapeutische Anordnungen 
bewusst und wiederholt missach-
tet werden oder wenn fortlaufend 
Wunschrezepte beziehungswei-
se medizinisch nicht erforderliche 
Untersuchungen eingefordert wer-
den. In solchen Situationen soll-
ten die Gründe für die Ablehnung 

einer weiteren Behandlung sorgfäl-
tig dokumentiert werden. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, die 
Krankenkasse des Patienten über 
die Gründe für die Beendigung des 
Behandlungsverhältnisses zu infor-
mieren (§ 13 Abs. 7 BMV-Ä).

Überlastung gilt nur zeitweise

Eine weitere anerkannte Ausnah-
me kann eine tatsächliche Überlas-
tung der Praxis sein. Diese wird in 
der Regel als Ablehnungsgrund ak-
zeptiert, wenn aufgrund eines au-
ßergewöhnlich hohen Patientenauf-
kommens keine qualitätsgesicher-
te Behandlung mehr gewährleistet 
werden kann. Von einer Überlas-
tung kann jedoch nicht gesprochen 
werden, wenn gleichzeitig noch 
Kapazitäten für die Aufnahme neu-
er Privatpatienten vorhanden sind. 
Zudem kann eine Überlastung nur 
vorübergehend geltend gemacht 
werden, beispielsweise für das je-
weils laufende Quartal. 
Unabhängig von allen genannten 
Ausnahmen gilt jedoch, dass Not-
fälle niemals abgelehnt werden 
dürfen. Ein Notfall liegt vor, wenn 
beim Patienten eine akute Behand-
lungsbedürftigkeit besteht und die 
erforderliche medizinische Ver-
sorgung keinen Aufschub zulässt. 
Der Arzt ist dabei verpflichtet, sich 
selbst davon zu überzeugen, ob ein 
solcher Notfall vorliegt. lh

Umgang mit Patienten außerhalb der hausarztzentrierten Versorgung 

Behandlungen dürfen nur in begründeten Fällen abgelehnt werden.

Seit April bekommen meine 
Patienten in der Apotheke 
nicht immer das Biologikum, 
das ich verordnet habe. Gab 
es Änderungen?

Ja. Seit 1. April 2026 ist die Apo-
theke verpflichtet, Verordnun-
gen von Biologika wirtschaftlich 
zu beliefern. Sie muss prüfen, 
ob rabattierte oder preisgünsti-
ge Biosimilars mit dem gleichen 
Wirkstoff verfügbar sind, und 
entsprechende Präparate abge-
ben. Der Austausch findet ana-
log zum Generika-Austausch 
statt.

Wieso kann der Austausch der 
komplexen Biologika in der 
Apotheke erfolgen?

Mit nur geringfügigem Unter-
schied auf molekularer Ebene 
gelten Biosimilar und Original-
Biologikum nach heutigem 
Kenntnisstand als gleichwertig 
hinsichtlich Qualität, Sicherheit 
und Wirksamkeit. Es kann so-
mit von einer therapeutischen 
Vergleichbarkeit ausgegangen 
werden, und ein Austausch in 
der Apotheke ist daher möglich. 
Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss hat Kriterien definiert, 

wann der Austausch zulässig 
ist. Diese hat die Apotheke zu 
beachten.

Muss ich weiterhin auf eine 
wirtschaftliche Verordnung 
achten und, falls ja, was ist zu 
berücksichtigen?

Ja. Zwar übernimmt die Apo-
theke grundsätzlich die Aus-
wahl des wirtschaftlichen Bio-
logikums. Allerdings entfällt die 
Pflicht der Apotheke für einen 
Austausch, wenn Sie ein Aut-
idem-Kreuz setzen. Die Anfor-
derungen dafür sind sehr hoch. 

Daher begründet beispielswei-
se ein Patientenwunsch allein 
keine Verordnung, die die Sub-
stitution ausschließt. Nur aus 
medizinisch-therapeutischen 
Gründen darf das Aut-idem-
Kreuz im Einzelfall verwendet 
werden. Diese Gründe müssen 
dabei gut dokumentiert sein. 
Krankenkassen prüfen regel-
mäßig, ob Aut-idem-Kreuze be-
rechtigterweise gesetzt werden. 
Viele dieser Prüfungen ziehen 
Nachforderungen nach sich, 
wenn die Voraussetzungen für 
das Aut-idem-Kreuz nicht nach-
vollziehbar sind. mm

Arzt fragt, KV antwortet
Veränderungen bei der Verordnung von Biologika

Servicetage
Am Samstag, 10. Oktober 
2026, findet ab 9.30 Uhr der 
Servicetag der Bezirksdirek-
tion Reutlingen statt.
Der Servicetag bietet Ihnen 
die Möglichkeit, sich kompakt 
über aktuelle Themen zu in-
formieren und direkt mit den 
Fachbereichen der KVBW ins 
Gespräch zu kommen. Dazu 
bieten wir Ihnen ein abwechs-
lungsreiches Programm: 
Im Mittelpunkt der Vorträ-
ge steht, welche Bedingun-
gen der Gesetzgeber für die 
haus-, fachärztliche und psy-
chotherapeutische Versor-
gung setzt und worauf sich 
die Praxen einstellen müssen. 
Zudem informieren wir Sie zu 
den Themen Verordnungen, 
Praxisübergabe und den be-
triebswirtschaftlichen Grund-
lagen der Praxisführung. Es er-
wartet Sie darüber hinaus ein 
Informationsmarkt, bei dem die 
Fachbereiche der KVBW ver-
treten sein werden.

Für die Bezirksdirektion 
Stuttgart ist am Samstag, 17. 
Oktober 2026, ebenfalls ein 
Servicetag geplant. Die Details 
zu Programm und Anmeldung 
folgen in einem separaten 
Schreiben.

 Bitte merken Sie sich diese 
Termine vor – wir freuen uns 
auf Ihr Kommen!
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Bereitschaftsdienst:  
Reform geht weiter

Die medizinische und therapeutische 
Behandlung von Menschen mit an-
haltenden Beschwerden nach einer 
Infektion – sogenannten postakuten 
Infektionssyndromen (PAIS) wie 
dem Post-COVID-Syndrom oder 
ME/CFS – bringt besondere Her-

ausforderungen mit sich. Eine neue 
Studie will hier Verbesserungen er-
möglichen. 

Symptome sind oft schwer  
einzuordnen

Bei sogenannten postakuten Infek-
tionssyndromen (PAIS) wie dem 
Post-COVID-Syndrom oder ME/
CFS sind Symptome oft schwer ein-
zuordnen, Verläufe können kom-
plex sein und der Abstimmungsbe-
darf ist hoch. Ziel der Studie CON-
FIDENCE ist es, die Versorgung von 
Patienten mit PAIS strukturierter 
und abgestimmter zu gestalten so-
wie belastbare Erkenntnisse für die 
Weiterentwicklung der Versorgung 
zu gewinnen. Das Projekt wird vom 
Innovationsfonds des Gemeinsamen 
Bundesausschusses gefördert. 

Die Konsortialführung liegt beim 
Universitätsklinikum Heidelberg 
unter der Projektleitung von Prof. 
Dr. Attila Altiner und Dr. Sand-
ra Stengel. Konsortialpartner sind 
die AOK Baden-Württemberg, das 
aQua-Institut, die Kassenärztli-

che Vereinigung Baden-Württem-
berg  sowie die Universitätsklini-
ken Freiburg, Tübingen und Ulm.
CONFIDENCE bietet konkre-
te Beteiligungsmöglichkeiten für 
KVBW-Mitglieder: Als Hausarzt-
praxis werden Sie in Ihrer Rolle 
als erste Anlauf- und Koordinati-
onsstelle gestärkt und Sie binden 
bei Bedarf gezielt weitere Unter-
stützung ein.

Unterstützung für bestehende 
Versorgung

CONFIDENCE ersetzt dabei nicht 
die reguläre medizinische Behand-
lung, sondern unterstützt die beste-
hende Versorgung in Ihrer Praxis. 
Wenn eine Patientin oder ein Pati-
ent über die Hausarztpraxis in das 
Projekt aufgenommen wird, kann 

es im weiteren Verlauf sein, dass 
Psychotherapeuten und weitere 
Therapieberufe angefragt werden, 
ob sie sich im Rahmen des Projekts 
beteiligen möchten.

Unterstützungsangebote  
im Projekt

Im Projekt werden zwei 
Unterstützungsangebote 
wissenschaftlich unter-
sucht. Welche Angebote 
Sie im Praxisalltag nut-
zen und in die Versor-
gung einbinden, richtet 
sich nach dem jeweili-
gen Unterstützungsange-
bot und der Situation der 

Patienten. 

Zum Projekt gehören unter ande-
rem: 
• E-Learning zur Förderung der 

Gesundheitskompetenz für Pa-
tienten

• Fortbildungen, Orientierungshil-
fen und praxistaugliche Materia-
lien für Behandelnde

• Strukturierte Behandlungspfade
• Telemedizinischer 

Austausch und ab- 
gestimmte Fallbesprechungen 
zwischen Hausärzten, Therapie-
berufen und PAIS-Ambulanzen 
bei komplexen Verläufen rw

 Weitere Informationen zum 
Projekt und zur Teilnahme finden 
Sie auf der Projektwebsite: 
www.versorgung-mit-system.de

Postakute Infektionssyndrome
Neue Studie will Versorgung Betroffener verbessern

Die Struktur des Ärztlichen Be-
reitschaftsdienstes ist eines der 
Kernthemen in dieser Amtsperi-
ode. Nach wie vor verwendet die 
KVBW viel Energie darauf, die 
Strukturen bedarfsgerecht anzu-
passen. 

Die Probleme in der Regelversor-
gung werden größer, das neue Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz trägt 
weiter zur Verschärfung der Situa-
tion bei. Umso wichtiger ist es, die 
Dienstbelastung im Bereitschafts-
dienst zu senken. Im vergangenen 
Jahr hat die KVBW im ersten Schritt 
18 Bereitschaftspraxen geschlossen. 
Der öffentliche Aufschrei war groß. 
Was ist passiert? Nichts! Die Notauf-
nahmen sind nicht gestürmt worden, 
der Rettungsdienst musste nicht häu-
figer ausrücken, es gab keine länge-
ren Wartezeiten. Bei der KVBW sind 
nur sehr vereinzelt überhaupt Patien-
tenbeschwerden angekommen. 
In diesem Jahr sollen keine weite-
ren Praxen geschlossen werden. Im 
Vordergrund steht, die Öffnungs-
zeiten anzupassen. Dabei stellt sich 
die Frage: Wo sind wirklich Praxen 
erforderlich, die jeden Tag geöff-
net sind? Wo muss die KVBW eine 

Struktur vorhalten für Patienten, die 
am Donnerstagabend akut erkran-
ken, deren Behandlung nicht bis 
zum nächsten Tag warten kann, die 
nicht telemedizinisch betreut werden 
können, bei denen kein Hausbesuch 
erforderlich ist und die kein Fall für 
die Notaufnahme oder den Rettungs-
dienst sind? Das werden nur weni-
ge Anlaufstellen in Baden-Württem-
berg sein. 
Die Anpassungen erfolgen in diesem 
Jahr Schritt für Schritt. In der ers-
ten Tranche wurden die Strukturen 
in einigen Praxen zum 1. Juli 2026 
angepasst. Jeder Anpassung gehen 
umfangreiche Vorarbeiten und Vor-
gespräche voraus. 

Flächendeckender Fahrdienst

Zum 1. April 2027 soll eine um-
fassende Reform des Fahrdienstes 
greifen. Die KVBW führt dann ei-
nen flächendeckenden Fahrdienst 
mit Fahrzeug und Fahrer ein, der 
die Ärztinnen und Ärzte zum Pati-
enten bringt und dort auch assistiert. 
Zudem wird „Telemedizin first“ ein-
geführt. Das bedeutet, dass jeder Pa-
tient, bei dem im Rahmen des Be-
reitschaftsdienstes ein Hausbesuch 

erfolgen soll, zuerst eine te-
lemedizinische Beratung 
durchlaufen muss. Nach Er-
fahrungen aus anderen KVen 
reduziert das die Zahl der 
Hausbesuche um etwa 50 
Prozent. Das macht sich auch 
unmittelbar in der Zahl der 
Ärzte bemerkbar, die über-
haupt eingeteilt werden müs-
sen, und damit bei der Dienst-
belastung. 

KV SiS wird Leitstelle

Die KV SiS BW GmbH, die 
als Tochtergesellschaft für die 
116117 zuständig ist, wird da-
für zu einer echten Leitstelle 
umfunktioniert, die die Ein-
sätze entsprechend disponiert. Da-
mit einher geht eine Vergrößerung 
der Dienstbezirke. Dadurch wer-
den die Einsätze flexibler, vor allem 
kann aber die Zahl der Fahrzeuge – 
und damit der Ärzte – deutlich re-
duziert werden. Ein entsprechen-
der Pilot in der Region Mittelbaden 
(Landkreise Ortenau, Rastatt und 
Baden-Baden) hat gezeigt, dass da-
mit die Dienstbelastung um 40 Pro-
zent gesenkt werden kann. 

Mehr Freiheit mit dem  
Wunschdienstplan

Im kommenden Jahr soll auch für 
den Sitz- und den Fahrdienst ein 
Wunschdienstplan umgesetzt wer-
den. Damit bekommen Mitglieder 
die Möglichkeit, sich ihre Diens-
te selbst auszuwählen. Auch damit 
sind in der Region Mittelbaden sehr 
gute Erfahrungen gemacht worden. 
In Arbeit sind auch die erforderlichen 

Anpassungen bei den gebietsärztli-
chen Diensten. 
Der Bereitschaftsdienst wird das 
Gesundheitswesen in den kom-
menden Jahren weiter beschäftigen. 
Denn auch der Gesetzgeber hat das 
Thema auf dem Schirm und möch-
te einige Änderungen vornehmen. 
Mit vielen Maßnahmen, die in der 
KVBW angestoßen wurden, wird 
den Änderungen bereits Rechnung 
getragen.   ks

Mehr Auswahl bei den Diensten

Die Koordinierungsstelle All-
gemeinmedizin Baden-Würt-
temberg (KoSta) heißt künftig 
Koordinierungsstelle Weiter-
bildung Baden-Württemberg 
(KoStW) und hat ihr Angebot 
erweitert. Der Namenswechsel 
soll verdeutlichen, dass sich die 
Weiterbildungsangebote nicht 
nur auf die Allgemeinmedizin, 
sondern auch auf weitere ärzt-
liche Fachgebiete beziehen. 

Die etablierten Strukturen und 
Förderangebote werden suk-
zessive auf andere Facharzt-
gebiete übertragen, die von 
der KVBW unterstützt werden. 
Ziel ist es, die Weiterbildung 
insgesamt strukturierter und 
planbarer zu gestalten und so 
die Attraktivität der ambulanten 
ärztlichen Tätigkeit weiter zu 
stärken.

Die Koordinierungsstelle Wei-
terbildung Baden-Württemberg 
(KoStW) begleitet Medizinstu-

dierende, Ärztinnen und Ärzte in 
Weiterbildung, Quereinsteiger 
sowie Weiterbilder von Beginn 
des Studiums bis zur Facharzt-
prüfung. Zum Angebot gehören 
persönliche Beratungen, Infor-
mationen zu finanziellen Förder-
möglichkeiten sowie Unterstüt-
zung durch etablierte regionale 
Weiterbildungsverbünde.

Mit dem Relaunch der Websi-
te wurden Inhalte und Struktur 
grundlegend überarbeitet. Die 
neue Seite bietet einen zentra-
len Überblick über Fördermög-
lichkeiten, eine landesweite 
Darstellung der Weiterbildungs-
verbünde sowie eine Stellen-
börse für Weiterbildungsplätze. 
Ergänzt wird das Angebot durch 
eine kontinuierlich erweiterte 
FAQ-Sammlung sowie aktuelle 
Hinweise zu Veranstaltungen 
und geförderten Weiterbildun-
gen. gk

 www.allgemeinmedizin-bw.de

Neue Website und Angebote 
für Koordinierungsstelle

Die Studie soll die Versorgung strukturierter gestalten.
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Seminare der Management  
Akademie der KVBW 
Auszug aus unserem Gesamtprogramm
A = Ärztinnen/Ärzte, M = Mitarbeitende, P = Psychotherapeutinen/Psychotherapeuten

Weitere über 200 Seminare und die Möglichkeit zur Online-
Anmeldung 
finden Sie unter www.mak-bw.de.

Für weitergehende Fragen gibt Ihnen das Team der 
Management Akademie (MAK) gerne Auskunft.

Telefon: 0711 7875-3535 | E-Mail: info@mak-bw.de

Kurstitel Ziel-
gruppe

Format/ 
Ort

Datum Dauer/
Uhrzeit

CME-
Punkte

Kurs- 
nummer

Gebühr

EBM für Einsteiger – Facharzt-
praxen

Ä, M Live-Online 23. September 15-18:30 Uhr 4 oL 07K 98 €

GOÄ für Einsteiger Ä, M Live-Online 21. Oktober 15-19 Uhr 5 oL 32K 98 €

Das große 1x1 der Verordnun-
gen – Arzneimittel, Verbandmit-
tel & Co.

Ä Live-Online 7. Oktober 15-18 Uhr 5 oL 43K 69 €

Hieb- und stichfest: Verord-
nung von Schutzimpfungen

Ä, M Online-Kurs jederzeit 100 Min. 4 eL 04/26 98 €

Verordnung von Sprechstun-
denbedarf ohne Stolperfallen 
und Regressgefahr

Ä, M Live-Online 15. Oktober 15-17:30 Uhr 3 oL 52S 49 €

MVZ in Theorie und Praxis Ä, M, P Live-Online 7. Oktober 15-18 Uhr 4 oL 59S 69 €

Personalgewinnung und 
Personalbindung in Zeiten des 
Fachkräftemangels

Ä, M, P Live-Online 15. Oktober 9-17 Uhr 11 oL 87F 159 €

NEU: Alles im Flow: Erfolgrei-
cher Praxisbetrieb durch Struk-
tur und Kommunikation

Ä, M, P Live-Online 8. Oktober 15-18:30 Uhr 5 oL 89K 98 €

Alles, was Recht ist: Arbeits-
rechtliche Grundlagen der 
Praxis

Ä, M, P Live-Online 30. September 9-14 Uhr 8 oL 102R 159 €

Rechtssicheres Praxismanage-
ment - den Behandlungsver-
trag professionell umsetzen

Ä, M, P Live-Online 21. Oktober 15-18:30 Uhr 5 oL 104F 98 €

Fit und fair im Umgang mit 
IGeL-Angeboten

Ä, M Online-Kurs jederzeit 90 Min. 4 eL 10/26 98 €

Basiskurs Qualitätsmanage-
ment

Ä, M, P Live-Online 23. Oktober, 14-19 Uhr +
24. Oktober, 9-16 Uhr

18 oL 148R 259 €

QM für Fortgeschrittene - so 
bleiben Sie auf Erfolgskurs

Ä, M, P Live-Online 20. Oktober 9-14 Uhr 8 oL 151S 159 €

Datenschutz in der Praxis Ä, M, P Live-Online 13. Oktober 9-14 Uhr 8 oL 155R 159 €

Hygiene in der Praxis – Haus-/
Facharztpraxen

Ä, M Reutlingen 24. September 14-19 Uhr 8 R 165 98 €

Hautkrebs-Screening –  
Fortbildung für Hausärzte

Ä Reutlingen 26. September 9-17 Uhr 8 R 197 229 €

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Typ-2-Diabetiker, 
die nicht Insulin spritzen (ZI)

Ä, M 26. September, Live-Online 
(Ä + M) + 
29. September, Stuttgart (M)

jeweils  
9-17 Uhr

9 S 202 159 €

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Patienten mit 
Hypertonie (ZI)

Ä, M Live-Online 9. Oktober, 15-19 Uhr (Ä+M) +
10. Oktober, 9-17 Uhr (M)

5 oL 207R 129 € (Ä)
139 € (M)

DMP Asthma/COPD – struk-
turiertes Schulungsprogramm 
NASA

Ä, M Stuttgart 10. Oktober 9-17 Uhr 9 S 208/2 159 €

DMP Asthma/COPD – struk-
turiertes Schulungsprogramm 
COBRA

Ä, M Stuttgart 17. Oktober 9-17 Uhr 9 S 208/3 159 €

ergo Ausgabe 2 / 2026 Seite 15

Mit dem neuen Digitalgesetz 
 (GeDIG) will das Bundesgesund-
heitsministerium (BMG) die Ver-
sorgung durch Digitale Anwen-
dungen nicht nur unterstützen, 
sondern sie auch stärker steuern. 
Philipp Müller, Leiter der Abtei-
lung Digitalisierung und Innova-
tion im BMG, erklärt im Interview 
die Ziele und nimmt Stellung zu 
zentralen Kritikpunkten aus der 
ambulanten Versorgung.

Kaum sind Sie im Amt, tragen 
Sie Verantwortung für das neue 
Digitalgesetz. Machen Sie es ein-
mal ganz konkret: Was ist Ihr 
wichtigstes Ziel? 

Bundesministerin Nina Warken und 
wir als Team im Bundesgesundheits-
ministerium sind fest entschlossen, 
Effizienzen zu heben und die Ge-
sundheitsversorgung mit Digitalisie-
rung und Innovation besser zu ma-
chen. Das GeDIG ist deshalb Digi-
tal- und Datengesetz gleichermaßen. 
Es wird die Vorteile der Digitalisie-
rung für Patienten als auch für Ärzte 
in der Versorgung spürbarer machen. 
Dazu gehört auch eine stabilere Te-
lematik-Infrastruktur. Gleichzeitig 
bauen wir die Möglichkeiten zur 
Nutzung von Gesundheitsdaten für 
Forschung, Innovation und Versor-
gung aus. Das verbessert nicht nur 
die Versorgungsqualität, sondern 
stärkt auch den Wissenschafts- und 
Wirtschaftsstandort Deutschland. 
Zu oft wird Datennutzung noch 
skeptisch gesehen. Immerhin sind 
Daten der Nährboden für Innovati-
onen und eine patientenorientierte 
und maßgeschneiderte Versorgung 
im Gesundheitswesen.

Aktuell schätzen nur rund 60 
Prozent der Leistungserbringer 
die ePA als praxistauglich ein. 
Was muss passieren, damit die 

ePA wirklich zur Drehscheibe in 
der Versorgung wird? 

Über 22 Millionen Medikationslis-
ten werden pro Woche über die ePA 
geöffnet, drei Millionen Dokumen-
te eingestellt und knapp eine Mil-
lion Dokumente heruntergeladen. 
Immer neue Akteure greifen auf 
die ePA zu. Klar ist also, dass die 
ePA im Praxisalltag angekommen 
ist. Klar ist auch, dass die ePA trotz 
aller Anfangserfolge nun weiterent-

wickelt werden muss. Mit dem elek-
tronischen Medikationsplan und der 
Volltextsuche sind zwei Funktionen 
geplant, die für viele Leistungser-
bringer einen unmittelbaren Mehr-
wert in der Versorgung bringen wer-
den. Auch die kommenden Laborda-
ten bringen mehr strukturierte Daten 
in die ePA. Durch die einrichtungs-
übergreifende Verfügbarkeit von 
Informationen werden Prozesse ef-
fizienter und die Versorgung von 

Patienten einfacher. Die ePA wird 
sukzessive ihre Rolle in der Ver-
sorgung ausbauen, etwa bei der 
Primärversorgung. Gleichzeitig ist 
mir Erwartungsmanagement wich-
tig: Die ePA dient als zentrale Dreh-
scheibe für den Informationsfluss 
im Gesundheitswesen. Ein nutzer-
freundliches Praxisverwaltungssys-
tem wird entscheidend bleiben für 
die reibungslose Integration dieser 
Informationen in die ärztlichen Ar-
beitsprozesse.

Der mögliche Einblick für Kran-
kenkassen in Patientendaten stellt 
einen Paradigmenwechsel dar 
und verletzt aus ärztlicher Sicht 
fundamental die Grundlagen 
ärztlicher Schweigepflicht. Wie 
gehen Sie mit dieser Kritik um? 

Datenschutz und Datensicherheit 
sind und bleiben tragende Funda-
mente der digitalen Transformation 
im Gesundheitswesen. Entsprechend 

sind die Bundesdatenschutzbeauf-
tragte und das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik 
eng eingebunden in unsere Vorha-
ben.
Wichtig ist mir klarzustellen: Nur 
wenn Versicherte es ausdrücklich 
erlauben, erhält die Krankenkas-
se zukünftig Zugang zu ePA-Daten. 
Über den Zugang zu ihren Gesund-
heitsdaten entscheiden Versicherte 
als informationell selbstbestimmte 
und mündige Patienten also selbst, 

nicht der Staat und auch nicht de-
ren Ärzte. Entsprechend ist die ärzt-
liche Schweigepflicht genau so we-
nig verletzt, wie wenn Patienten im 
Bekanntenkreis über ihre Kranken-
geschichte berichten.
Der Paradigmenwechsel liegt an an-
derer Stelle: Ziel ist es, im Sinne 
der Prävention vorhandene Gesund-
heitsdaten der Versicherten weiter-
zuverarbeiten, statt sie ungenutzt 
zu lassen. Wir wollen das Potenzial 

von Daten und Künstlicher Intelli-
genz im Gesundheitswesen direkt 
erfahrbar machen und den Patienten 
profitieren lassen. Dass Versicherte 
mittels moderner Methoden und Ins-
trumente gezielte und personalisierte 
Hinweise erhalten, eine ärztliche Be-
handlung aufzusuchen, gehört dazu 
und beruht auf positiven Erfahrun-
gen aus anderen Ländern. Das ent-
spricht auch dem Selbstverständnis 
unseres solidarischen Gesundheits-
wesens, denn Krankenkassen haben 
ihren Versicherten durch Aufklärung, 
Beratung und Leistungen zu helfen. 

Die Politik betont immer, dass die 
Digitalisierung auch zur Entlas-
tung der Arztpraxen beitragen 
soll. Wo konkret werden Ärzte 
durch das GeDIG eine spürbare 
Entlastung erfahren?

Mit den gesetzlichen Regelungen 
schaffen wir deutliche Effizienz-
steigerungen und Einsparungen für 
das Gesamtsystem und auch für die 
Niedergelassenen. Das Gesetz treibt 
den Einsatz von sicheren Übermitt-
lungsverfahren voran. Dadurch kann 
der Versand von Nachrichten im Ge-
sundheitswesen vollständig digital 
erfolgen. Somit lassen sich Papier-, 
Porto- und Faxkosten sparen und 
manuelle Bearbeitungsschritte redu-
zieren, sodass Arbeitskraft für Wich-
tigeres frei wird. 
Auch mit der E-Überweisung fällt 
für Arztpraxen bürokratischer Auf-
wand weg. Zudem wird die Telema-
tik-Infrastruktur stabiler. Die gema-
tik erhält hierfür eine stärker steu-
ernde Rolle und neue Befugnisse 
zur Gefahrenabwehr und Störungs-
beseitigung. Letztlich kann das Ge-
setz aber nur einen Rahmen schaf-
fen. Wir sind zuversichtlich, dass die 
Arztpraxen die genannten Chancen 
zu nutzen wissen. So kommen wir 
gemeinsam ans Ziel.  mt/jh

„Mündige Patienten entscheiden selbst über ihre Daten“ 

Philipp Müller vom Bundesgesundheitsministerium stellte beim eHealth-Forum die Pläne zum Digitalgesetz vor.

Hier sollte aus Sicht der KVBW 
noch nachgebessert werden:

Zentrale Rolle der gematik

Technische Störungen der TI 
und ihrer Fachanwendungen 
beeinträchtigen nach wie vor 
den Praxisalltag. Hier soll die 
gematik eine zentralere Rolle zur 
Steuerung erhalten und so die 
Stabilität besser gewährleisten. 
Zusätzlich sollen Anwendungen 
vor ihrem bundesweiten Roll-
out verbindlich erprobt werden. 
Diese Ansinnen sind grund-
sätzlich positiv zu bewerten, 
allerdings bleibt es abzuwarten, 
ob die gesetzlichen Befugnisse 
ausreichen, damit die gematik 
künftig ihre Betriebsverantwor-
tung wahrnehmen kann.

Schutz von Patientendaten

Der geplante Datenzugriff der 
Krankenkassen auf die elektro-

nische Patientenakte (ePA) und 
persönliche Gesundheitsdaten 
der Patienten wird generell ab-
gelehnt. Dieser gefährdet das 
Vertrauen zwischen Patienten 
und Ärzten. Es wird befürchtet, 
dass unzureichend getestete 
Screeningmethoden aufseiten 
der Kassen zu Fehlinterpretati-
onen führen. Es wird daher eine 
ersatzlose Streichung dieser 
Regelungen gefordert.

Einrichtung von Reallaboren

Die Einrichtung von Reallabo-
ren durch Krankenkassen, zum 
Beispiel zum Testen von KI-
gestützten Anwendungen, wird 
grundsätzlich befürwortet. Es 
wird jedoch die Beteiligung von 
KVen für diese versorgungs-
orientierten Modellvorhaben 
gefordert. Es ist nicht nachzu-
vollziehen, weswegen der Ge-
setzgeber das KV-System hier 
strukturell benachteiligt.

E-Überweisung und E-Rezept

Die geplante E-Überweisung be-
darf eines Praxistauglichkeits-
Checks. Für chronisch kranke 
Patienten sollten Ausnahmen 
von der geplanten 100-Tage-
Löschfrist eingerichtet werden. 
Der im Gesetz genannte Zeitplan 
für die nächsten Stufen des E-
Rezepts, insbesondere für die 
E-Verordnung von Betäubungs-
mitteln, sollte straffer gefasst 
werden und verpflichtend umge-
setzt werden.

Patientensteuerung

Ein Monopol der Krankenkas-
sen beim digitalen Zugang zur 
ambulanten Gesundheitsversor-
gung wird abgelehnt. Die bereits 
erfolgreich etablierte 116117-App 
sollte gesetzlich als gleichwer-
tiger Systemzugang verankert 
werden, um einen diskriminie-
rungsfreien Zugang zur digitale 

Gesundheitsversorgung sicher-
zustellen. Der alleinige Zugang 
über das ePA-Frontend der Kran-
kenkassen schließt die Patientin-
nen und Patienten aus, die der 
ePA widersprochen haben.

Aufhebung der Sanktionen

Sanktionen gegen Praxen, die 
technische Vorgaben aufgrund 
von Bereitstellungsschwierig-
keiten von IT- beziehungsweise 
TI-Komponenten nicht einhalten 
können, müssen auf den Prüf-
stand gestellt werden. Hier wird 
eine komplette Streichung die-

ser Regelungen gefordert, um 
Praxen zu entlasten und nicht in 
die Verantwortung für Fehler von 
Dritten zu nehmen.

Antragsverfahren für Psycho-
therapien 

In Bezug auf die Psychotherapie 
gibt es im neuen Gesetz keine 
sinnvollen Regelungen zur Digi-
talisierung des Antrags- und Ge-
nehmigungsverfahrens, welches 
für andere Fachrichtungen be-
reits etabliert wurde. Hier muss 
dringend ein Kurswechsel statt-
finden. tb

Einschätzung zum Digitalgesetz

Es gibt noch Bedarf an Verbesserungen beim Gesetz. 
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Erstmal tritt aus den Reihen 
der psychotherapeutischen 
Delegierten der Vertreterver-
sammlung eine Person in den 
VV-Vorstand: Dipl.-Psych. 
Ulrike Böker aus Reutlingen 
wurde als neue zweite stell-
vertretende Vorsitzende in 
der Sitzung am Mittwoch, 8. 
Juli, gewählt. Böker folgt Mar-

kus Haist aus Pforzheim nach, 
der dieses Amt zurückgege-
ben hatte, nachdem er zum 1. 
Vorsitzenden und Präsiden-
ten des Berufsverbandes der 
Frauenärztinnen und Frauen-
ärzte (BVF) gewählt worden 
war. red

Sportweltspiele der Medizin
Medigames im Juni in Kroatien 

Regelmäßige Bewegung ist eine 
der wichtigsten Voraussetzun-
gen für Gesundheit und Wohl-
befinden. Eine einfache Methode 
für mehr Aktivität: Fahrrad fah-
ren. So wird Bewegung in den 
Alltag eingebaut und Mobilität 
unkompliziert, flexibel und effi-
zient gestaltet – ganz ohne zu-
sätzlichen Zeitaufwand.

Die RadKULTUR, eine Initiative 
des Ministeriums für Verkehr 
Baden-Württemberg, setzt sich 
dafür ein, Fahrradfahren attrak-
tiver zu gestalten und mehr Men-
schen für das Rad zu begeistern. 
Ob beim Einkaufen, auf dem 
Weg zur Arbeit oder in der Frei-
zeit: Die RadKULTUR motiviert 
Bürger, mehr Strecken im Alltag 
mit dem Rad zurückzulegen und 
dabei etwas Gutes für Gesund-
heit und Umwelt zu tun. 
Dazu veranstaltet die RadKUL-
TUR zahlreiche Events und Mit-
machaktionen in ganz Baden-
Württemberg. Ob RadChecks, 

bei denen Experten das Rad 
kostenlos prüfen, RadService-
Punkte für die erste Hilfe bei 
kleinen Pannen unterwegs oder 
das STADTRADELN, bei dem 
Radelnde Kilometer für ihre je-
weilige Kommune sammeln und 
sich so für nachhaltige Mobilität 
einsetzen. Die Angebote schaf-
fen Gelegenheiten, das Rad ins 
Rollen zu bringen und mit Freude 
in den Alltag zu integrieren. Wer 
dabei sein möchte, findet alle 
Rad-Events unter: 
 www.radkultur-bw.de/
mitradeln/events

Fünf gute Gründe, aufs Fahrrad 
zu steigen

1. Radfahren ist gesund
Regelmäßiges Radfahren ist 
ein perfektes Ganzkörpertrai-
ning. Der Tritt in die Pedale ist 
gut für die Ausdauer und stärkt 
das Immunsystem. Zusätzlich 
reduziert es das Risiko für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. 

Die Bewegung an der frischen 
Luft kann helfen, Stress ab-
zubauen und neue Energie zu 
gewinnen. Schon fünf Minuten 
Rad fahren am Tag machen ei-
nen bedeutenden Unterschied 
für die eigene Gesundheit. 

2. Radfahren schützt das Klima
Jeder mit dem Rad zurück-
gelegte Kilometer senkt die 
CO2-Bilanz und trägt zu ei-
ner besseren Luftqualität bei. 
Fahrräder verursachen keinen 
Lärm und sind platzsparend.

 
3. Radfahren ist preiswert

Radfahren schont nicht nur 
die Umwelt, sondern auch 
den Geldbeutel. Einsteiger-
modelle oder Leihräder gibt 
es bereits für kleine Preise, 
teilweise können sie als Lea-
sing-Dienstrad sogar über 
den Arbeitgeber in Anspruch 
genommen werden. Ausga-
ben für Benzin, Parkgebühren 
oder Monatskarten entfallen.

4. Radfahren ist flexibel
Mit dem Fahrrad ist man je-
derzeit zum Losfahren be-
reit, muss nicht lange nach 
einem Parkplatz suchen und 
kann direkt am Ziel ankom-
men.

5. Radfahren ist schnell
Auf kurzen Strecken ist das 
Fahrrad oft das schnellste 
Verkehrsmittel, da Staus und 
Verspätungen umgangen 
werden können.

Die perfekte Route finden
Der Sommer bietet die idea-
le Möglichkeit, das Radfahren 
auf dem Weg zur Arbeit oder 
für sonstige Strecken im Alltag 

auszuprobieren. Hier unter-
stützt der RadROUTENPLANER 
der RadKULTUR unter www.
radroutenplaner-bw.de bei der 
Planung der passenden Route. 
Pendler und Fahrradinteres-
sierte können neue Wege ent-
decken und sich die perfekte 
Strecke zum Ziel planen lassen. 
Das kostenfreie Angebot liefert 
Informationen zu Dauer, Distanz 
und Wegführung und ist an per-
sönliche Wünsche anpassbar.

 Alle Angebote und Informa-
tionen rund um die RadKULTUR 
Baden-Württemberg sind auf 
der Website unter 
www.radkultur-bw.de 
zu finden. red

Mit dem Fahrrad gesund und 
aktiv durch den Alltag

Bei einem persönlichen Ge-
spräch haben sich die KVBW-
Vorstände Dr. Karsten Braun 
und Dr. Doris Reinhardt von So-
zialminister Manne Lucha ver-
abschiedet, der das Amt nach 
der Wahl abgegeben hat. Posi-
tiv in Erinnerung bleiben aus 
Sicht der KVBW die Initiative 
des Ministers zur Förderung zu-
sätzlicher kinderärztlicher Wei-
terbildungsstellen sowie seine 
Unterstützung für die Reform 
des Ärztlichen Bereitschafts-
dienstes. Auch bei der Kranken-
hausstruktur habe Lucha früh 
Handlungsbedarf erkannt und 

bestehende Überkapazitäten kon-
sequent angegangen. „Was uns  
einte, ist das Bemühen um die Si-
cherstellung einer guten medizini-
schen Versorgung im Land“, be-
tonte Dr. Karsten Braun. Ein wei-
terer gemeinsamer Nenner war das 
Thema Digitalisierung. Der von 
Manne Lucha häufig formulierte 
Leitsatz „Präventiv vor digital vor 
ambulant vor stationär“ sei ihm in 
besonderer Erinnerung geblieben, 
so Braun. Die Vorstände dankten 
dem scheidenden Minister für die 
langjährige Zusammenarbeit und 
wünschten ihm für seinen weite-
ren Weg alles Gute.   gk

Abschied von Sozialminister Manne Lucha

Moderner, frischer, freundlicher: 
Die KVBW hat ihren Markenauf-
tritt mit einem Relaunch angepasst. 
Das bisherige Markenbild ist mehr 
als zehn Jahre alt und hat zuneh-
mend für Schwierigkeiten gesorgt. 
So musste beispielsweise das Logo 
angepasst werden, da es für viele 
Anwendungsfälle wie Social Media 
nicht geeignet war. Hinzu kommt, 
dass die KVBW auf lizenzfreie 
Schriften umstellen möchte, was 
Kosten spart. Vorgaben hinsicht-
lich Barrierefreiheit erfordern, dass 
Farben angepasst werden. 
Mit dem neuen Markenauftritt prä-
sentiert sich die KVBW freundli-

cher, moderner und frischer. Dabei 
bleiben die Grundzüge des Marken-
auftritts erhalten. Das neue Design 
betrifft eine Vielzahl von Anwen-
dungen: Briefe, Formulare, Web-
site, Publikationen, Anträge und 
vieles mehr. Um den Umsetzungs-
aufwand zu reduzieren und Kosten 
zu sparen, erfolgt die Umstellung 
schrittweise. Viele Anwendungen 
werden erst dann umgestellt, wenn 
sie sowieso angepasst werden müs-
sen. Deshalb kann es sein, dass die 
KVBW für eine gewisse Zeit noch 
mit unterschiedlichem Layout auf-
tritt.  ks

Neues  
KVBW-Design

Prominenter Gast am Stand der 
KVBW bei der Stallwächterpar-
ty des Landes in Berlin: Minis-

terpräsident Cem Özdemir  und 
seine Frau Flavia wurden von Dr. 
Doris Reinhardt und Dr. Karsten 

Braun begrüßt. Zeit für ein paar 
persönliche Worte  abseits des 
politischen Tagesgeschäfts. 

Stelldichein mit Landespolitik Änderungen 
in der 

Vertreterver-
sammmlung
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Konsequenzen
für die Versorgung

Die Sparmaßnahmen werden not-
wendigerweise auch Einschränkun-
gen für Patientinnen und Patienten 
bringen. Die Einbußen bei der Ver-
gütung durch das neue Gesetz kön-
nen je nach Fachgruppe mehr als 18 
Prozent ausmachen. Zwei Ärzte er-
klären, wie sich die Änderungen auf 
ihre Praxen auswirken und warum 
sie massive Verschlechterungen für 
ihre Patientinnen und Patienten be-
fürchten.

Mehr auf Seite 3

Neuer Minister
erklärt Prioritäten

Im Frühjahr wurde in Baden-Würt-
temberg ein neuer Landtag gewählt. 
Oliver Hildenbrand folgt als neuer 
Minister für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit auf Manfred Lucha, 
der nach zehn Jahren im Amt nicht 
mehr angetreten ist. Im Interview 
erklärt Hildenbrand, was er sich für 
diese Legislaturperiode vorgenom-
men hat und mit welchen Maßnah-
men er die ambulante Versorgung 
im Land stärken möchte.

Mehr auf Seite 5

Erstmals zu Gast beim traditionellen Sommerempfang der Ärzte-, Zahnärzte- und Psychotherapeutenschaft: der neue Gesundheitsminister 
Oliver Hildenbrand (Grüne) mit den Vorständen Dr. Doris Reinhardt und Dr. Karsten Braun 

Versorgung nach
Kassenlage

Mit dem Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz hat die Bundespolitik eine 
Richtungsentscheidung getroffen. 
Nicht mehr der medizinische Bedarf 
der Patientinnen und Patienten setzt 
künftig die Maßstäbe, sondern die 
finanzielle Leistungsfähigkeit der 
gesetzlichen Krankenkassen. Wenn 
Leistungen budgetiert, Mengen be-
grenzt und finanzielle Spielräume 
eingeschränkt werden, wirkt sich das 
zwangsläufig auf die Versorgung aus. 
Das ist die schlichte Realität jedes 
wirtschaftlich arbeitenden Systems. 
Besonders irritierend ist, mit welcher 
Selbstverständlichkeit auf den Si-
cherstellungsauftrag der KVen ver-
wiesen wird. Der Sicherstellungs-
auftrag ist kein Zauberwort, mit 
dem sich politische Entscheidungen 
folgenlos machen lassen. KVen er-
füllen ihren Auftrag innerhalb der 
Rahmenbedingungen, die die Poli-
tik vorgibt. Werden diese Rahmen-
bedingungen verschlechtert, hat das 
zwangsläufig Auswirkungen auf die 
Möglichkeiten der Sicherstellung. 
Niederlassungsförderung in struk-
turschwachen Regionen, Förder-
programme für die Weiterbildung, 
Maßnahmen zur Nachwuchsge-
winnung oder Strukturen des Ärzt-
lichen Bereitschaftsdienstes finan-
zieren sich nicht von selbst. Wenn 
den Praxen Mittel entzogen werden, 
reduziert sich auch der Handlungs-
spielraum der Selbstverwaltung. 
Dabei wäre gerade jetzt das Gegen-
teil erforderlich. Immer mehr ältere 
Patienten benötigen medizinische 
Leistungen, gleichzeitig geht eine 
große Zahl niedergelassener Ärzte 
in den Ruhestand. In einer solchen 
Situation ausgerechnet das ambu-
lante System finanziell zu bremsen, 
erscheint schwer nachvollziehbar. 
Deshalb sollte niemand überrascht 
sein, wenn Praxisinhaber Investitio-
nen verschieben oder die Übernah-
me einer Praxis kritisch hinterfragen. 
Diese Entscheidungen entstehen aus 
wirtschaftlicher Vernunft. Gute Ver-
sorgung gibt es nicht zum Nulltarif.  

Schlechte Diagnose, falsche Therapie
Ein schwarzer Tag für diejenigen, 
die Tag für Tag und Nacht für 
Nacht die ambulante Versorgung 
aufrechterhalten. Das GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz hat 
den Bundestag und den Bundesrat 
passiert und tritt in wesentlichen 
Teilen zum 1. Januar 2027 in Kraft. 

In Windeseile wurde damit ein Ge-
setz durch das parlamentarische 
Verfahren gepeitscht, das die Ver-
sorgungslandschaft nachhaltig ver-
ändern wird. Ob das Gesetz seinem 
Namen gerecht wird, ist noch ab-
zuwarten. Auf alle Fälle klar ist, 
dass es massive Honorareinbußen 
für die Praxen zur Folge hat, insbe-
sondere im gebietsfachärztlichen 

Bereich. Zwar sind alle Leis-
tungserbringer im Gesundheits-
wesen betroffen, aber besonders 
die ambulant tätigen Ärzte und 
Psychotherapeuten sind mit einer 
nie dagewesenen Härte von Kür-
zungen der Vergütung betroffen. 
Mit einem Handstreich werden al-
lein der ambulanten Versorgung in 
Baden-Württemberg mindestens  
192,6 Millionen Euro entzogen. 

Besonders Fachärzte betroffen

Der fachärztliche Bereich ist 
mit 164,0 Millionen Euro beson-
ders stark betroffen, den haus-
ärztlichen Bereich trifft es mit  
28,6 Millionen Euro. Dabei führen 

Mehrleistungen nur noch bei Haus- 
und Kinderärzten – infolge der 
weiterhin gültigen „Entbudgetie-
rung“ von Kapitel 3 EBM, Haus-
besuchen und Kapitel 4 EBM – zu 
Nachzahlungen der Krankenkas-
sen, gegebenenfalls aber mit Ab-
schlägen.

Vertrauen verspielt

Gestraft werden nun alle, die ge-
nau das gemacht haben, was der 
Gesetzgeber noch vor wenigen 
Jahren wollte: Versicherten schnell 
Zugang zu ambulanter Versor-
gung auf hohem Qualitätsniveau 
gewähren und ambulantisierbare 
Leistungen aus dem stationären in 

den ambulanten Bereich verlagern. 
Die KVBW-Vorstände Dr. Karsten 
Braun und Dr. Doris Reinhardt 
halten fest: „Von Vertrauen in die 
Politik und deren Umgang mit uns 
kann nicht mehr die Rede sein.“

Bundesregierung entzieht sich 
eigener Verantwortung

Der Bund entzieht sich weiter-
hin fast vollständig seiner eige-
nen Verantwortung und lastet die 
Kosten für die Gesundheitsausga-
ben der Grundsicherungsempfän-
ger den Beitragszahlern auf. Zu-
sätzlich wird Patientinnen und Pa-
tienten auch weiterhin suggeriert, 

KOMMENTAR
VON DR. BRAUN

eHealth Forum
Blick in die Zukunft

Was plant die Regierung bei der 
Digitalisierung? Wie kommt der 
Mehrwert spürbar in Praxen an? 
Welche neuen Pflichten ergeben 
sich für Praxen bei der Nutzung 
von digitalen Anwendungen? Das 
eHealth Forum richtete mit Vorträ-
gen von Expertinnen und Experten 
den Blick nach vorn. Im Fokus stan-
den die Entwicklungen bei der ePA, 
künstliche Intelligenz, die Chancen 
von Telemedizin und IT-Sicherheit.

Mehr auf Seite 9

� Fortsetzung auf Seite 2
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dass sich für sie nur geringfügig 
etwas an der Versorgungslage än-
dern wird. Es seien nur ein paar 
überflüssige Zuschläge bei den 
Ärzten gestrichen worden. Die Un-
ehrlichkeit der Politik, die daraus 
zwangsläufig resultierenden Ein-
schränkungen der Versorgung ge-
genüber dem Wähler auch noch zu 
negieren oder sogar als Verbesse-
rung zu verkaufen, ist unerträglich.

Nachträglich verschärft

Neben den Wartezeitzuschlägen, 
der Vergütung für Organ- und Ge-
webespendeberatung, Zuschlägen 
zur Kurzzeittherapie bei ambulan-
ter Psychotherapie sowie der Erst-
befüllung und Aktualisierung der 
elektronischen Patientenakte wer-
den nun auch Zuschläge für zu-
sätzlichen Hygieneaufwand auf 
Versicherten- und Grundpauscha-
len zum Jahresbeginn ersatzlos 
gestrichen. Dies kostet die Mit-
glieder der KVBW zusätzliche  
19,5 Millionen Euro.

TSVG-Mittel: keine Rückführung

Unverständlich ist die Regelung, 
Finanzmittel für die bisher extra-
budgetär vergüteten TSVG-Kons-
tellationen nicht in die Mobiditäts-
bedingte Gesamtvergütung (MGV) 
zurückzuführen. So werden noch-
mals mehr als 50 Millionen der 
vertragsärztlichen Versorgung in 
Baden-Württemberg entzogen. 
Angesichts von prognostizierten 
fachgruppenspezifischen Verlus-
ten von bis zu 18,8 Prozent wird 
Ärzten dringend geraten, die be-
triebswirtschaftliche Situation ih-
rer Praxis zu prüfen und die Per-
sonal- und Praxisorganisation er-
forderlichenfalls vorausschauend 
anzupassen. Die KVBW setzt sich 
weiterhin für die maximal mögli-
che Schadensbegrenzung ein.� ks

Die Senkung der Vergütung von 
Psychotherapeuten führte bundes-
weit zu Protestaktionen. Die KBV 
reichte Klage gegen die Entschei-
dung des Erweiterten Bewertungs-
ausschusses ein. Ein Gericht hat 
die Anwendung der Honorarkür-
zung nun vorerst ausgesetzt.

Erstmals wurde eine Leistung 
reduziert

Noch nie zuvor hatte der Bewer-
tungsausschuss die Vergütung ei-
ner Leistung reduziert. In seiner 
Sitzung wurden aber die Honora-
re der Psychotherapeuten mit Wir-
kung zum April 2026 um 4,5 Pro-
zent abgesenkt. 
Psychotherapeutische Leistungen 
unterliegen im SGB V einer kla-
ren Schutzregel: Die Vergütung 
muss angemessen sein und ein 
vergleichbares Einkommen zu 
ärztlichen Fachgruppen ermögli-
chen. So steht es im Gesetz. Da-
für ist ein jährlicher Abgleich 

vorgeschrieben. In der Sitzung 
wollten die Krankenkassen die-
se Regel in Zeiten leerer Kassen 
missbrauchen. Sie legten die Re-
gelung so aus, dass sie daraus eine 
Abwertung ableiten konnten. Aus 
Sicht der Kassen seien die psy-
chotherapeutischen Honorare in 
den letzten Jahren zu stark gestie-
gen. Dementsprechend forderten 
sie im Bewertungsausschuss eine 
Absenkung um zehn Prozent. Die 
KBV hat dem Vorschlag der Kas-
sen nicht zugestimmt, sodass der 
Erweiterte Bewertungsausschuss 
entscheiden musste.

Bundesweite Proteste

Der Protestzug von Psychothera-
peutinnen und -therapeuten bei der 
zentralen Protestveranstaltung in 
Stuttgart am 28. März war meh-
rere Hundert Meter lang. Die Em-
pörung vor Ort war groß. KVBW-
Vorstand Dr. Karsten Braun beton-
te in seiner Rede die Bedeutung der 

Psychotherapeutinnen und -the-
rapeuten für die Versorgung. Aus 
seiner Sicht wird die Versorgungs-
realität mit der Entscheidung des 
Ausschusses komplett außer Acht 
gelassen. In den Praxen der Psycho-
therapeuten gebe es lange Wartezei-
ten. Viele Patientinnen und Patien-
ten suchten verzweifelt einen The-
rapieplatz. Das sei aber alles egal. 
Politik und Kassen fordern mehr 
Termine, schnellere Termine, neue 
Leistungen – und wollen die Ver-
antwortung nicht tragen. Dr. Braun 
stellte klar, dass die Abwertung bei 
steigenden Kosten ein direkter An-
griff auf die Existenz der Praxen ist. 
Auch nach dem 28. März fanden 
bundesweit wiederholt Protestakti-
onen gegen die Kürzungen statt.

Erhebliche rechtliche Bedenken

Die KBV hatte gegen den Beschluss 
Klage eingereicht. Das Landessozi-
algericht Berlin-Brandenburg hat-
te laut KBV „erhebliche rechtliche 

Bedenken an der Rechtmäßigkeit 
des Beschlusses“ und setzte die 
Absenkung im Zuge des Eilrechts-
schutzes vorläufig aus. Die Vorstän-
de der KBV werteten das als ersten 
wichtigen Erfolg: „Wir blicken nun 
zuversichtlich dem Hauptsachever-
fahren entgegen.“

Weitere Einsparungen geplant

Die KVBW hat die Protestmaßnah-
men unterstützt und sich mehrfach 
öffentlich auf verschiedenen Kom-
munikationskanälen gegen die Re-
duzierung der Honorare gestellt. 
Durch das Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetz sind zusätzliche Ein-
sparungen vorgesehen, die auch 
die Psychotherapeutenpraxen be-
treffen. So werden die psychothe-
rapeutischen Leistungen wieder der 
Budgetierung unterzogen. Am Ende 
trifft dies vor allem die Patientin-
nen und Patienten. Psychisch kran-
ke Menschen brauchen Stabilität – 
nicht Sparprogramme.� ks

Notfallmanagement bedeutet, Vorsorge zu treffen. Viele 
Vorkehrungen können bereits heute getroffen werden. Im 
Falle eines ungeplanten Stromausfalls sollte eine Praxis 
unter anderem folgende Fragen zur Sicherstellung der Ba-
sisversorgung beantwortet haben:

•	Welche Patienten können wir noch behandeln? 
•	Wohin schicken wir die Patienten, die nicht mehr ausreichend 

versorgt werden können, aber einer Versorgung bedürfen? 
•	Wie kommunizieren wir im Team miteinander? 
•	Benötigen wir Regeln für Einsatzzeiten, Treffpunkte, Anwesen-

heiten? 
•	Wie dokumentieren wir die Behandlung? 
•	Wie lagern und sichern wir diese Dokumentation? 
•	Welche Informationen gehören in einen Aushang?

Wichtig ist, das gesamte Praxisteam in einer Teambesprechung 
für das Thema zu sensibilisieren. Zudem empfiehlt es sich, in re-
gelmäßigen Abständen die praxisinternen Abläufe pro Szenario 
auf Aktualität und Umsetzbarkeit zu überprüfen. Die KVBW stellt 
verschiedene Informationsmaterialien bereit, die bei der Vorbe-
reitung helfen.

 Diese finden Sie auf der 
KVBW-Website unter: 
www.kvbawue.de/notfallmanagement-praxis/

Protest gegen die Reduzierung der 
psychotherapeutischen Honorare

Vorbereitet für den Ernstfall
Praxen sollten sich im Vorfeld Gedanken darüber machen, wie sie die Versorgung auch in Krisen sicherstellen

Stromausfälle wie in Berlin Anfang 
des Jahres und im Juni in Reutlin-
gen haben gezeigt, dass unsere In-
frastruktur verwundbar ist. Ob An-
schläge, Extremwetter, Hackeran-
griffe oder andere Ereignisse: Die 
Liste an Vorfällen, die den Versor-
gungsalltag unvorhergesehen vor 
große Herausforderungen stellen 

können, ist lang. Umso wichtiger ist 
es, sich bereits im Vorfeld Gedanken 
über den Ernstfall zu machen. 
Die Bundesregierung arbeitet aktuell 
am sogenannten Gesundheitssicher-
stellungsgesetz, in dem Regelun-
gen für Krisensituationen festgelegt 
werden sollen. Zudem hat das Zen-
tralinstitut für die kassenärztliche 

Versorgung (Zi) bis Ende Juni im 
Zuge des Zi-Praxis-Panels die Kri-
sen- und Katastrophenresilienz von 
Praxen erfasst und wertet diese aktu-
ell aus. Die KVBW unterstützt Pra-
xen mit ihrer Beratung Qualitäts- 
und Praxismanagement bei Fragen 
zu den Themen Krisenvorsorge und 
Notfallmanagement.� fu 

Proteste im Juni in Stuttgart
KVBW-Vorstand Dr. Karsten Braun bei 
einer Demonstration im März

Stromausfälle können plötzlich auftreten.

� Fortsetzung von Seite 1
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Die im Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz vorgesehenen Sparmaßnah-
men werden die ambulante Ver-
sorgung in Baden-Württemberg 
spürbar verschlechtern. Die Kas-
senärztliche Vereinigung Baden-
Württemberg (KVBW) hat zwei 
niedergelassene Ärzte befragt, wel-
che Konsequenzen dieses Gesetz 
für ihren Praxisalltag hat. Sie be-
fürchten eine massive Verschlech-
terung für ihre Patientinnen und 
Patienten.  

Allein durch Leistungsstreichun-
gen droht durch das GKV-Sparge-
setz ein durchschnittlicher Hono-
rarverlust von rund 15.000 Euro 
pro Jahr für jede der 13.000 Pra-
xen und MVZ. Die Einbußen kön-
nen je nach Fachgruppe bis zu 18 
Prozent betragen. Dadurch erhalten 
Praxen und MVZ rund 193 Milli-
onen Euro weniger für ihre ärztli-
chen und psychotherapeutischen 
Leistungen, so Berechnungen 
der KVBW. Hinzu kommen noch 

weitere Umsatzverluste. 
Denn zusätzlich werden die finanzi-
ellen Spielräume für die ambulante 
Versorgung in den Jahren 2027 bis 
2029 weiter eingeschränkt. Preis- 
und Mengenentwicklungen werden 
dann auf die Grundlohnsummen-
entwicklung minus ein Prozent be-
grenzt. Gleichzeitig entfällt die bis-
lang extrabudgetäre Vergütung für 
Patienten, die durch Hausärzte oder 
über die Terminservicestellen (TSS) 
vermittelt werden. Die Vorstände Dr. 

GKV-Spargesetz verschärft Versorgungsprobleme:  
Ärzte warnen vor konkreten Folgen für Patienten

Jörg Decker aus Karlsruhe will weniger operieren.  Marcus von Deimling aus Freiburg hat weniger Kapazitäten für Neupatienten. 

Feststehende Auswirkungen des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes
exemplarisch anhand von Honorarergebnissen des Jahres 2025, Stand: 09.07.2026

Fachgruppe Gesamthonorar Geschätzter Rückgang
gesamt / relativ

davon TSVG 
(Zuschläge und Honorar)

€ € % € %
Hausärzte 1.377.000.000 26.160.000 1,9% 4.400.000 0,3%
Kinderärzte 269.000.000 2.415.000 0,9% 600.000 0,2%
Anästhesiologie 86.000.000 572.000 0,7% 450.000 0,5%
Augenheilkunde 302.500.000 11.500.000 3,8% 8.900.000 2,9%
Chirurgie/Neurochirurgie 164.000.000 13.050.000 8,0% 9.850.000 6,0%
Frauenheilkunde 323.500.000 17.210.000 5,3% 13.100.000 4,0%
HNO/Phoniater 151.500.000 28.550.000 18,8% 26.400.000 17,4%
Haut.- u. Geschlechtsk. 159.500.000 8.400.000 5,3% 5.750.000 3,6%
Int., ohne SP 26.500.000 300.000 1,1% 150.000 0,6%
Int., Angiologie 11.000.000 630.000 5,7% 550.000 5,0%
Int., Endokrinologie 27.500.000 280.000 1,0% 100.000 0,4%
Int., Rheumatologie 17.500.000 840.000 4,8% 650.000 3,7%
Int., Gastroenterologie 85.500.000 1.550.000 1,8% 900.000 1,1%
Int., Kardiologie 85.500.000 6.400.000 7,5% 5.150.000 6,0%
Int., Kardiol., invasiv 29.500.000 1.550.000 5,3% 1.300.000 4,4%
Int., Häm.-/Onkologie 57.000.000 950.000 1,7% 750.000 1,3%
Int., Pneumologie 59.000.000 2.300.000 3,9% 1.500.000 2,5%
Neurologie 98.000.000 8.750.000 8,9% 7.950.000 8,1%
Nervenheilkunde 47.000.000 3.760.000 8,0% 3.500.000 7,4%
Psychiatrie 71.500.000 5.040.000 7,0% 4.700.000 6,6%
Ki.- u. Jug.-Psychiatrie 45.000.000 644.000 1,4% 570.000 1,3%
Orthopädie 260.000.000 25.200.000 9,7% 21.700.000 8,3%
Phys.-Reha. Medizin 11.500.000 428.000 3,7% 350.000 3,0%
Psychotherapeuten 421.000.000 10.317.000 2,5% 1.250.000 0,3%
Nuklearmedizin 73.500.000 1.300.000 1,8% 750.000 1,0%
Radiologie 220.500.000 6.750.000 3,1% 4.000.000 1,8%
Urologie 99.500.000 6.500.000 6,5% 5.300.000 5,3%
Sonstige 1.088.000.000 1.250.000 0,1% 150.000 0,0%
Summe 5.667.500.000 192.596.000 3,4% 130.720.000
Hinweise: TSVG = Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG-Konstellationen TSS-, Hausarztvermittlung, Offene Sprechstunde)

Karsten Braun und Dr. Doris Rein-
hardt  befürchten, dass Versicherte 
mit noch längeren Wartezeiten und 
erheblich eingeschränkten Leis-
tungsangeboten rechnen müssen.

Hoher Aufwand bei Neupatienten 

Wie sich die geplante Abschaffung 
der extrabudgetären Vergütung für 
TSS-Patienten auswirken könnte, 
beschreibt der Rheumatologe Dr. 
Marcus von Deimling aus Freiburg. 
Wartezeiten für Rheumatologie-Ter-
mine liegen oft bei mehreren Mo-
naten. Bislang bekommt der ange-
stellte Facharzt wöchentlich mehre-
re Neupatienten, die eine dringliche 
rheumatologische Abklärung benö-
tigen, über die Terminservicestel-
le oder durch den direkten Kontakt 
mit dem Hausarzt vermittelt. Die Er-
stuntersuchung inklusive Nachbe-
reitung bedeutet einen erheblichen 
Aufwand für von Deimling, weil 
unter anderem auch die Sichtung al-
ler Vorbefunde notwendig ist.  „Ein 
neuer Patient erfordert so viel Zeit 
wie die Behandlung von drei bereits 
bekannten Patienten“, erläutert von 
Deimling. 

Strengere Vorauswahl

Schon jetzt würden im Budget nicht 
alle Fälle bezahlt, die in einem Quar-
tal behandelt werden. Da es ohnehin 
zu wenige Rheumatologen gäbe und 
der Druck durch die Kostenentwick-
lung in den Praxen enorm gestiegen 
sei, „werden aufwendige Patienten 
unattraktiv, wenn der Mehraufwand 
nicht anerkannt wird“, befürchtet 
von Deimling. Die Folge wäre eine 
noch strengere Vorauswahl.  
Von Deimling weist zudem auf 
strukturelle Probleme hin. In den 
kommenden Jahren wird ein er-
heblicher Teil der niedergelasse-
nen Rheumatologen altersbedingt 
ausscheiden, und zu wenig neue 
Fachärztinnen und Fachärzte wer-
den weitergebildet, um diese Lücke 
zu füllen. Gleichzeitig gelten Pa-
tienten mit gesicherter Rheumaer-
krankung als chronisch krank und 

benötigen eine fachärztliche Be-
treuung, die langfristig Kapazitäten 
bindet.  „Wenn wir unter diesen Be-
dingungen weniger Anreize haben, 
neue Patienten aufzunehmen, ver-
schärft sich das Versorgungspro-
blem weiter“, befürchtet von Deim-
ling.
Auch Dr. Jörg Decker, Orthopäde, 
Unfall- und Handchirurg aus Karls-
ruhe, rechnet mit massiven Ein-
schnitten für die GKV-Versicher-
ten. Der niedergelassene Arzt, der 
sich auf handchirurgische Eingriffe 
spezialisiert hat und jährlich zahl-
reiche kleinere Operationen durch-
führt, sieht besonders diesen Bereich 
gefährdet. Denn zur Förderung der 
Ambulantisierung wurden ambu-
lante Operationen bisher außerhalb 
von Budgetgrenzen verordnet. Nun 
soll es dafür wieder Obergrenzen 
mit quotierten Vergütungen geben. 
„Wenn diese Leistungen nicht mehr 
kostendeckend vergütet werden, 
stellt sich für mich die Frage, ob ich 
sie weiterhin anbieten kann.“

Versorgungslücke wahrscheinlich

Der organisatorische und finanziel-
le Aufwand für ambulante Operati-
onen sei erheblich, betont Decker. 
Neben einem ausgestatteten OP-
Saal seien qualifiziertes Personal, 
Instrumente und Materialien, auf-
wendige Sterilisationsprozesse und 
höhere Versicherungsprämien not-
wendig. „Dieser Aufwand muss sich 
rechnen. Wenn ich es nicht bezahlt 
bekomme, dann mache ich es nicht. 
Ich kann nicht umsonst arbeiten.“ 
Die Konsequenzen würden unmit-
telbar die Patienten treffen. „Viele 
dieser Eingriffe werden in Kliniken 
gar nicht angeboten. Wenn Praxen 
sie nicht mehr durchführen, entsteht 
eine echte Versorgungslücke“, warnt 
Decker. Die geplanten Maßnahmen 
stehen aus Sicht der KVBW im Wi-
derspruch zu gesundheitspolitischen 
Zielen, die ambulante Versorgung 
zu stärken und stationäre Leistun-
gen zu reduzieren. Stattdessen droht 
nun eine Schwächung der wohnort-
nahen Versorgung. � gk
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Landkreis Rottweil: 
Versorgung im HNO-Bereich wieder stabil 

Positive Nachrichten aus dem 
Landkreis Rottweil: Das seit 2025 
bestehende Versorgungsdefizit im 
Bereich der HNO-Ärzteschaft ist 
überwunden. Dank eines gezielten 
und koordinierten Engagements 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (KVBW) 
konnte die Versorgung innerhalb 
eines Jahres stabilisiert werden.

Die prekäre Versorgungssituation 
wurde im vergangenen Jahr ausge-
löst, nachdem fast zeitgleich drei 
HNO-Ärzte ausgeschieden wa-
ren. Das hatte zur Folge, dass eine 
akute Unterversorgung eintrat. Die 
KVBW hatte bereits bei der Ankün-
digung der Praxisschließungen un-
mittelbar Maßnahmen zur Stabili-
sierung eingeleitet.

Frühzeitige Vernetzung

Im Mittelpunkt stand eine enge 
und strukturierte Betreuung durch 
die Sicherstellungskoordinatoren 
der KVBW. Sie initiierten frühzei-
tig Gespräche mit allen relevanten 
Akteuren im Landkreis – darun-
ter niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte, Kliniken, Kommunalpolitik 

zeigt, wie wirksam eine koordinier-
te und vorausschauende Sicherstel-
lungsarbeit ist.“
Ein zentraler Baustein dieser Ent-
wicklung ist die Gründung eines 
Medizinischen Versorgungszen-
trums (MVZ): Zum 1. Juli 2026 
eröffneten die Ärzte Dr. Bernhard 
Schönemann und Dr. Max Simon 
in Rottweil ein MVZ mit HNO-
Schwerpunkt. Dort sind drei an-
gestellte HNO-Fachärzte tätig, die 

und die Kreisärzteschaft – und ent-
wickelten gemeinsam konkrete Lö-
sungen für die Region. „Wir möch-
ten Versorgungsengpässe nicht nur 
feststellen, sondern aktiv dagegen-
wirken. Dafür braucht es enge Ver-
netzung aller Beteiligten vor Ort – 
genau das ist uns in Rottweil gelun-
gen“, betont der KVBW-Vorstand 
Dr. Karsten Braun. „Dass innerhalb 
kurzer Zeit neue ärztliche Struk-
turen aufgebaut werden konnten, 

zuvor als Oberärzte in einer Klinik 
gearbeitet haben. Der Impuls zur 
Gründung entstand im Rahmen ei-
nes von der KVBW initiierten re-
gionalen Austauschformats, in dem 
Versorgungsfragen gemeinsam ana-
lysiert und Lösungsansätze erarbei-
tet wurden. Ein Ergebnis war un-
ter anderem die gezielte Förderung 
von Anstellungsmöglichkeiten für 
junge Ärztinnen und Ärzte. Schö-
nemann und Simon haben genau 

Schönemann und Simon (4. und 6. v. links) sind die Inhaber des neuen MVZ. 

Die anhaltenden Finanzdefizite der 
GKV werden auf steigende Ausga-
ben zurückgeführt. Sie erklären die 
Krise jedoch nur unzureichend. Der 
zentrale Treiber der GKV-Finanz-
misere liegt tiefer: der demografi-
sche Übergang großer Jahrgänge in 
den Ruhestand und die Erosion der 
Einnahmebasis.

Der unterschätzte Mechanismus

Einnahmen brechen weg, Ausga-
ben steigen automatisch. Die GKV 
ist einkommensabhängig und umla-
gefinanziert. Jährlich wechseln über 
eine Million Menschen in den Ren-
tenstatus.
Ein Erwerbstätiger zahlt im Durch-
schnitt mehr ein, als er Leistun-
gen benötigt. Mit dem Rentenein-
tritt kehrt sich dieses Verhältnis um: 
Die beitragspflichtigen Einkom-
men sinken, während die Gesund-
heitsausgaben altersbedingt steigen. 
Pro Person verschlechtert sich die 
GKV-Bilanz um geschätzt 8.500 
Euro jährlich. Das entspricht rund 
neun Milliarden Euro zusätzlichem 
Defizit pro Jahr.
Dieser Effekt ist weitgehend un-
abhängig von anderen Fakto-
ren. Selbst bei stabilen Ausgaben 
würde die GKV allein durch die 

Demografie ins Minus 
rutschen. Das Umlage-
verfahren gerät an sei-
ne Grenzen.

Fehladressierte 
Schuldzuweisungen 
und Primärversor-
gung

Politische Lösungs-
ansätze wirken 
vor diesem 
Hintergrund 
oft als Ablen-
kung. Weder 
die ambulan-
te Versorgung 
noch eine 
vermeintlich 
„übermäßige 
Inanspruch-
nahme“ trei-
ben die Krise. 
Dennoch setzt 
die Politik hier 
an – mit Primär-
versorgungsmodel-
len, die den Zugang 
zur Versorgung regu-
lieren. Diese Konzep-
te lösen jedoch kein 
strukturelles Finanz-
problem.

Sie schaffen keine 
Einnahmen, sondern 
verschieben lediglich 
Nachfrage. Was als 
„Steuerung“ gilt, ist 
ökonomisch oft Rati-
onierung über Warte-
schlangen. Gerade für 
die wachsende Gruppe 
älterer Patienten ent-
stehen so Engpässe. 
Die Folge ist eine Ver-
lagerung von Knapp-
heit in die Versor-
gung.
Das Grundproblem 
liegt auf der Ein-
nahmeseite – in der 
demografisch be-
dingten Schrump-

fung der beitrags-
pflichtigen Einkom-
men. Die Finanzkrise 
der GKV ist eine de-
mografische Einnah-
menkrise.

Politische Sprachlo-
sigkeit

Der Zusammenhang 
wird selten offen the-
matisiert. Rentner stel-
len eine wachsende 

Wählergruppe dar. Beitragssatzer-
höhungen belasten Erwerbstätige, 
Steuerzuschüsse verlagern das Pro-
blem lediglich. Sie lösen das demo-
grafische Grundproblem nicht.

Der Ausweg: Strukturbruch

Das Reformkonzept aus Band 35 
der IfMDA-Schriftenreihe setzt auf 
eine Neuordnung der Finanzierung: 
feste Arbeitgeberbeiträge, ein ver-
kleinerter Gesundheitsfonds und 
kassenindividuelle Pauschalen mit 
sozialem Ausgleich.
Das Modell entkoppelt Teile der Fi-
nanzierung vom Arbeitseinkommen 
und stärkt den Wettbewerb. Versi-
cherungsfremde Leistungen werden 
steuerfinanziert. Damit wird die de-
mografische Last sichtbar.

Fazit

Die GKV leidet an einer struktu-
rellen Einnahmenkrise. Mit dem 
Übergang großer Jahrgänge in den 
Ruhestand erodiert die Basis eines 
einkommensabhängigen Umlage-
systems. Wer diese Realität ver-
drängt, riskiert steigende Beiträ-
ge und langfristig eine Systemkri-
se. Die Finanzierung braucht einen 
strukturellen Neuanfang.

diese Voraussetzungen mit ihrem 
neuen MVZ geschaffen. Dabei wur-
den sie umfassend von der Nieder-
lassungs- und Kooperationsbera-
tung sowie der Sicherstellungskoor-
dination der KVBW begleitet und 
betreut. „Ich bin sehr zufrieden, 
wie gut die Zusammenarbeit mit 
der KVBW funktioniert hat. Sehr 
wertvoll war, dass die Experten 
der Niederlassungs- und Koopera-
tionsberatung und der Sicherstel-
lungskoordinator mich aktiv kon-
taktiert und nachgefragt haben, wo 
es hakt und was sie noch tun kön-
nen“, lobt Schönemann. 
Die HNO-ärztliche Versorgung im 
Landkreis ist nun wieder gesichert. 
„Das Beispiel Rottweil zeigt, wor-
auf es ankommt: Man muss früh-
zeitig handeln und regionale Ini-
tiativen gezielt unterstützen. Wir 
verstehen uns als aktiver Gestalter 
der ambulanten Versorgung“, so Dr. 
Doris Reinhardt, stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende der KVBW.
Die Rottweiler Ärzte planen be-
reits weitere Schritte zur Stärkung 
der regionalen Versorgung: Pers-
pektivisch ist auch die Gründung 
eines hausärztlichen MVZ vorge-
sehen.� gk

Die stille Finanzkrise der GKV: 
Warum Demografie das System sprengt

Sind wirklich die Ausgaben das Problem im Gesundheitswesen? Prof. Dr. Thomas Drabinski vom Institut für Mikrodaten-Analyse 
(IfMDA) zeigt in seinem Gastbeitrag, warum Sparmaßnahmen allein keine Lösung sind.  
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Neue Köpfe, bekannte Koalition: 
Welche Rolle spielt die ambulante 
Versorgung unter Grün-Schwarz?

Mehr als 5,4 Millionen Menschen 
haben bei der Landtagswahl ihre 
Stimme abgegeben. Zwischen Grü-
nen und CDU lagen am Ende le-
diglich rund 27.000 Stimmen be-
ziehungsweise 0,5 Prozentpunkte. 
Die Kräfteverhältnisse sind deshalb 
ausgeglichen: Beide Parteien stel-
len jeweils 56 Abgeordnete und füh-
ren ihre seit 2016 bestehende grün-
schwarze Koalition fort. Die AfD 
wurde mit 35 Sitzen drittstärkste 
Kraft, die SPD zog mit ihrem his-
torisch schlechtesten Ergebnis und 
nur noch zehn Abgeordneten in den 
Landtag ein. FDP und Linke schei-
terten an der Fünf-Prozent-Hürde.
Auf Winfried Kretschmann folgt 
nach 15 Jahren im Amt Cem Öz-
demir als ebenfalls grüner Minis-
terpräsident. Auch das Ministerium 
für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
bleibt in grüner Hand. Neuer Minis-
ter ist Oliver Hildenbrand, Staatsse-
kretärin Petra Krebs.
Die Landesregierung setzt im Ko-
alitionsvertrag auf Wettbewerbsfä-
higkeit, Innovation und Bürokra-
tieabbau. Ein zentrales Vorhaben 
ist das angekündigte Effizienzge-
setz. Berichts-, Dokumentations- 
und Aufbewahrungspflichten sollen 
überprüft und unnötige Bürokratie 
abgebaut werden. Auch für den Ge-
sundheitsbereich sind Maßnahmen 

geplant: Für die ambulante Versor-
gung von Interesse sind insbesonde-
re die geplante Kinderarztquote, die 
stärkere Verknüpfung von ambulan-

ter und stationärer Weiterbildung, 
die Förderung zusätzlicher Weiter-
bildungsstellen in der Pädiatrie so-
wie Bürokratieabbau. Daneben setzt 
die Landesregierung auf eine digi-
tale Vernetzung der Versorgungsbe-
reiche und den Ausbau telemedizi-
nischer Angebote.
Die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen der ambulanten Versor-
gung werden überwiegend auf 

Bundesebene gesetzt, dennoch 
kann auch das Land wichtige Im-
pulse geben. Entscheidend wird 
sein, ob die Maßnahmen zu Büro-

kratieabbau, Digitalisierung und 
Fachkräftesicherung auch spürbar 
in den Arztpraxen ankommen. Das 
Gesundheitswesen ist nicht nur Teil 
der Daseinsvorsorge, sondern mit 
rund 845.000 Beschäftigten auch 
einer der größten Arbeitgeber Ba-
den-Württembergs. Davon arbeiten 
etwa 313.000 Menschen in ambu-
lanten Einrichtungen, knapp 99.000 
allein in Arztpraxen.� jk

Herr Hildenbrand, welche 
Schwerpunkte möchten Sie in Ih-
rer Arbeit als Gesundheitsminister 
setzen?

Unser Gesundheitssystem steht fi-
nanziell und personell unter Druck, 

und zwar auf allen Ebenen. Klar ist: 
Wir kommen nur gemeinsam voran. 
Ich setze auf drei Leitlinien: Prä-
vention stärken, Versorgung besser 
vernetzen und Patientensteuerung 
gezielt optimieren. Wer Krankhei-
ten vermeidet, entlastet das System 
und verbessert die Lebensqualität. 

Daher rücken gesundheitsförder-
liche und präventive Maßnahmen 
stärker in den Fokus. Unser Grund-
satz lautet: digital und präventiv 
vor ambulant vor stationär. Gleich-
zeitig müssen die Sektoren enger 
und digital unterstützt zusammen-

arbeiten. Baden-Württemberg setzt 
sich beim Bund für ein echtes Pri-
märversorgungssystem ein: sekto-
renübergreifend, interprofessionell 
und mit starker Einbindung nicht-
ärztlicher Gesundheitsberufe. Sol-
che erfolgreichen Modelle haben 
wir im Land bereits erfolgreich 

erprobt. Jetzt ist der Bund am Zug, 
dies in die Regelversorgung umzu-
setzen. 

Mit der Landarztquote und der 
Förderung zusätzlicher Weiter-
bildungsstellen hat das Land 

bereits wichtige 
Impulse gesetzt. 
Mit welchen Maß-
nahmen möchten 
Sie die ambulan-
te Versorgung im 
Land zusätzlich 
stärken?

Die hohe Nachfra-
ge nach der Land-
arztquote für die 
75 Studienplätze 
zeigt: Viele junge 
Menschen wollen 
als Hausärztin oder 
Hausarzt Verant-
wortung überneh-
men – gerade auch 
im ländlichen Raum. 

Das ist ein starkes Signal. Deshalb 
entwickeln wir die Landarztquote 
weiter und wollen sie um eine Kin-
derarztquote ergänzen. Gleichzeitig 
bringen wir Erkenntnisse aus rund 
30 Modellprojekten zur sektoren-
übergreifenden Versorgung in die 
Reformdebatte auf Bundesebene 

ein. Was vor Ort funktioniert, soll-
te der Maßstab werden. Unser För-
derprogramm „Landärzte“, mit dem 
wir Praxisgründungen im ländli-
chen Raum unterstützen, entwi-
ckeln wir praxisnah weiter und öff-
nen es für weitere primärversorgen-
de Facharztgruppen. Zudem wollen 
wir gezielt gemeinwohlorientierte 
Medizinische Versorgungszentren 
stärken – gerade in Regionen, wo 
die Versorgungssituation herausfor-
dernd ist. Darüber hinaus setzen wir 
uns beim Bund weiter für eine Re-
form der Bedarfsplanung und eine 
Entkontingentierung der pädiatri-
schen Weiterbildungsstellen ein.

Die ambulante Versorgung über-
nimmt heute einen immer größer 
werdenden Anteil der Behand-
lungen. Welche Rahmenbedin-
gungen braucht es, damit dies 
auch künftig erfolgreich gelin-
gen kann?

Für eine erfolgreiche Ambulanti-
sierung braucht es vor allem bun-
despolitische Weichenstellun-
gen: weniger Bürokratie, Stärkung 
nicht-ärztlicher Gesundheitsberu-
fe und eine gezielte Patientensteu-
erung. Ärztinnen und Ärzte brau-
chen mehr Zeit für ihre Kernauf-
gaben. Entscheidend sind bessere 

Informationsflüsse und funktionie-
rende, einheitliche digitale Lösun-
gen sowie professionelle Öffent-
lichkeitsarbeit. Gleichzeitig müssen 
sich veränderte Arbeitsrealitäten 
– mehr Teilzeit, mehr Anstellung, 
mehr Teamarbeit – in der Planung 
widerspiegeln. Deshalb setzen wir 
uns im Bund für eine Reform der 
vertragsärztlichen Bedarfsplanung 
und deren Bemessungsgrundlagen 
ein, die diese Entwicklungen realis-
tisch abbildet.  

Welche Botschaft möchten Sie 
unseren Mitgliedern gerne mit 
auf den Weg geben?

Unsere Gesundheitsversorgung ist 
stark und von hoher Qualität. Sie 
ist getragen von Ihrem täglichen 
Einsatz. Dafür danke ich Ihnen. 
Zugleich stehen wir vor grundle-
genden Veränderungen, die wir 
nur gemeinsam bewältigen können. 
Meine Botschaft ist deshalb: Wir 
setzen auf Zusammenarbeit, Ver-
trauen und klare Perspektiven. Für 
Sie als Leistungserbringer und für 
die Patientinnen und Patienten im 
Land. Gemeinsam wollen wir für 
die Menschen in Baden-Württem-
berg auch künftig eine verlässliche 
und bestmögliche Versorgung si-
cherstellen.�  jh

„Was vor Ort funktioniert, sollte Maßstab werden“
Seit Mai ist Oliver Hildenbrand neuer Gesundheitsminister von Baden-Württemberg. Im Interview erklärt er, 

welche Prioritäten er für diese Legislatur setzen möchte. 

Pläne der Landesregierung

Oliver Hildenbrand ist neuer Minister für Soziales, Arbeit und Gesundheit.

Neue Legislaturperiode für den Landtag

Dr. Sonja Optendrenk ist seit 
Juli neue unparteiische Vorsit-
zende des Gemeinsamen Bun-
desausschusses (G-BA). Die 
54-Jährige war zuvor Staats-
sekretärin im hessischen Mi-
nisterium für Familie, Senioren, 
Sport, Gesundheit und Pflege. 
Sie folgt damit auf Prof. Josef 
Hecken.
Prof. Hecken saß dem G-BA 
seit 2012 vor. Am 18. Juni ver-
abschiedeten die Trägerorga-
nisationen ihn im Anschluss an 
seine letzte Plenumssitzung 
und würdigten seine Leistun-
gen: Prof. Hecken habe in sei-
ner Amtszeit das oberste Be-
schlussgremium fachlich, aber 
auch persönlich maßgeblich 

geprägt. Durch sein engagier-
tes Wirken habe sich der G-BA 
zu einer Institution entwickelt, 
die nicht nur fachlich hoch 
kompetent und sorgfältig, son-
dern auch zügig, offen und sehr 
kommunikationsstark agiert.
Der G-BA ist das oberste Be-
schlussgremium der gemeinsa-
men Selbstverwaltung im Ge-
sundheitswesen. Das Gremium 
legt nach wissenschaftlichen 
Kriterien verbindlich fest, wel-
che medizinischen Leistungen 
den Versicherten in der Ge-
setzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) zustehen. Zudem 
definiert der G-BA Qualitäts-
standards in der medizinischen 
Versorgung.�  red

Wechsel an der 
Spitze des G-BA

Dr. Optendrenk steht seit Juli an der Spitze des G-BA.
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Es ist eines der weiteren wesentli-
chen Gesetze, das derzeit im Ge-
sundheitswesen beraten wird: das 
Gesetz zur Reform der Notfallver-
sorgung. Eigentlich sollte das Ge-
setz bereits in der letzten Legisla-
turperiode verabschiedet werden. 

Die neue Bundesregierung hat das 
Vorhaben wieder aufgenommen. 
Jetzt wurde das Gesetz in nahezu 
unveränderter Form dem Bundes-
tag zur Beratung vorgelegt. 
Es bestehen keine Zweifel, dass 
eine Reform notwendig ist. Viele 
Vorhaben stoßen daher auch auf 
Unterstützung der KVBW. So ist 

es zweifellos sinnvoll, die Notauf-
nahmen und die Bereitschaftspra-
xen enger miteinander zu verzah-
nen. Dazu sind künftig Integrierte 
Notfallzentren (INZ) als gemein-
same Einrichtungen von KVen und 
Notaufnahmen vorgesehen, in de-

nen im Rahmen eines gemeinsa-
men Tresens die Patientinnen und 
Patienten in die richtige Struktur 
gesteuert werden sollen. Über die 
Standorte wird der Erweiterte Lan-
desausschuss entscheiden, in dem 
die Ärzteschaft, die Krankenkas-
sen und die Krankenhäuser vertre-
ten sind. Die KVBW wird damit 

also die alleinige Zuständigkeit für 
die Standorte verlieren. Weiter ist 
es zu begrüßen, wenn die 116117 
und die 112 digital miteinander 
verbunden werden. Das wird vor 
allem eine Herausforderung für 
die Leitstellen werden, die noch 

keineswegs eine homogene IT-In-
frastruktur haben. 

Vor allem teuer

Auf entschiedene Ablehnung stößt 
aber die Regelung, wonach es 24/7 
– also rund um die Uhr – einen 
aufsuchenden Dienst geben soll. 

Konkret bedeutet das, dass auch 
tagsüber ein Hausbesuchsdienst 
zusätzlich zu dem der Hausärzte 
und Fachärzte eingerichtet wer-
den soll. 
Wie das gehen soll, ist völlig un-
klar. Die Forderung legt nahe, dass 
dafür freie Kapazitäten zur Verfü-
gung stehen. Davon kann aber kei-
ne Rede sein: Bis heute ist offen, 
wer für ein solches Angebot über-
haupt die Ressourcen haben könn-
te. Das Gesetz sieht zwar auch die 
Einbeziehung nicht-ärztlicher Be-
rufe, wie des Rettungsdienstes, 
vor. Das hilft aber im Ergebnis 
nicht weiter, weil viele der Besu-
che mit Maßnahmen einhergehen, 
für die Ärztinnen und Ärzte benö-
tigt werden, beispielsweise Arz-
neimittelverordnungen. Zudem ar-
beitet auch der Rettungsdienst be-
reits am Rande seiner Kapazitäten. 
Eine weitere ungelöste Frage be-
trifft die Koordination mit den 
Hausbesuchen in der Regelver-
sorgung. Wer soll den Überblick 
darüber haben, ob nicht eigentlich 
der Hausarzt zuständig ist, bereits 
einen Besuch zugesagt hat, aber 
vielleicht erst am Abend kommen 
kann? 
Vor allem aber ist das Vorhaben 
angesichts der Sparmaßnahmen 
im Gesundheitswesen nicht zu 
verantworten. Denn ein solches 
System würde Doppelstrukturen 
schaffen, die wiederum mit ho-
hen Kosten verbunden sind. KV-
Vorstandsvorsitzender Dr. Kars-
ten Braun bringt es auf den Punkt: 

„Dieses Angebot ist vor allem ei-
nes: teuer! Wir müssen den Pati-
entinnen und Patienten endlich of-
fen und ehrlich klar machen, dass 
es Einschränkungen in der Versor-
gung geben wird. Da sind solche 
Erwartungen, die damit geweckt 
werden, komplett kontraproduk-
tiv.“
Bisher befindet sich das Gesetz 
noch in der Beratung. Vorgese-
hen ist, dass es im Herbst 2026 
verabschiedet wird und dann zum 
Jahresbeginn 2027 in Kraft tre-
ten wird. Dann wäre ein halbes 
Jahr Zeit, um die Standorte für 
die INZ zu bestimmen. Wann die 
INZ-Struktur aber tatsächlich um-
gesetzt ist, ist eine andere Frage. 
Ebenfalls würde ein zusätzlicher 
Hausbesuchsdienst tagsüber einen 
langen Vorlauf benötigen. 
Im Zuge ihrer Bereitschafts-
dienstreform hat die KVBW be-
reits viele Strukturen angepasst 
und ist daher gut auf die Umset-
zung vorbereitet. So gibt es bei-
spielsweise schon viele Standorte 
mit einem gemeinsamen Tresen 
zwischen Notaufnahme und Be-
reitschaftspraxis. 
Nicht im Gesetz verankert sind 
verbindliche Patientenwege. So 
gibt es weiterhin keine Bestim-
mung, die den Zugang zu den Be-
reitschaftspraxen oder den Not-
aufnahmen regelt. Patientinnen 
und Patienten können damit wei-
ter selbst entscheiden, welche 
Struktur sie in Anspruch nehmen 
möchten.�  ks

Notfalldienst wird gesetzlich neu geregelt
Reform soll trotz mangelnder Ressourcen 24/7-Hausbesuchsdienst enthalten

Apothekenreform: Verschiebung von 
Zuständigkeiten zulasten der Versorgung

In der Ende Mai vom Bundestag 
beschlossenen Reform wurden 
Apotheken neue Kompetenzen 
übertragen. Die Fragmentierung 
der Zuständigkeiten bei der Ver-
sorgung untergräbt die Bemühun-
gen um bedarfsgerechte Steuerung 
und effizienten Ressourceneinsatz. 
Das neue Gesetz soll die flächen-
deckende Versorgung mit Arznei-
mitteln, vor allem im ländlichen 
Raum, verbessern. Zusätzlich 
räumt das neue Gesetz Apothe-
ken die Möglichkeit ein, weitere 
Impfungen – zum Beispiel gegen 
FSME – vorzunehmen und Blutun-
tersuchungen durchzuführen. Was 
als Entlastung für Arztpraxen ge-
dacht ist, wird im Ergebnis laut Dr. 
Karsten Braun, Vorstandschef der 
KVBW, das Gegenteil bewirken: 
„Die ungezielte Schrotschussdiag-
nostik in Apotheken, deren Ergeb-
nisse dann der Arzt erläutern soll, 
wird Arztpraxen unnötig belasten.“

Behandlungskontext entschei-
dend

Wenn Untersuchungen und Tests 
aus dem Behandlungskontext her-
ausgelöst werden, stärkt das nicht 

die Gesundheitsversorgung der 
Patienten. Im Gegenteil: Patienten 
werden dadurch motiviert, die Dia-
gnostik in die eigene Hand zu neh-
men und Untersuchungen und Tests 
in Apotheken einzufordern. Das 
verursacht zusätzliche Kosten, die 
für die Diagnose und Behandlung 

durch Ärztinnen und Ärzte oft 
nicht notwendig wären. 
Vorstandschef Dr. Braun verweist 
auf den Widerspruch in Zeiten von 
einschneidenden Sparmaßnahmen: 
„Während Laboruntersuchungen 
in Arztpraxen engen Budgets un-
terliegen, sollen Apotheker künftig 

auch venöse Blutentnahmen und 
ungezielte Labordiagnostik bei Er-
wachsenen durchführen dürfen.“  
Ähnlich verhalte es sich bei der 
Vergütung der Unterstützung von 
Patientinnen und Patienten bei der 
Inanspruchnahme telemedizini-
scher Beratungen. „Absurd ist aber, 
dass Apotheken für diese Hilfestel-
lung – etwa beim Bedienen eines 
Tablets durch einen Patienten, der 
seinen eigenen Hausarzt kontak-
tiert, bei dem er im selben Quar-
tal schon vorstellig war – bis zu 
sechsmal höher vergütet werden 
als die Ärztinnen und Ärzte, die 
die eigentliche telemedizinische 
Beratung erbringen“, so Dr. Braun. 
Selbst bei unbekannten Patienten 
liege die Beratungsvergütung der 
Ärztinnen und Ärzte regelhaft un-
ter der Vergütung für die Unterstüt-
zung in Apotheken. 
Der Vorstandschef abschließend: 
„Es wird Zeit, dass wir endlich kla-
re Strukturen und Verantwortlich-
keiten im Gesundheitswesen finden 
und Leistungen dort ansiedeln, wo 
sie am sinnvollsten und kostengüns-
tigsten erbracht werden können. Die 
Gesundheitspolitik geht gerade in 
eine falsche Richtung.“� jh

Der zusätzliche Hausbesuchsdienst schafft Doppelstrukturen.

Apotheken werden für die Unterstützung von Patienten bei Tele-
medizin vergütet.

Mitglieder-
portal: Daten 
aktualisieren

Damit wir Sie als Mitglied zu-
verlässig erreichen und opti-
mal unterstützen können, sind 
aktuelle Stammdaten uner-
lässlich. Genau hier setzt das 
Mitgliederportal der KVBW an: 
Es bietet Ihnen die Möglich-
keit, Ihre persönlichen Daten 
einfach, sicher und jederzeit 
selbst zu pflegen – ohne Pa-
pier, ohne Umwege. 
Viele Services im Mitglieder-
portal sind noch wenig be-
kannt, dabei erleichtern sie 
den Alltag spürbar. So grei-
fen Anträge direkt auf bereits 
hinterlegte Angaben zurück, 
wodurch Sie sich Zeit bei 
der Antragstellung sparen. 
Gleichzeitig stellen aktuel-
le Kontaktdaten sicher, dass 
wichtige Informationen auch 
wirklich bei Ihnen ankommen 
– ein entscheidender Punkt 
mit Blick auf kommende Auf-
gaben, wie etwa die Vorbe-
reitung der Wahlen 2028. Ein 
kurzer Blick lohnt sich – für 
Sie und für eine reibungslo-
se Kommunikation mit Ihrer 
KVBW.� red
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Bereitschaftsdienst:  
Reform geht weiter

Die medizinische und therapeutische 
Behandlung von Menschen mit an-
haltenden Beschwerden nach einer 
Infektion – sogenannten postakuten 
Infektionssyndromen (PAIS) wie 
dem Post-COVID-Syndrom oder 
ME/CFS – bringt besondere Her-

ausforderungen mit sich. Eine neue 
Studie will hier Verbesserungen er-
möglichen. 

Symptome sind oft schwer  
einzuordnen

Bei sogenannten postakuten Infek-
tionssyndromen (PAIS) wie dem 
Post-COVID-Syndrom oder ME/
CFS sind Symptome oft schwer ein-
zuordnen, Verläufe können kom-
plex sein und der Abstimmungsbe-
darf ist hoch. Ziel der Studie CON-
FIDENCE ist es, die Versorgung von 
Patienten mit PAIS strukturierter 
und abgestimmter zu gestalten so-
wie belastbare Erkenntnisse für die 
Weiterentwicklung der Versorgung 
zu gewinnen. Das Projekt wird vom 
Innovationsfonds des Gemeinsamen 
Bundesausschusses gefördert. 

Die Konsortialführung liegt beim 
Universitätsklinikum Heidelberg 
unter der Projektleitung von Prof. 
Dr. Attila Altiner und Dr. Sand-
ra Stengel. Konsortialpartner sind 
die AOK Baden-Württemberg, das 
aQua-Institut, die Kassenärztli-

che Vereinigung Baden-Württem-
berg  sowie die Universitätsklini-
ken Freiburg, Tübingen und Ulm.
CONFIDENCE bietet konkre-
te Beteiligungsmöglichkeiten für 
KVBW-Mitglieder: Als Hausarzt-
praxis werden Sie in Ihrer Rolle 
als erste Anlauf- und Koordinati-
onsstelle gestärkt und Sie binden 
bei Bedarf gezielt weitere Unter-
stützung ein.

Unterstützung für bestehende 
Versorgung

CONFIDENCE ersetzt dabei nicht 
die reguläre medizinische Behand-
lung, sondern unterstützt die beste-
hende Versorgung in Ihrer Praxis. 
Wenn eine Patientin oder ein Pati-
ent über die Hausarztpraxis in das 
Projekt aufgenommen wird, kann 

es im weiteren Verlauf sein, dass 
Psychotherapeuten und weitere 
Therapieberufe angefragt werden, 
ob sie sich im Rahmen des Projekts 
beteiligen möchten.

Unterstützungsangebote  
im Projekt

Im Projekt werden zwei 
Unterstützungsangebote 
wissenschaftlich unter-
sucht. Welche Angebote 
Sie im Praxisalltag nut-
zen und in die Versor-
gung einbinden, richtet 
sich nach dem jeweili-
gen Unterstützungsange-
bot und der Situation der 

Patienten. 

Zum Projekt gehören unter ande-
rem: 
•	 E-Learning zur Förderung der 

Gesundheitskompetenz für Pa-
tienten

•	 Fortbildungen, Orientierungshil-
fen und praxistaugliche Materia-
lien für Behandelnde

•	 Strukturierte Behandlungspfade
•	 Telemedizinischer 

Austausch und ab- 
gestimmte Fallbesprechungen 
zwischen Hausärzten, Therapie-
berufen und PAIS-Ambulanzen 
bei komplexen Verläufen� rw

 Weitere Informationen zum 
Projekt und zur Teilnahme finden 
Sie auf der Projektwebsite: 
www.versorgung-mit-system.de

Postakute Infektionssyndrome
Neue Studie will Versorgung Betroffener verbessern

Die Struktur des Ärztlichen Be-
reitschaftsdienstes ist eines der 
Kernthemen in dieser Amtsperi-
ode. Nach wie vor verwendet die 
KVBW viel Energie darauf, die 
Strukturen bedarfsgerecht anzu-
passen. 

Die Probleme in der Regelversor-
gung werden größer, das neue Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz trägt 
weiter zur Verschärfung der Situa-
tion bei. Umso wichtiger ist es, die 
Dienstbelastung im Bereitschafts-
dienst zu senken. Im vergangenen 
Jahr hat die KVBW im ersten Schritt 
18 Bereitschaftspraxen geschlossen. 
Der öffentliche Aufschrei war groß. 
Was ist passiert? Nichts! Die Notauf-
nahmen sind nicht gestürmt worden, 
der Rettungsdienst musste nicht häu-
figer ausrücken, es gab keine länge-
ren Wartezeiten. Bei der KVBW sind 
nur sehr vereinzelt überhaupt Patien-
tenbeschwerden angekommen. 
In diesem Jahr sollen keine weite-
ren Praxen geschlossen werden. Im 
Vordergrund steht, die Öffnungs-
zeiten anzupassen. Dabei stellt sich 
die Frage: Wo sind wirklich Praxen 
erforderlich, die jeden Tag geöff-
net sind? Wo muss die KVBW eine 

Struktur vorhalten für Patienten, die 
am Donnerstagabend akut erkran-
ken, deren Behandlung nicht bis 
zum nächsten Tag warten kann, die 
nicht telemedizinisch betreut werden 
können, bei denen kein Hausbesuch 
erforderlich ist und die kein Fall für 
die Notaufnahme oder den Rettungs-
dienst sind? Das werden nur weni-
ge Anlaufstellen in Baden-Württem-
berg sein. 
Die Anpassungen erfolgen in diesem 
Jahr Schritt für Schritt. In der ers-
ten Tranche wurden die Strukturen 
in einigen Praxen zum 1. Juli 2026 
angepasst. Jeder Anpassung gehen 
umfangreiche Vorarbeiten und Vor-
gespräche voraus. 

Flächendeckender Fahrdienst

Zum 1. April 2027 soll eine um-
fassende Reform des Fahrdienstes 
greifen. Die KVBW führt dann ei-
nen flächendeckenden Fahrdienst 
mit Fahrzeug und Fahrer ein, der 
die Ärztinnen und Ärzte zum Pati-
enten bringt und dort auch assistiert. 
Zudem wird „Telemedizin first“ ein-
geführt. Das bedeutet, dass jeder Pa-
tient, bei dem im Rahmen des Be-
reitschaftsdienstes ein Hausbesuch 

erfolgen soll, zuerst eine te-
lemedizinische Beratung 
durchlaufen muss. Nach Er-
fahrungen aus anderen KVen 
reduziert das die Zahl der 
Hausbesuche um etwa 50 
Prozent. Das macht sich auch 
unmittelbar in der Zahl der 
Ärzte bemerkbar, die über-
haupt eingeteilt werden müs-
sen, und damit bei der Dienst-
belastung. 

KV SiS wird Leitstelle

Die KV SiS BW GmbH, die 
als Tochtergesellschaft für die 
116117 zuständig ist, wird da-
für zu einer echten Leitstelle 
umfunktioniert, die die Ein-
sätze entsprechend disponiert. Da-
mit einher geht eine Vergrößerung 
der Dienstbezirke. Dadurch wer-
den die Einsätze flexibler, vor allem 
kann aber die Zahl der Fahrzeuge – 
und damit der Ärzte – deutlich re-
duziert werden. Ein entsprechen-
der Pilot in der Region Mittelbaden 
(Landkreise Ortenau, Rastatt und 
Baden-Baden) hat gezeigt, dass da-
mit die Dienstbelastung um 40 Pro-
zent gesenkt werden kann. 

Mehr Freiheit mit dem  
Wunschdienstplan

Im kommenden Jahr soll auch für 
den Sitz- und den Fahrdienst ein 
Wunschdienstplan umgesetzt wer-
den. Damit bekommen Mitglieder 
die Möglichkeit, sich ihre Diens-
te selbst auszuwählen. Auch damit 
sind in der Region Mittelbaden sehr 
gute Erfahrungen gemacht worden. 
In Arbeit sind auch die erforderlichen 

Anpassungen bei den gebietsärztli-
chen Diensten. 
Der Bereitschaftsdienst wird das 
Gesundheitswesen in den kom-
menden Jahren weiter beschäftigen. 
Denn auch der Gesetzgeber hat das 
Thema auf dem Schirm und möch-
te einige Änderungen vornehmen. 
Mit vielen Maßnahmen, die in der 
KVBW angestoßen wurden, wird 
den Änderungen bereits Rechnung 
getragen.  � ks

Mehr Auswahl bei den Diensten

Die Koordinierungsstelle All-
gemeinmedizin Baden-Würt-
temberg (KoSta) heißt künftig 
Koordinierungsstelle Weiter-
bildung Baden-Württemberg 
(KoStW) und hat ihr Angebot 
erweitert. Der Namenswechsel 
soll verdeutlichen, dass sich die 
Weiterbildungsangebote nicht 
nur auf die Allgemeinmedizin, 
sondern auch auf weitere ärzt-
liche Fachgebiete beziehen. 

Die etablierten Strukturen und 
Förderangebote werden suk-
zessive auf andere Facharzt-
gebiete übertragen, die von 
der KVBW unterstützt werden. 
Ziel ist es, die Weiterbildung 
insgesamt strukturierter und 
planbarer zu gestalten und so 
die Attraktivität der ambulanten 
ärztlichen Tätigkeit weiter zu 
stärken.

Die Koordinierungsstelle Wei-
terbildung Baden-Württemberg 
(KoStW) begleitet Medizinstu-

dierende, Ärztinnen und Ärzte in 
Weiterbildung, Quereinsteiger 
sowie Weiterbilder von Beginn 
des Studiums bis zur Facharzt-
prüfung. Zum Angebot gehören 
persönliche Beratungen, Infor-
mationen zu finanziellen Förder-
möglichkeiten sowie Unterstüt-
zung durch etablierte regionale 
Weiterbildungsverbünde.

Mit dem Relaunch der Websi-
te wurden Inhalte und Struktur 
grundlegend überarbeitet. Die 
neue Seite bietet einen zentra-
len Überblick über Fördermög-
lichkeiten, eine landesweite 
Darstellung der Weiterbildungs-
verbünde sowie eine Stellen-
börse für Weiterbildungsplätze. 
Ergänzt wird das Angebot durch 
eine kontinuierlich erweiterte 
FAQ-Sammlung sowie aktuelle 
Hinweise zu Veranstaltungen 
und geförderten Weiterbildun-
gen.� gk

 www.allgemeinmedizin-bw.de

Neue Website und Angebote 
für Koordinierungsstelle

Die Studie soll die Versorgung strukturierter gestalten.

ergo Ausgabe 2 / 2026 KVBW - WELT Seite 7

https://www.versorgung-mit-system.de
https://www.allgemeinmedizin-bw.de


Mit dem neuen Digitalgesetz 
(GeDIG) will das Bundesgesund-
heitsministerium (BMG) die Ver-
sorgung durch Digitale Anwen-
dungen nicht nur unterstützen, 
sondern sie auch stärker steuern. 
Philipp Müller, Leiter der Abtei-
lung Digitalisierung und Innova-
tion im BMG, erklärt im Interview 
die Ziele und nimmt Stellung zu 
zentralen Kritikpunkten aus der 
ambulanten Versorgung.

Kaum sind Sie im Amt, tragen 
Sie Verantwortung für das neue 
Digitalgesetz. Machen Sie es ein-
mal ganz konkret: Was ist Ihr 
wichtigstes Ziel? 

Bundesministerin Nina Warken und 
wir als Team im Bundesgesundheits-
ministerium sind fest entschlossen, 
Effizienzen zu heben und die Ge-
sundheitsversorgung mit Digitalisie-
rung und Innovation besser zu ma-
chen. Das GeDIG ist deshalb Digi-
tal- und Datengesetz gleichermaßen. 
Es wird die Vorteile der Digitalisie-
rung für Patienten als auch für Ärzte 
in der Versorgung spürbarer machen. 
Dazu gehört auch eine stabilere Te-
lematik-Infrastruktur. Gleichzeitig 
bauen wir die Möglichkeiten zur 
Nutzung von Gesundheitsdaten für 
Forschung, Innovation und Versor-
gung aus. Das verbessert nicht nur 
die Versorgungsqualität, sondern 
stärkt auch den Wissenschafts- und 
Wirtschaftsstandort Deutschland. 
Zu oft wird Datennutzung noch 
skeptisch gesehen. Immerhin sind 
Daten der Nährboden für Innovati-
onen und eine patientenorientierte 
und maßgeschneiderte Versorgung 
im Gesundheitswesen.

Aktuell schätzen nur rund 60 
Prozent der Leistungserbringer 
die ePA als praxistauglich ein. 
Was muss passieren, damit die 

ePA wirklich zur Drehscheibe in 
der Versorgung wird? 

Über 22 Millionen Medikationslis-
ten werden pro Woche über die ePA 
geöffnet, drei Millionen Dokumen-
te eingestellt und knapp eine Mil-
lion Dokumente heruntergeladen. 
Immer neue Akteure greifen auf 
die ePA zu. Klar ist also, dass die 
ePA im Praxisalltag angekommen 
ist. Klar ist auch, dass die ePA trotz 
aller Anfangserfolge nun weiterent-

wickelt werden muss. Mit dem elek-
tronischen Medikationsplan und der 
Volltextsuche sind zwei Funktionen 
geplant, die für viele Leistungser-
bringer einen unmittelbaren Mehr-
wert in der Versorgung bringen wer-
den. Auch die kommenden Laborda-
ten bringen mehr strukturierte Daten 
in die ePA. Durch die einrichtungs-
übergreifende Verfügbarkeit von 
Informationen werden Prozesse ef-
fizienter und die Versorgung von 

Patienten einfacher. Die ePA wird 
sukzessive ihre Rolle in der Ver-
sorgung ausbauen, etwa bei der 
Primärversorgung. Gleichzeitig ist 
mir Erwartungsmanagement wich-
tig: Die ePA dient als zentrale Dreh-
scheibe für den Informationsfluss 
im Gesundheitswesen. Ein nutzer-
freundliches Praxisverwaltungssys-
tem wird entscheidend bleiben für 
die reibungslose Integration dieser 
Informationen in die ärztlichen Ar-
beitsprozesse.

Der mögliche Einblick für Kran-
kenkassen in Patientendaten stellt 
einen Paradigmenwechsel dar 
und verletzt aus ärztlicher Sicht 
fundamental die Grundlagen 
ärztlicher Schweigepflicht. Wie 
gehen Sie mit dieser Kritik um? 

Datenschutz und Datensicherheit 
sind und bleiben tragende Funda-
mente der digitalen Transformation 
im Gesundheitswesen. Entsprechend 

sind die Bundesdatenschutzbeauf-
tragte und das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik 
eng eingebunden in unsere Vorha-
ben.
Wichtig ist mir klarzustellen: Nur 
wenn Versicherte es ausdrücklich 
erlauben, erhält die Krankenkas-
se zukünftig Zugang zu ePA-Daten. 
Über den Zugang zu ihren Gesund-
heitsdaten entscheiden Versicherte 
als informationell selbstbestimmte 
und mündige Patienten also selbst, 

nicht der Staat und auch nicht de-
ren Ärzte. Entsprechend ist die ärzt-
liche Schweigepflicht genau so we-
nig verletzt, wie wenn Patienten im 
Bekanntenkreis über ihre Kranken-
geschichte berichten.
Der Paradigmenwechsel liegt an an-
derer Stelle: Ziel ist es, im Sinne 
der Prävention vorhandene Gesund-
heitsdaten der Versicherten weiter-
zuverarbeiten, statt sie ungenutzt 
zu lassen. Wir wollen das Potenzial 

von Daten und Künstlicher Intelli-
genz im Gesundheitswesen direkt 
erfahrbar machen und den Patienten 
profitieren lassen. Dass Versicherte 
mittels moderner Methoden und Ins-
trumente gezielte und personalisierte 
Hinweise erhalten, eine ärztliche Be-
handlung aufzusuchen, gehört dazu 
und beruht auf positiven Erfahrun-
gen aus anderen Ländern. Das ent-
spricht auch dem Selbstverständnis 
unseres solidarischen Gesundheits-
wesens, denn Krankenkassen haben 
ihren Versicherten durch Aufklärung, 
Beratung und Leistungen zu helfen. 

Die Politik betont immer, dass die 
Digitalisierung auch zur Entlas-
tung der Arztpraxen beitragen 
soll. Wo konkret werden Ärzte 
durch das GeDIG eine spürbare 
Entlastung erfahren?

Mit den gesetzlichen Regelungen 
schaffen wir deutliche Effizienz-
steigerungen und Einsparungen für 
das Gesamtsystem und auch für die 
Niedergelassenen. Das Gesetz treibt 
den Einsatz von sicheren Übermitt-
lungsverfahren voran. Dadurch kann 
der Versand von Nachrichten im Ge-
sundheitswesen vollständig digital 
erfolgen. Somit lassen sich Papier-, 
Porto- und Faxkosten sparen und 
manuelle Bearbeitungsschritte redu-
zieren, sodass Arbeitskraft für Wich-
tigeres frei wird. 
Auch mit der E-Überweisung fällt 
für Arztpraxen bürokratischer Auf-
wand weg. Zudem wird die Telema-
tik-Infrastruktur stabiler. Die gema-
tik erhält hierfür eine stärker steu-
ernde Rolle und neue Befugnisse 
zur Gefahrenabwehr und Störungs-
beseitigung. Letztlich kann das Ge-
setz aber nur einen Rahmen schaf-
fen. Wir sind zuversichtlich, dass die 
Arztpraxen die genannten Chancen 
zu nutzen wissen. So kommen wir 
gemeinsam ans Ziel. � mt/jh

„Mündige Patienten entscheiden selbst über ihre Daten“ 

Philipp Müller vom Bundesgesundheitsministerium stellte beim eHealth-Forum die Pläne zum Digitalgesetz vor.

Hier sollte aus Sicht der KVBW 
noch nachgebessert werden:

Zentrale Rolle der gematik

Technische Störungen der TI 
und ihrer Fachanwendungen 
beeinträchtigen nach wie vor 
den Praxisalltag. Hier soll die 
gematik eine zentralere Rolle zur 
Steuerung erhalten und so die 
Stabilität besser gewährleisten. 
Zusätzlich sollen Anwendungen 
vor ihrem bundesweiten Roll-
out verbindlich erprobt werden. 
Diese Ansinnen sind grund-
sätzlich positiv zu bewerten, 
allerdings bleibt es abzuwarten, 
ob die gesetzlichen Befugnisse 
ausreichen, damit die gematik 
künftig ihre Betriebsverantwor-
tung wahrnehmen kann.

Schutz von Patientendaten

Der geplante Datenzugriff der 
Krankenkassen auf die elektro-

nische Patientenakte (ePA) und 
persönliche Gesundheitsdaten 
der Patienten wird generell ab-
gelehnt. Dieser gefährdet das 
Vertrauen zwischen Patienten 
und Ärzten. Es wird befürchtet, 
dass unzureichend getestete 
Screeningmethoden aufseiten 
der Kassen zu Fehlinterpretati-
onen führen. Es wird daher eine 
ersatzlose Streichung dieser 
Regelungen gefordert.

Einrichtung von Reallaboren

Die Einrichtung von Reallabo-
ren durch Krankenkassen, zum 
Beispiel zum Testen von KI-
gestützten Anwendungen, wird 
grundsätzlich befürwortet. Es 
wird jedoch die Beteiligung von 
KVen für diese versorgungs-
orientierten Modellvorhaben 
gefordert. Es ist nicht nachzu-
vollziehen, weswegen der Ge-
setzgeber das KV-System hier 
strukturell benachteiligt.

E-Überweisung und E-Rezept

Die geplante E-Überweisung be-
darf eines Praxistauglichkeits-
Checks. Für chronisch kranke 
Patienten sollten Ausnahmen 
von der geplanten 100-Tage-
Löschfrist eingerichtet werden. 
Der im Gesetz genannte Zeitplan 
für die nächsten Stufen des E-
Rezepts, insbesondere für die 
E-Verordnung von Betäubungs-
mitteln, sollte straffer gefasst 
werden und verpflichtend umge-
setzt werden.

Patientensteuerung

Ein Monopol der Krankenkas-
sen beim digitalen Zugang zur 
ambulanten Gesundheitsversor-
gung wird abgelehnt. Die bereits 
erfolgreich etablierte 116117-App 
sollte gesetzlich als gleichwer-
tiger Systemzugang verankert 
werden, um einen diskriminie-
rungsfreien Zugang zur digitale 

Gesundheitsversorgung sicher-
zustellen. Der alleinige Zugang 
über das ePA-Frontend der Kran-
kenkassen schließt die Patientin-
nen und Patienten aus, die der 
ePA widersprochen haben.

Aufhebung der Sanktionen

Sanktionen gegen Praxen, die 
technische Vorgaben aufgrund 
von Bereitstellungsschwierig-
keiten von IT- beziehungsweise 
TI-Komponenten nicht einhalten 
können, müssen auf den Prüf-
stand gestellt werden. Hier wird 
eine komplette Streichung die-

ser Regelungen gefordert, um 
Praxen zu entlasten und nicht in 
die Verantwortung für Fehler von 
Dritten zu nehmen.

Antragsverfahren für Psycho-
therapien 

In Bezug auf die Psychotherapie 
gibt es im neuen Gesetz keine 
sinnvollen Regelungen zur Digi-
talisierung des Antrags- und Ge-
nehmigungsverfahrens, welches 
für andere Fachrichtungen be-
reits etabliert wurde. Hier muss 
dringend ein Kurswechsel statt-
finden.� tb

Einschätzung zum Digitalgesetz

Es gibt noch Bedarf an Verbesserungen beim Gesetz. 
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Seit das eHealth Forum im Jahr 
2010 erstmals stattfand, hat 
sich vieles verändert. „Digita-
le Anwendungen, über die wir 
jahrelang gesprochen haben, 
sind im Versorgungsalltag ange-
kommen“, eröffnete Dr. Karsten 
Braun, Vorstandsvorsitzender 
der KVBW, die Veranstaltung. 
Dennoch seien die Anforderun-
gen an Nutzerfreundlichkeit und 
Stabilität aus Sicht der Praxen 
bei einigen Anwendungen wei-
terhin nicht erfüllt. Entsprechend 
stand nicht nur der Status quo 
im Fokus, sondern vor allem die 
Frage: What’s next?

Fokus auf Stabilität 

Zuverlässigkeit und Stabilität 
griff auch Philipp Müller, neuer 
Digitalisierungschef im Bundes-
ministerium für Gesundheit, als 
einen Schwerpunkt der Digital-
strategie 2.0 auf: „Es geht dar-
um, die Infrastruktur verlässlich 
zu machen.“ Dazu solle die Kom-
plexität reduziert und die Gefah-
renabwehr gestärkt werden.
Thomas Ballast, stellvertreten-
der Vorstandsvorsitzender der 
Techniker Krankenkasse, be-
tonte ebenfalls Nutzerfreund-
lichkeit, Mehrwert und Stabili-
tät als zentrale Punkte bei der 
Digitalisierung und ergänzte sie 
um den Faktor Geduld. Nach an-
fänglichem Aufschrei hätte sich 
das E-Rezept innerhalb weniger 
Wochen „eingeruckelt“, so Bal-
last. Er hielt fest: „Wir müssen 
uns an die eigene Nase fassen 
und nicht alles Neue mit Prob-
lemen verbinden, sondern ihm 
auch mal eine Chance geben.“ 
Die Versorgung stehe vor Her-
ausforderungen, insbesondere 
aufgrund der demografischen 
Entwicklung: „Wir werden Tech-
nologie brauchen.“ Chancen bö-
ten digitale Identitäten, die eine 
Identifizierung der Patienten 
auch über Distanz ermöglichten 
und damit zum Beispiel Praxis-
besuche für Folgeverordnungen 
überflüssig machen könnten. 

Austausch mit der Praxis

Dr. Johanna Ludwig, Leiterin der 
Stabsstelle Versorgung bei der 
gematik, unterstrich eindrucks-
voll anhand eines konkreten 
Behandlungsszenarios, wie ent-
scheidend Digitalisierung für 
eine gute Patientenversorgung 
ist. Die Notwendigkeit, dass 
keine Fehler passieren, und die 
hohen Datenschutzanforderun-
gen seien Gründe dafür, dass 
Softwareentwicklungen in der 
Medizin oft langsamer sind als 
in anderen Bereichen. Für Dr. 
Ludwig ist der Austausch mit der 

Praxis entscheidend: „Sprechen 
Sie uns an.“
Während bei digitalen Anwen-
dungen generell noch häufig 
über die Vor- und Nachteile für 
den Einsatz in der Praxis disku-
tiert wird, ist die Schlagrichtung 
bei der künstlichen Intelligenz 
(KI) klar. „KI ist ein Selbstläufer 
auf der Überholspur“, stellte Dr. 
Braun fest. Beim Einsatz von KI 
liegt die Herausforderung vor al-
lem darin, die gesetzlichen Vor-
schriften zu kennen und richtig 
umzusetzen. Anisa Idris vom 
Spitzenverband Digitale Gesund-
heitsversorgung e.V. brachte mit 
ihrer Einführung in die 
Regulatorik für künst-
liche Intelligenz in der 
Medizin Licht ins Dun-
kel. Ihre Botschaft: „Es 
lohnt sich, sich damit 
zu beschäftigen.“ Id-
ris hielt fest, dass mit 
der KI-Verordnung 
der EU eine Meister-
leistung gelungen sei. 
Sie schaffe einen ers-
ten Rechtsrahmen für 
den Einsatz der Tech-
nologie. 
Daraus ergeben sich 
sowohl für den 
Einsatz in der 
Patientenversor-
gung als auch 
für den betriebs-
wirtschaftlichen 
Einsatz in der 
Praxis verschie-
dene Pflichten. 
Patienten müss-
ten beispielswei-
se aufgeklärt und 
um Einverständnis 
gebeten werden, 
wenn medizinische Geräte – 
etwa Ultraschallgeräte – KI in der 
Software nutzen, erklärte Idris. 
Praxen sollten deshalb vor der 
Behandlung die Einwilligung ein-
holen und diese dokumentieren. 
Generell besteht eine Pflicht zur 
Dokumentation der eingesetzten 
KI-Software und zur Risikoüber-
wachung. Idris rät dazu, eine KI-
Policy zu implementieren, in der 
Verantwortlichkeiten, Einsatzbe-
reiche und erforderliche Kompe-
tenzen der Mitarbeitenden klar 
geregelt sind. 

Telemedizin stärkt Versorgung

Neben diesen Zukunftstechno-
logien zeigen bereits etablierte 
digitale Angebote, welchen kon-
kreten Nutzen Digitalisierung in 
der Versorgung bringen kann. 
Dr. Doris Reinhardt, stellver-
tretende Vorstandsvorsitzende 
der KVBW, berichtete über den 
erfolgreichen Start von docdi-
rekt, der Plattform für digitale 

Ersteinschätzungen und tele-
medizinische Versorgung der 
KVBW. So seien bereits mehr 
als 15.000 Fälle innerhalb von 
sechs Monaten   bearbeitet wor-

den – vier von fünf im ärztlichen 
Bereitschaftsdienst. Dabei wurde 
eine Fallabschlussquote von 75 
Prozent erreicht. Dr. Reinhardt 
betonte die daraus entstehende 
Erleichterung für die Patienten: 
„Der Patient meldet sich von der 
Couch und kann auch auf der 
Couch bleiben.“ Das betreffe 
auch die 20 Prozent der Fälle, die 
sich um Kinder drehen. „Niemand 
muss ins Auto gepackt werden“, 
so Dr. Reinhardt. Das schone zu-
dem die Ressource Arztzeit. 
Auch die Terminservicestelle 
116117 arbeitet kontinuierlich an 
der Weiterentwicklung ihrer An-
gebote. Der Leiter der Versor-
gungsplattform bei der kv.digital, 

Admir Hadzijusufovic, stellte 
dazu unter anderem die Möglich-
keit vor, Termine im eigenen Sys-
tem für die Buchung durch Drit-
te, wie die Terminservicestelle, 

freizugeben. Dadurch entfalle 
die Notwendigkeit, zwei Kalen-
der zu führen. Voraussetzung 
sei aber, dass das PVS-System 
die entsprechende Schnittstelle 
bereitstellt.

IT-Sicherheit ist Daueraufgabe 

Doch die zunehmende Digitali-
sierung und die damit einherge-
hende Abhängigkeit von digitalen 
Systemen birgt auch Risiken und 
erfordert eine aktive Auseinan-
dersetzung mit der IT-Sicherheit. 
Dr. Dirk Achenbach, Leiter des 
Forschungsbereichs Cybersecu-
rity and Law am FZI Forschungs-
zentrum Informatik, zog den Ver-

gleich zwischen Cyberangriffen 
und einer Infektion: „Je besser 
der allgemeine Gesundheits-
zustand des Patienten, desto 
besser die Prognose.“ Präven-

tion sei dabei an verschiedenen 
Punkten im System notwendig. 
Insbesondere eine strukturierte 
Datensicherung sei entschei-
dend: „Back-ups retten Existen-
zen.“ Auch Dominique Dorner, 
IT-Berater bei der KVBW, betonte 
in seinem Vortrag zur neuen IT-
Sicherheitsrichtlinie der KBV, wie 
wichtig eine fortlaufende Ausein-
andersetzung mit dem Thema ist: 
„IT-Sicherheit ist kein Zustand, 
sondern ein kontinuierlicher Pro-
zess.“ Unterstützung bieten unter 
anderem Schulungsangebote der 
MAK sowie die IT-Beratung der 
KVBW.
Für das nächste Jahr gibt es beim 
eHealth Forum eine Premiere: Die 
Veranstaltung findet am 27. April 
2027 erstmals in Stuttgart anstatt 
wie bisher in Freiburg statt.� jh

Digitalisierung im Praxisalltag 
angekommen – und jetzt?

Die Digitalprojekte des Gesundheitswesens werden immer mehr Realität. Doch welche Anwendungen bringen 
Praxen wirklich voran, welche Rolle spielt künstliche Intelligenz? Antworten darauf gab das eHealth Forum. 

Der Wechsel zwi-
schen Vorträgen und 
Diskussionsrunden 
hat sich bewährt. Mo-
deriert wurde die Ver-
anstaltung von Mar-
tina Tröscher (1. v. li.) 
und Nicole Ruprecht 
(1. v. re.) von der 
KVBW. Unten: Anisa 
Idris informierte über 
die KI-Verordnung 
der EU. Re.unten: Dr. 
Doris Reinhardt. 
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Das Programm ermöglicht Mit-
arbeitenden der KVBW, einen 
Tag lang den Arbeitsalltag in ei-
ner Vertragsarzt- oder Psycho-
therapiepraxis zu begleiten. Sie 
erleben Abläufe aus nächster 
Nähe, kommen mit Praxisinha-
berinnen und -inhabern sowie 
den Teams ins Gespräch und 
gewinnen wertvolle Einblicke in 
die Versorgung vor Ort. 

Über 200 beteiligte Praxen

Die Hospitationsbörse macht 
die Vermittlung unkompliziert: 
Interessierte finden dort freie 
Plätze und können sich direkt 
anmelden. Mehr als 200 Praxen 
beteiligen sich in diesem Jahr 
am Hospitationsprogramm – ein 

neuer Höchststand. Die Reso-
nanz der Mitarbeitenden fällt 
durchweg positiv aus. Viele be-
richten, wie wertvoll es sei, einen 
Tag „an der Basis“ zu verbringen 
und die Anforderungen des Pra-
xisalltags zu erleben. Die Hos-
pitationen schaffen Verständnis 
für die Perspektive der Nieder-
gelassenen und helfen dabei, 
Prozesse innerhalb der KVBW 
noch stärker an den Bedürfnis-
sen der Mitglieder auszurichten. 
Auch aufseiten der Praxen 
kommt das Angebot hervorra-
gend an. „Es ist für mich eine 
Möglichkeit, der Verwaltung zu 
zeigen, wie die Realität aussieht 
und was wir in den Praxen täg-
lich stemmen müssen“, sagt Dr. 
Thomas Vogel, Orthopäde aus 

Tübingen. Ähnlich 
sieht es Daniela 
von Mühlendahl, 
Psychotherapeutin 
aus Stuttgart: „Das 
ist ein tolles Pro-
gramm der KVBW, 
da habe ich gleich 
beschlossen mitzu-
machen. Uns kann 
es nur helfen, wenn 
wir das gegen-
seitige Verständ-
nis verbessern.“  
Genau darum geht 
es beim Hospitati-
onsprogramm: Brü-
cken bauen, Pers-
pektiven wechseln 
und den Dialog 
stärken.�  gk

Beim Forum „Ausgezeichnete Ge-
sundheit“ des Zentralinstituts für 
die kassenärztliche Versorgung 
(ZI) in Berlin ist docdirekt.de als 
Beispiel für exzellente ambulante 
Versorgung ausgezeichnet worden.

Die Auszeichnung bestätigt einen 
Weg, den die KVBW bereits seit 
mehreren Jahren verfolgt: digitale 
Angebote dort einzusetzen, wo sie 
die ambulante Versorgung sinnvoll 
ergänzen und entlasten. 
Über die Plattform wurden seit No-
vember 2025 bereits über 20.000 
Patientinnen und Patienten  ver-
sorgt. Rund 75 Prozent der Anliegen 

konnten telemedizinisch abschlie-
ßend geklärt werden. Nur wenn 
weiterer Behandlungsbedarf besteht, 
erfolgt über den 116117- Patienten-
service eine Weitervermittlung. Das 
kann, je nach Tag und Uhrzeit, die 

haus- oder fachärztliche Praxis, die 
Bereitschaftspraxis oder der ÄBD-
Fahrdienst sein.

Bedarfsermittlung mit SmED

Dabei ist wichtig: docdirekt ist kein 
frei verfügbares Telemedizinan-
gebot für beliebige Anliegen. Je-
der Fall durchläuft zunächst die 

strukturierte medizinische Erstein-
schätzung (SmED). Nur wenn ein 
akuter Behandlungsbedarf festge-
stellt wird und eine telemedizini-
sche Versorgung sinnvoll erscheint, 
wird eine Videosprechstunde ver-

mittelt. Die Plattform dient damit 
der gezielten Patientensteuerung 
und ergänzt die bestehende Versor-
gungsstruktur (siehe auch Kasten).
Die stellvertretende Vorstands-
vorsitzende der KVBW, Dr. Doris 
Reinhardt, zieht ein positives Fazit: 

„Die Erfahrungen des letzten hal-
ben Jahres zeigen, dass die teleme-
dizinische Beratung insbesondere 

im Ärztlichen Bereitschaftsdienst 
einen wichtigen Beitrag zur Ent-
lastung der Versorgung leistet und 
gleichzeitig eine hohe Versorgungs-
qualität sicherstellt. Die verfügba-
re Arztzeit ist eine der wertvollsten 
Ressourcen in unserem Gesund-
heitssystem. docdirekt hilft dabei, 
diese gezielt dort einzusetzen, wo 
sie medizinisch wirklich benötigt 
wird.“

Weiterentwicklung

Die KVBW sieht docdirekt als 
wichtigen Baustein für die zukünf-
tige Versorgungsstruktur. Die di-
gitale Plattform wird daher weiter 
ausgebaut. So ist für Herbst 2026 
die Integration einer Schnittstelle 
zur Terminservicestelle (TSS) des 
116117-Patientenservices geplant. 
Sollte nach der telemedizinischen 
Beratung ein persönlicher Arzt-
kontakt notwendig sein, bekommt 
die Patientin oder der Patient einen 
Vermittlungscode für die Termin-
servicestelle. Mit dem Code kann 
auf der Plattform online ein TSS-
Termin in einer Arztpraxis gebucht 
werden. Weiterhin ist die Integrati-
on eines PVS-Systems vorgesehen 
und damit auch die TI-Anbindung. 

Bedarf an Teleärztinnen und 
Teleärzten steigt

Die telemedizinische Tätigkeit bie-
tet die Möglichkeit, sich flexibel in 
die Versorgung einzubringen – so-
wohl im Bereitschaftsdienst als 
auch tagsüber. Mit der steigenden 
Nutzung wächst auch der Bedarf an 
telemedizinischer Beratung. Des-
halb sucht die KVBW weitere nie-
dergelassene Ärztinnen und Ärzte, 
die sich als Teleärztin oder Telearzt 

engagieren möchten. In einer kur-
zen Schulung, die Voraussetzung 
für die Teilnahme am telemedizi-
nischen Dienst ist, wird die Funk-
tionsweise der Plattform praxisnah 
vermittelt. Melden Sie sich bei In-
teresse gerne per Mail beim docdi-
rekt-Team: 
docdirekt-telemedizin
@kvbawue.de

Marketing für docdirekt

Je mehr Patientinnen und Patienten 
docdirekt kennen, desto gezielter 
können Akutfälle in die passende 
Versorgungsebene gesteuert wer-
den. Das entlastet den 116117-Pati-
entenservice, den Ärztlichen Bereit-
schaftsdienst und die Praxen glei-
chermaßen. 
Unterstützen Sie uns dabei und ma-
chen Sie Ihre Patientinnen und Pa-
tienten auf docdirekt aufmerksam. 
Auf der KVBW-Website finden Sie 
hierfür das docdirekt-Logo und ei-
nen Info-Text (Bild-Datei) für Ihre 
Praxiswebsite: Ebenso können wir 
Ihnen Visitenkarten, Postkarten 
oder Plakate zu docdirekt für die 
Information im Wartezimmer zur 
Verfügung stellen. Bei Interesse 
können Sie diese per Mail bestel-
len.� mt

 Weitere Informationen finden 
Sie auch auf: 
www.kvbawue.de/docdirekt
www.kvbawue.de/
docdirekt-werbematerial

Postkarten, Plakate und Visiten-
karten können Sie unter der 
folgenden E-Mail-Adresse 
bestellen: 
docdirekt-telemedizin@
kvbawue.de

docdirekt: ausgezeichnete  
Patientensteuerung aus Baden-Württemberg

Mögliche SmED-Ergebnis-
se: Versorgungsebene und 
Steuerungsmöglichkeit (je 
nach Verfügbarkeit)

Notfall: Verdacht einer 
unmittelbaren Lebensbedro-
hung
 112 / Rettungsdienst / 
Notaufnahme
 

Schnellstmöglich bis zu 4 
Stunden:
 Notaufnahme / (Ver-
trags-)Arzt

Innerhalb von 24 Stunden / 
heute:
 (Vertrags-)Arzt

Nicht innerhalb von 24 
Stunden / eilt nicht
 (Vertrags-)Arzt

Ein Tag, der Perspektiven verändert
Wie sieht der Praxisalltag wirklich aus? Antworten darauf liefert das  

Hospitationsprogramm für Mitarbeitende der KVBW. 

Vogel mit den Mitarbeiterinnen R. Umbach, S. Kosel, B. Galasso
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Im Ärztlichen Bereitschaftsdienst 
übernimmt Dr. Armin Hartmann 
regelmäßig telemedizinische 
Dienste. Welche guten Erfahrun-
gen er damit gemacht hat, erklärt 
er im Interview mit der ergo-Re-
daktion. 

Herr Dr. Hartmann, Sie 
arbeiten als Telemediziner 
im Bereitschaftsdienst. Mit 
welchen Erwartungen sind Sie 
gestartet?

Ich bin seit Januar 2026 im tele-
medizinischen Bereitschaftsdienst 
tätig und habe inzwischen mehrere 
Dienste außerhalb der Sprechzei-
ten übernommen. Meine Erfahrun-
gen haben mich im positiven Sin-
ne überrascht. Aus meiner Sicht 
zeigt sich hier ein deutlicher Fort-
schritt in der medizinischen Akut- 
und Überbrückungsversorgung.

Welche Anliegen begegnen Ih-
nen im telemedizinischen Alltag 
besonders häufig?

Viele Anfragen kommen aus Pfle-
geeinrichtungen. Dabei geht es 
häufig um Medikamentendosie-
rungen, etwa in palliativen Situa-
tionen, bei Schmerzpatienten oder 
bei Stoffwechselentgleisungen 
wie Hyperglykämien. Oft gibt es 
auch Fragen zur richtigen Dosie-
rung unter Berücksichtigung von 
Grunderkrankungen, Begleitfakto-
ren und Unverträglichkeiten. Auch 
versehentliche Falscheinnahmen 
von Medikamenten sind ein häu-
figer Anlass, besonders in Pflege-
einrichtungen. Hier werden klare 
ärztliche Empfehlungen erwartet, 
auch zur rechtlichen Absicherung 
der Pflegekräfte. 

Können Sie uns Beispiele für 
typische Fälle geben?

Das Spektrum ist breit: Blutdru-
ckentgleisungen, Fragen zur Medi-
kation bei akuten oder chronischen 
Erkrankungen, Schmerztherapie, In-
fekte oder auch palliative Situatio-
nen – Einschätzungen verschiedens-
ter Sachverhalte. Häufig geht es um 
die Frage: Reicht eine symptomati-
sche Behandlung oder ist eine wei-
terführende Versorgung notwendig?

Wie viele Fälle lassen sich 
telemedizinisch abschließend 
klären?

Ein großer Teil. Nach meinen Er-
fahrungen können etwa 70 bis 80 
Prozent der Anliegen fallabschlie-
ßend bearbeitet werden. Oft reicht 
die ärztliche Einschätzung und die 
Empfehlung, sich am nächsten Tag 
an die Haus- oder Kinderarztpraxis 
zu wenden.

Wie reagieren die Patientinnen 
und Patienten?

Den psychologischen Effekt auf die 
Patienten, wenn ich als Arzt am Te-
lefon bin, spüre ich sofort. Bei vie-
len Hilfesuchenden führt dies zu ei-
ner spürbaren Entspannung und De-
eskalation ihrer Situation. 

Gibt es auch Herausforderungen 
im telemedizinischen Dienst?

Insgesamt war ich positiv überrascht, 
wie einfach Telemedizin funktio-
niert. Viele Kolleginnen und Kolle-
gen fragen sich, wie das funktioniert, 
und haben Vorbehalte. Dabei brau-
chen wir unbedingt noch mehr Mitar-
beitende in diesem Dienst. Ich kann 
nur raten: Probiert es aus, macht die 
kurze Online-Schulung der KVBW. 
Es ist wirklich kein Hexenwerk. Toll 
ist, dass ich telemedizinische Diens-
te von überall aus leisten kann – zum 
Beispiel bequem von zu Hause aus. 

Für wie wichtig halten Sie das 
Angebot der Telemedizin?

Ich habe schon seit vielen Jahren Er-
fahrungen mit ärztlicher Beratung 

am Telefon, etwa während der Co-
ronazeit. Telemedizin ist ein sehr 
wirksames Instrument, um Notfall-
praxen, Fahrdienste und auch den 
Rettungsdienst zu entlasten und 
viele Hausbesuche zu vermeiden. 
Gleichzeitig ergänzt sie die beste-
henden Versorgungsebenen sinnvoll 
und praxisnah, weil quasi die Spreu 
vom Weizen getrennt wird.

Braucht es aus Ihrer Sicht auch 
mehr telemedizinischen Einsatz 
in der Regelversorgung?

Das ist eine spannende Frage. Ich 
denke, das hängt von der jeweili-
gen Versorgungssituation ab. In 
Gegenden wie dem Hochschwarz-
wald, wo es weniger Praxen gibt, 
wäre der Einsatz als Unterstützung 
sicherlich sinnvoll. Denn telefo-
nisch lassen sich schon viele Fra-
gen klären, sodass nur noch die Pa-
tienten in die Praxis kommen, bei 
denen es wirklich notwendig ist. 

Wo sehen Sie aktuell noch Ver-
besserungspotenzial?

Bisher ist es noch nicht überall mög-
lich, Medikamente per E-Rezept zu 
verschreiben.  Auch digitale Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigungen kön-
nen nicht ausgestellt werden. Ins-
gesamt sollten unklare Situationen 
nach strukturierten Ersteinschätzun-
gen noch häufiger telemedizinisch 
ärztlich abgeklärt werden. Sinnvoll 
könnte auch sein, künftig jedem 
Hausbesuch im Bereitschaftsdienst 
eine telemedizinische Einschätzung 
vorzuschalten – was die KVBW 
wohl auch tatsächlich plant. � gk

 Zur Person: 
Dr. Armin Hartmann betreibt 
eine Hausarztpraxis in Heiters-
heim in Südbaden. Er ist auch 
Kreisbeauftragter des KV-Not-
dienstes im Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald und leitender 
Notarzt im selben Landkreis so-
wie Notarzt auf den Rettungs-
wachen in Breisach und Bad 
Krozingen. 

„Positiv überrascht, wie einfach Telemedizin funktioniert“  

Die Arbeitsgemeinschaft ärztli-
cher Arbeitgeber von Medizini-
schen Fachangestellten (AAA) 
hat im Juni ihren neuen Vor-
stand gewählt. Erik Bodendieck 
von der sächsischen Landes-
ärztekammer bleibt Vorsitzen-
der des Vorstands. Dr. Karsten 
Braun folgt als erster stellvertre-
tender Vorsitzender auf Dr. Vol-
ker Schrage und vertritt künftig 
im Vorstand der AAA zusam-
men mit dem zweiten stellver-
tretenden Vorsitzenden Armin 
Beck das KV-System. Dr. Sabi-

ne Arndt und Monika Buchalik 
komplettieren den Vorstand als 
Beisitzerinnen.
Aufgabe der AAA ist der Ab-
schluss von Tarifverträgen. 
Braun freut sich über das 
Vertrauen der Mitgliederver-
sammlung in Zeiten des Fach-
kräftemangels und massiven 
wirtschaftlichen Drucks auf 
Praxen: „Mein Ziel sind faire 
und nachhaltige Lösungen, die 
den Beruf der MFA stärken und 
damit die ambulante Versor-
gung sichern.“ � red 

Braun in den Vorstand 
der Arbeitgeber-AG gewählt

Ab Herbst 2026 können Bewer-
bungen auf ausgeschriebene 
Vertragsarztsitze über eine 
neue Funktion auf der KVBW-
Website digital eingereicht 
werden. Das neue digitale Be-

werbungsverfahren ersetzt das 
bisherige postalische Verfah-
ren vollständig. Bewerbungen 
können dann online bei der 
jeweiligen Ausschreibung ein-
gereicht werden. Diese werden 

dann direkt an die Praxisabge-
benden weitergeleitet, sodass 
schneller ein Austausch zwi-
schen diesem und den Bewer-
berinnen und Bewerbern statt-
finden kann. 

Weitere Vereinfachungen

Möchte man sich nicht gleich 
bewerben, sondern zunächst 
mit den Praxisabgebenden Kon-
takt aufnehmen, ist dies künftig 
ebenfalls über eine neue Funk-
tion möglich. Interessierte kön-
nen ihre Anfrage direkt an die 
Praxisabgebenden senden, 
woraufhin diese dann die Inte-
ressentinnen und Interessenten 
kontaktieren können. 
Eine bereits eingereichte Be-
werbung kann online auch wie-
der zurückgezogen werden.� ij

 Die Funktion ist ab Herbst 
2026 auf der KVBW-Website 
verfügbar: 
www.kvbawue.de/praxissitze/

Digitale Bewerbung auf Vertragsarztsitze

Wie werde ich Tele-Arzt?

Für KVBW-Mitglieder gibt es 
die Möglichkeit, docdirekt-
Fälle tagsüber während der 
Sprechstunde oder zu Zeiten 
des Ärztlichen Bereitschafts-
dienstes telemedizinisch zu 
versorgen. Wer als Tele-Arzt 
tätig werden möchte, kann 
sich in einer kompakten 
Schulung dafür qualifizieren. 
Alle wichtigen Informationen, 
FAQ-Listen und das Antrags-
formular zur Teilnahme sind 
auf der Website der KVBW zu 
finden:

www.kvbawue.de/docdirekt

Online-Bewerbungen sind bald möglich.

Von links nach rechts: Beck, Buchalik, Braun, Arndt, Bodendieck 

Dr. Armin Hartmann Oft gibt es Fragen zur Medikation.
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UNTERNEHMEN PRAXIS

Die ärztliche Bescheinigung ei-
nes erkrankten Kindes (Kind-
Krank-Bescheinigung) erfolgt 
auf dem Formular 21, das im 
Juli 2024 an mehreren Stellen 
angepasst wurde. Aufgrund 
der zusätzlichen Ankreuzfel-
der für Unfälle und soziales 

Entschädigungsrecht (SER) 
bestehen zum Teil Unsicher-
heiten beim Ausfüllen. Die KBV 
hat eine neue PraxisInfo veröf-
fentlicht, die hierzu Hinweise 
gibt und praxisnahe Beispiele 
bietet.
Kann ein Elternteil aufgrund 
eines erkrankten Kindes nicht 
arbeiten, wird in der Regel 
eine ärztliche Bescheinigung 
(Formular 21) benötigt. Damit 

weisen Eltern gegenüber dem 
Arbeitgeber und der Kran-
kenkasse nach, dass das Kind 
krank ist und betreut werden 
muss. Der betreuende Eltern-
teil beantragt mit der Beschei-
nigung anschließend das Kin-
derkrankengeld. � red

 Die PraxisInfo ist auf der 
Website der KBV zum Down-
load verfügbar: 
www.kbv.de/documents/
infothek/publikationen/
praxisinfo/praxisinfo-kind-
krank-bescheinigung.pdf

Neuer Rekord: Im Jahr 2025 
gingen bei der Arzneimittel-
kommission der Deutschen 
Apotheker (AMK) insgesamt 
11.154 Verdachtsmeldungen 
zu Arzneimittelrisiken, wie 
Qualitätsmängel oder Neben-
wirkungen, ein. Diese stamm-
ten aus 4.978 verschiedenen 
(Krankenhaus-)Apotheken. 
Damit wurden die Werte aus 
den Vorjahren wieder übertrof-
fen (2024: 10.882 Meldungen, 

2023: 8.320 Meldungen). Etwa 
zwei Drittel der Meldungen 
bezogen sich auf Qualitäts-
probleme, ein Drittel auf uner-
wünschte Arzneimittelwirkun-
gen. 
Die Anzahl an Medikationsfeh-
lermeldungen stiegen im Ver-
gleich zum Vorjahr (2025: 624, 
2024: 348); Verdachtsmeldun-
gen zu Arzneimittelmissbrauch 
waren leicht rückläufig (2025: 
41, 2024: 50).� red

Mehr Arzneimittelrisiken 
als jemals zuvor

PraxisInfo der KBV: Kind-
Krank-Bescheinigung

Weibliche Genitalverstümmelung/ 
-beschneidung (Female Genital Mu-
tilation/Cutting – kurz FGM/C) ist 
eine Menschenrechtsverletzung mit 
schweren körperlichen, psychischen 
und sozialen Folgen. 

Millionen Frauen betroffen

Weltweit sind über 230 Millionen 
Frauen und Mädchen betroffen – 
auch in Deutschland leben laut 
Schätzungen mehr als 100.000 be-
troffene Mädchen und Frauen so-
wie zahlreiche gefährdete Mädchen. 

Medizinisches Fachperso-
nal – insbesondere in der 
Gynäkologie, Geburtshil-
fe, Pädiatrie, Allgemein-
medizin sowie in der Heb-
ammenhilfe – spielt eine 
zentrale Rolle: bei der me-
dizinischen Versorgung, in 
der Kommunikation mit 
Betroffenen und Angehö-
rigen, beim Erkennen von 
Gefährdungssituationen 
und bei der Umsetzung 
von Kinderschutzmaß-
nahmen.

Trotz zunehmender Be-
deutung bleibt FGM/C im 
klinischen Alltag derzeit 
häufig unerkannt – oft aus 
Unsicherheit, mangelhaf-
ter Ausbildung oder Sorge 
vor kulturellen Missver-
ständnissen. Dabei ist fun-
diertes Wissen entschei-
dend: für eine professio-
nelle und evidenzbasierte 
medizinische Versorgung, 
rechtssichere Dokumen-
tation und eine respekt-
volle, kultursensible 

Gesprächsführung. Die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) fordert ex-
plizit strukturierte Fortbildungsan-
gebote für medizinisches Personal. 
In diesem Rahmen wurde die mo-
dulare E-Learning-Plattform von 
der Arbeitsgruppe FGM/C der AG 
FIDE e. V. mit Unterstützung des 
Sozialministeriums Baden-Würt-
temberg entwickelt – evidenzbasiert, 
praxisorientiert und für Sie kos-
tenfrei. Die Module sind zeit- und 
ortsunabhängig durchführbar. red 
 
 www.fgm-fortbildung.de/�

Neue Fortbildungsplattform zu FGM/C für medizinische Fachkräfte
E-Learning-Module zum Thema Genitalverstümmelung zeit- und ortsunabhängig durchführbar

Die Kassenärztliche Vereinigung Ba-
den-Württemberg (KVBW) und die 
gesetzlichen Krankenkassen im Land 
haben sich auf eine neue regiona-
le Schutzimpfungsvereinbarung geei-
nigt. Sie vereinfacht die Impfversor-
gung, erhöht die Impfvergütung um 
rund 7,9 Prozent und sorgt dafür, dass 
neue Impfungen schneller in die Regel-
versorgung gelangen.  

Die neue Vereinbarung trat bereits am 
1. Juli 2026 in Kraft und gilt bis zum  
31. Dezember 2029. Sie schafft damit 
eine verlässliche Grundlage für die 
Impfversorgung für 
rund 10 Millionen ge-
setzlich Versicherte in 
Baden-Württemberg.  
Die Vertragspartner 
verfolgten von Beginn 
an zwei zentrale Ziele: 
Sie wollten Bürokra-
tie abbauen und die 
Impfquoten nachhaltig 
steigern. Dafür haben 
sie die Vergütungs-
struktur vereinfacht, 
einen Aufnahmeau-
tomatismus für neue 
Impfungen eingeführt 
und die Beschaffung 
von Impfstoffen neu 
geregelt. 
Der erste Baustein der Reform betrifft 
die Vergütung von Impfleistungen. Die 
Vergütungssystematik wurde verein-
facht und die Honorierung von Impf-
leistungen zugleich deutlich verbessert. 
Im Mittelpunkt steht eine Reduzierung 
auf drei transparente Pauschalkate-
gorien. Die bisher unterschiedlichen 
Regelungen wurden kassenübergrei-
fend vereinheitlicht. Das erhöht die 
Planungssicherheit für die Praxen und 
verringert den Verwaltungsaufwand. 
Darüber hinaus steigt 
die Impfvergütung 
kassenübergreifend um 
rund 7,9 Prozent und 
wertet Impfleistungen 
finanziell auf. Beson-
ders deutlich profitiert 
die bisherige „Einfach-
impfung“. Sie erhält 
eine spürbare finanziel-
le Aufwertung. Ab dem 
1. Januar 2029 werden 
die Vergütungen au-
ßerdem automatisch 
an die Entwicklung 

des regionalen Punktwertes angepasst. 
Dadurch gewinnen Praxen zusätzliche 
wirtschaftliche Stabilität und langfris-
tige Planungssicherheit. 
Neben der Vergütung vereinfacht die 
Vereinbarung auch den Umgang mit 
neuen Schutzimpfungen. Ein neuer Auf-
nahmeautomatismus sorgt dafür, dass 
diese schneller und mit deutlich we-
niger Verwaltungsaufwand verfügbar 
werden. Künftig werden neue Schutz-
impfungen direkt in die bestehende 
Vergütungsstruktur eingeordnet, sobald 
der Gemeinsame Bundesausschuss sie 
in die Schutzimpfungsrichtlinie auf-

nimmt. Dadurch entfallen zeitintensive 
Nachverhandlungen zwischen den Ver-
tragspartnern. Gleichzeitig sinkt das 
Risiko späterer Regressverfahren für 
die Praxen. Auch vorübergehende Kos-
tenerstattungsverfahren werden künftig 
nicht mehr erforderlich sein.
Bei konkreten Impfstoffen und deren 
Beschaffung bringt die Vereinbarung 
ebenso wichtige Neuerungen. Die ver-
einfachte Impfstoffbeschaffung entlas-
tet Arztpraxen spürbar und macht die 

Versorgung mit Impfstoffen deutlich 
einfacher.
Die Vertragspartner haben zudem die 
neuesten Ergänzungen der Schutz-
impfungsrichtlinie unmittelbar auf-
genommen. Dazu wurde vereinbart, 
neue Impfstoffe grundsätzlich über den 
Sprechstundenbedarf bereitzustellen. 
Nur in Ausnahmefällen können die Ver-
tragspartner davon abweichen.  
Mit der Vereinbarung senden die 
Selbstverwaltungspartner zugleich ein 
deutliches Signal an die Landes- und 
Bundespolitik. Höhere Impfquoten er-
fordern verlässliche Strukturen, weni-

ger Bürokratie und an-
gemessene Vergütung 
von Impfleistungen. 
Dr. Karsten Braun, 
Vorstandsvorsitzen-
der der KVBW, betont 
die Bedeutung der  
Einigung: „In diesen 
schwierigen Zeiten 
zeigt die Selbstver-
waltung die Hand-
lungsfähigkeit und 
den Willen, die medi-
zinische Versorgung 
im Land nachhaltig 
sinnvoll zu gestalten. 
Mit der Erhöhung der 
Impfvergütung setzen 
wir ein Zeichen dafür, 

dass die Durchführung von Schutz-
impfungen von großer Bedeutung für 
die Gesundheit im Land ist und dass an 
dieser Stelle keine Einsparungen vorge-
nommen werden dürfen.“ 
Michael Mruck, Leiter der Landesver-
tretung Baden-Württemberg des Ver-
bands der Ersatzkassen (vdek), sieht 
die Stärke der Vereinbarung vor allem 
in der neuen Struktur, die „dafür sorgt, 
dass Bürokratie konkret eingespart 
wird. Das entlastet Versicherte, Praxen 

und auch Kranken-
kassen, schafft Sicher-
heit und Planbarkeit. 
Wichtig ist aber auch, 
dass die Selbstver-
waltungspartner sich 
nicht auf diesem Er-
folg ausruhen, sondern 
zur gegebenen Zeit 
reflektieren, ob diese 
neue Struktur auch 
tatsächlich entschei-
dend zur Erhöhung der 
Impfquote beitragen 
konnte.“ � gk

Zukunftsweisende 
Schutzimpfungsvereinbarung

Impfungen schneller in die Regelversorgung bringen

Neu in der Vereinbarung Regelung

Meningokokken-A-, C-, W- und 
Y-Impfung (MenACWY)

Aufnahme als Regelimpfung, 
Impfstoffbezug über Sprech-
stundenbedarf

Chikungunya-Impfung Aufnahme als Regelimpfung, 
Impfstoffbezug  auf Name des 
Patienten

Hepatitis-B-Impfung ohne Indi-
kation (Empfehlung des Sozial-
ministeriums in BW)

Dauerhafter Bezug der Impf-
stoffe über Sprechstundenbe-
darf

Influenza-Impfung ohne Indika-
tion (Empfehlung des Sozialmi-
nisteriums in BW)

Dauerhafter Bezug der Impf-
stoffe über Sprechstundenbe-
darf
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Das neu entwickel-
te, digitale Format des 
Medikationsbriefs soll 
die interprofessionelle 
Zusammenarbeit von 
Apothekerinnen und 
Apothekern mit Ärz-
tinnen und Ärzten wei-
ter verbessern und ver-
einfachen. Apotheke-
rinnen und Apotheker 
übermitteln den Arzt-
praxen mit dem Me-
dikationsbrief in stan-
dardisierter Form arz-
neimittelbezogene 
Probleme (ABP), ins-
besondere im Kontext 
der pharmazeutischen 
Dienstleistung „Erwei-
terte Medikationsbera-
tung bei Polymedika-
tion“. Diese ABP kön-
nen sich unter anderem 
auf Interaktionen, Ne-
benwirkungen, Dosierungen oder 
Darreichungsformen beziehen. 
Der Medikationsbrief kann zwi-
schen Apotheken und Arztpraxen 
über das sichere KIM-System in 
der Telematik-Infrastruktur elek-
tronisch verschickt werden. Laut 
Dr. Armin Hoffmann, Präsident 
der Bundesapothekerkammer, soll 

mittelfristig auch ein Einstellen in 
die elektronische Patientenakte er-
möglicht werden. 
Der Medikationsbrief baut auf den 
Erfahrungen auf, die im Projekt 
ARMIN (Arzneimittelinitiative 
Sachsen-Thüringen) von 2016 bis 
2022 im interprofessionellen Me-
dikationsmanagement gesammelt 
wurden. Neben der Praktikabilität 

auf Seite der Apotheken 
stand vor allem die Ak-
zeptanz auf ärztlicher 
Seite im Vordergrund. 
Teilnehmenden Ärz-
tinnen und Ärzten war 
wichtig, dass der Medi-
kationsbrief neben den 
ABP auch Lösungsvor-
schläge von Seiten der 
Apotheken zum jewei-
ligen ABP enthält, um 
ärztliche Entscheidun-
gen zu erforderlichen 
Therapieanpassungen 
bestmöglich zu unter-
stützen. ABP, die in der 
Apotheke bereits gelöst 
werden konnten, zum 
Beispiel Unsicherhei-
ten der Patienten bei 
der Anwendung kom-
plexer Darreichungsfor-
men oder zum richtigen 
Anwendungszeitpunkt, 

sollen hingegen nicht kommuni-
ziert werden. 
Der Medikationsbrief ist für die in-
terprofessionelle Kommunikation 
konzipiert. Patienten werden wei-
terhin im persönlichen Gespräch in 
der Apotheke oder Arztpraxis und 
ergänzend über ihren aktualisierten 
Medikationsplan informiert. � red

Sozialpädiatrische Zentren 
(SPZ) nehmen eine besondere 
Stellung in der Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen mit 
komplexen gesundheitlichen Be-
einträchtigungen ein. Gleichwohl 
zeigt die Praxis, dass Unsicher-
heiten hinsichtlich der Überwei-
sungsvoraussetzungen und des 
konkreten Leistungsspektrums 
bestehen. Ursache hierfür ist 
nicht zuletzt die enge rechtliche 
Rahmung des SPZ-Auftrags, die 
sowohl den Zugang als auch den 
Umfang der Leistungen klar be-
grenzt.

Spezialisierter Auftrag auf 
gesetzlicher Grundlage

Die Tätigkeit eines SPZ beruht 
auf einer ausdrücklichen Er-
mächtigung nach Paragraf 119 
SGB V. Diese ist nicht pauschal, 
sondern inhaltlich präzise aus-
zugestalten. Der Ermächtigungs-

beschluss muss einen differen-
zierten Leistungskatalog ent-
halten, der die zulässigen Leis-
tungen nach Art, Schwere und 
Dauer der Erkrankung konkret 

beschreibt. Damit wird sicher-
gestellt, dass sich die Tätigkeit 
des SPZ auf klar definierte Indi-
kationen beschränkt und nicht in 
die Breite der allgemeinen am-
bulanten Versorgung ausweitet.
Diese rechtliche Ausgestaltung 
ist Ausdruck des besonderen 
Versorgungsauftrags der SPZ: 
Sie sind keine allgemeine An-
laufstelle für entwicklungsauf-
fällige Kinder, sondern richten 
sich gezielt an Patientinnen und 
Patienten mit komplexem, inter-
disziplinärem Behandlungsbe-
darf.

Zielgruppe: Kinder mit komple-
xem Versorgungsbedarf

Inhaltlich sind SPZ auf die früh-
zeitige Erkennung, Diagnostik 
und Behandlung von Kindern 
ausgerichtet, die aufgrund der 
Art, Schwere oder Dauer ihrer 
Behinderung – oder einer dro-
henden Behinderung – nicht 
durch niedergelassene Fach-
ärztinnen und Fachärzte oder in-
terdisziplinäre Frühförderstellen 
ausreichend versorgt werden 

können. Der Fokus liegt damit 
auf besonders anspruchsvol-
len Versorgungssituationen, die 
regelmäßig ein koordiniertes, 
multi-professionelles Vorgehen 
erfordern.
Diese Spezialisierung bedingt 
zugleich eine klare Abgren-
zung gegenüber der regulären 
ver-tragsärztlichen Versorgung: 
SPZ treten nicht an deren Stelle, 
sondern ergänzen diese in eng 
umgrenzten Fällen.

Dreistufigkeit der Versorgung 
als Leitprinzip

Die Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichts hat die Rolle 
der SPZ im Versorgungssystem 
wiederholt präzisiert und dabei 
insbesondere die sogenannte 
Dreistufigkeit hervorgehoben. 
Auf der ersten Ebene steht die 
kinderärztliche Versorgung als 
primäre Anlaufstelle. Ergänzend 
kommen auf der zweiten Ebene 
interdisziplinäre Frühförderstel-
len zum Einsatz. Erst wenn die-
se Versorgungsangebote nicht 
ausreichen, ist auf der dritten 

Ebene eine Behandlung im SPZ 
vorgesehen.
Das Bundessozialgericht betont 
in diesem Zusammenhang aus-
drücklich, dass das „differen-
zierte und hochspezialisierte 
Leistungsangebot“ der SPZ auf 
diejenigen Kinder zu konzen-
trieren ist, die hierauf ange-
wiesen sind und deren Versor-
gung durch die vorgelagerten 
Strukturen nicht sichergestellt 
werden kann (BSG, Urteil vom 
17.02.2016 – B 6 KA 6/15 R).

Vorrang der vertragsärztlichen 
Versorgung und Wirtschaft-
lichkeitsgebot

Diese Systematik wird durch 
das Wirtschaftlichkeitsgebot 
der Paragrafen 70, 12 SGB V 
zusätzlich gestützt. Die Leis-
tungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung müssen aus-
reichend, zweckmäßig und 
wirtschaftlich sein und dürfen 
das Maß des Notwendigen 
nicht überschreiten. Vor diesem 
Hintergrund ist die Inanspruch-
nahme eines SPZ stets daran zu 

messen, ob eine weniger spezi-
alisierte Versorgungsform aus-
reichend wäre.
Daraus folgt ein klarer Vorrang 
der ambulanten vertragsärzt-
lichen Versorgung: Erst wenn 
deren Möglichkeiten ausge-
schöpft sind oder nicht ausrei-
chen, kommt eine Überweisung 
in ein SPZ in Betracht. Auch 
nach der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts sind SPZ 
ausdrücklich als ergänzende – 
nicht als substituierende – Ver-
sorgungsstruktur konzipiert. 
Eine Überweisung auf Zuruf ist 
also auch hier nicht möglich.

Relevanz des konkreten 
Ermächtigungsumfangs

Neben der grundsätzlichen 
Frage der Indikation ist für die 
Praxis insbesondere der indi-
viduelle Ermächtigungsumfang 
eines SPZ von Bedeutung. Da 
dieser im jeweiligen Ermächti-
gungsbe-schluss konkret fest-
gelegt wird, kann er sich zwi-
schen einzelnen Einrichtungen 
unterscheiden. � lh

ARZT & THERAPEUT

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis 

Medikationsbrief soll interprofessionelle 
Zusammenarbeit vereinfachen

Neue LaborKompakt-Ausgabe 
zu Borreliose

Mehr Informationen zur Medikamenteneinnahme.

Wehret den Zecken!

Was bei einer Überweisung an ein  
Sozialpädiatrisches Zentrum zu beachten ist

Über die Diagnostik der frühen 
Lymeborreliose nach einem Zecken-
stich informiert eine neue „Labor-
Kompakt“-Ausgabe der KBV. Sie 
bietet Praxen auf zwei Seiten einen 
Überblick zu Symptomen, empfoh-
lenen Testverfahren und Besonder-
heiten bei der Diagnosestellung. Ein 
Ablaufschema zur Labordiagnostik 
verdeutlicht das empfohlene Vor-
gehen bei begründetem klinischem 
Verdacht auf eine Borrelieninfekti-
on.
Die neue Ausgabe steht ab sofort 
auf der Themenseite der KBV zum 
Herunterladen und Ausdrucken be-
reit. Auf der Seite finden Ärzte und 
Ärztinnen darüber hinaus „Labor-
Kompakt: Praktische Tipps zur 

Präanalytik“ sowie alle Ausgaben 
der Reihe „Empfehlungen zur La-
bordiagnostik“. Unter dem Titel 
„LaborKompakt“ erhalten Ärztinnen 
und Ärzte auf ein bis zwei Seiten ei-
nen schnellen und praxisbezogenen 
Überblick zu diversen Themen aus 
dem Bereich Labordiagnostik.  � red

 Weitere Informationen:
www.kbv.de/documents/praxis/
patientenversorgung/labor/
labor-kompakt-borreliose.pdf
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In jüngerer Zeit ist vermehrt die 
Frage aufgekommen, ob gesetz-
lich versicherten Patienten der 
Abschluss eines Behandlungs-
vertrages verweigert werden darf, 
wenn sie eine Einschreibung in 
die Hausarztzentrierte Versorgung 
(HzV) ablehnen. 

Die Antwort darauf ist eindeutig: 
Nein. Dies gilt auch dann, wenn 
eine Praxis ausschließlich als HzV-
Praxis geführt werden soll. Grund-
sätzlich dürfen Vertragsärzte Kas-
senpatienten nicht ablehnen. Eine 
Ablehnung ist nur in wenigen Aus-
nahmefällen zulässig, etwa wenn 
ein volljähriger Patient seine elek-
tronische Gesundheitskarte nicht 
vorlegt. Darüber hinaus besteht für 
Vertragsärzte die Verpflichtung, 
gesetzlich versicherte Patienten zu 
behandeln. Diese Verpflichtung er-
gibt sich aus dem Sicherstellungs-
auftrag der Kassenärztlichen Verei-
nigungen gemäß § 75 SGB V sowie 
aus § 13 Abs. 7 BMV-Ä.

Keine Bedingungen

Daher ist es rechtlich nicht zuläs-
sig, eine Behandlung oder Unter-
suchung von Bedingungen abhän-
gig zu machen, beispielsweise von 
einer Einschreibung in die HzV. 
Hier kommt noch hinzu, dass die 
Teilnahme an der HzV für Versi-
cherte ausdrücklich freiwillig ist 

(§ 73b Abs. 3 Satz 1 SGB V). Die-
se gesetzlich verankerte Freiwil-
ligkeit trägt zugleich dem eben-
falls gesetzlich garantierten Recht 
auf freie Arztwahl (§ 76 SGB V) 
Rechnung. Daran ändert auch der 
Umstand nichts, dass eine Ein-
schreibung für den Arzt mögli-
cherweise mit einer besseren Ver-
gütung verbunden wäre. Die Ab-
lehnung eines GKV-Versicherten 
aus finanziellen Aspekten ist unzu-
lässig und verstößt gegen das Ver-
tragsarztrecht. Dies wurde auch 
durch das Bundessozialgericht mit 
Urteil vom 14. März 2001 (Az.: B 
6 KA 54/00 R) bestätigt. Ebenso 
wenig reicht eine möglicherweise 

effizientere Organisation von Pati-
entenströmen oder der Praxisver-
waltung als Grund für eine Ableh-
nung von Patienten, die sich nicht 
in die HzV einschreiben wollen, 
aus. Es ist außerdem rechtlich un-
zulässig, Patienten, die sich gegen 
eine HzV-Einschreibung entschei-
den, hinsichtlich der Leistungen 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung einzuschränken.
Die Ablehnung einer Behandlung 
kommt nur in begründeten Ausnah-
mefällen in Betracht. Ein solcher 
Fall kann zum Beispiel auch vorlie-
gen, wenn das Vertrauensverhältnis 
zwischen Arzt und Patient nach-
haltig gestört ist. Voraussetzung ist 

jedoch, dass die Störung nicht vom 
Arzt selbst verursacht wurde, son-
dern vom Patienten ausgeht. Zu-
dem muss das Zerwürfnis ein Aus-
maß erreicht haben, das eine weite-
re Behandlung unzumutbar macht. 
Dies kann beispielsweise der Fall 
sein, wenn dem Arzt ohne nach-
vollziehbaren Grund ein Behand-
lungsfehler vorgeworfen wird, 
wenn therapeutische Anordnungen 
bewusst und wiederholt missach-
tet werden oder wenn fortlaufend 
Wunschrezepte beziehungswei-
se medizinisch nicht erforderliche 
Untersuchungen eingefordert wer-
den. In solchen Situationen soll-
ten die Gründe für die Ablehnung 

einer weiteren Behandlung sorgfäl-
tig dokumentiert werden. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, die 
Krankenkasse des Patienten über 
die Gründe für die Beendigung des 
Behandlungsverhältnisses zu infor-
mieren (§ 13 Abs. 7 BMV-Ä).

Überlastung gilt nur zeitweise

Eine weitere anerkannte Ausnah-
me kann eine tatsächliche Überlas-
tung der Praxis sein. Diese wird in 
der Regel als Ablehnungsgrund ak-
zeptiert, wenn aufgrund eines au-
ßergewöhnlich hohen Patientenauf-
kommens keine qualitätsgesicher-
te Behandlung mehr gewährleistet 
werden kann. Von einer Überlas-
tung kann jedoch nicht gesprochen 
werden, wenn gleichzeitig noch 
Kapazitäten für die Aufnahme neu-
er Privatpatienten vorhanden sind. 
Zudem kann eine Überlastung nur 
vorübergehend geltend gemacht 
werden, beispielsweise für das je-
weils laufende Quartal. 
Unabhängig von allen genannten 
Ausnahmen gilt jedoch, dass Not-
fälle niemals abgelehnt werden 
dürfen. Ein Notfall liegt vor, wenn 
beim Patienten eine akute Behand-
lungsbedürftigkeit besteht und die 
erforderliche medizinische Ver-
sorgung keinen Aufschub zulässt. 
Der Arzt ist dabei verpflichtet, sich 
selbst davon zu überzeugen, ob ein 
solcher Notfall vorliegt.� lh

Umgang mit Patienten außerhalb der hausarztzentrierten Versorgung 

Behandlungen dürfen nur in begründeten Fällen abgelehnt werden.

Seit April bekommen meine 
Patienten in der Apotheke 
nicht immer das Biologikum, 
das ich verordnet habe. Gab 
es Änderungen?

Ja. Seit 1. April 2026 ist die Apo-
theke verpflichtet, Verordnun-
gen von Biologika wirtschaftlich 
zu beliefern. Sie muss prüfen, 
ob rabattierte oder preisgünsti-
ge Biosimilars mit dem gleichen 
Wirkstoff verfügbar sind, und 
entsprechende Präparate abge-
ben. Der Austausch findet ana-
log zum Generika-Austausch 
statt.

Wieso kann der Austausch der 
komplexen Biologika in der 
Apotheke erfolgen?

Mit nur geringfügigem Unter-
schied auf molekularer Ebene 
gelten Biosimilar und Original-
Biologikum nach heutigem 
Kenntnisstand als gleichwertig 
hinsichtlich Qualität, Sicherheit 
und Wirksamkeit. Es kann so-
mit von einer therapeutischen 
Vergleichbarkeit ausgegangen 
werden, und ein Austausch in 
der Apotheke ist daher möglich. 
Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss hat Kriterien definiert, 

wann der Austausch zulässig 
ist. Diese hat die Apotheke zu 
beachten.

Muss ich weiterhin auf eine 
wirtschaftliche Verordnung 
achten und, falls ja, was ist zu 
berücksichtigen?

Ja. Zwar übernimmt die Apo-
theke grundsätzlich die Aus-
wahl des wirtschaftlichen Bio-
logikums. Allerdings entfällt die 
Pflicht der Apotheke für einen 
Austausch, wenn Sie ein Aut-
idem-Kreuz setzen. Die Anfor-
derungen dafür sind sehr hoch. 

Daher begründet beispielswei-
se ein Patientenwunsch allein 
keine Verordnung, die die Sub-
stitution ausschließt. Nur aus 
medizinisch-therapeutischen 
Gründen darf das Aut-idem-
Kreuz im Einzelfall verwendet 
werden. Diese Gründe müssen 
dabei gut dokumentiert sein. 
Krankenkassen prüfen regel-
mäßig, ob Aut-idem-Kreuze be-
rechtigterweise gesetzt werden. 
Viele dieser Prüfungen ziehen 
Nachforderungen nach sich, 
wenn die Voraussetzungen für 
das Aut-idem-Kreuz nicht nach-
vollziehbar sind.� mm

Arzt fragt, KV antwortet
Veränderungen bei der Verordnung von Biologika

Servicetage
Am Samstag, 10. Oktober 
2026, findet ab 9.30 Uhr der 
Servicetag der Bezirksdirek-
tion Reutlingen statt.
Der Servicetag bietet Ihnen 
die Möglichkeit, sich kompakt 
über aktuelle Themen zu in-
formieren und direkt mit den 
Fachbereichen der KVBW ins 
Gespräch zu kommen. Dazu 
bieten wir Ihnen ein abwechs-
lungsreiches Programm: 
Im Mittelpunkt der Vorträ-
ge steht, welche Bedingun-
gen der Gesetzgeber für die 
haus-, fachärztliche und psy-
chotherapeutische Versor-
gung setzt und worauf sich 
die Praxen einstellen müssen. 
Zudem informieren wir Sie zu 
den Themen Verordnungen, 
Praxisübergabe und den be-
triebswirtschaftlichen Grund-
lagen der Praxisführung. Es er-
wartet Sie darüber hinaus ein 
Informationsmarkt, bei dem die 
Fachbereiche der KVBW ver-
treten sein werden.

Für die Bezirksdirektion 
Stuttgart ist am Samstag, 17. 
Oktober 2026, ebenfalls ein 
Servicetag geplant. Die Details 
zu Programm und Anmeldung 
folgen in einem separaten 
Schreiben.

 Bitte merken Sie sich diese 
Termine vor – wir freuen uns 
auf Ihr Kommen!
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Seminare der Management  
Akademie der KVBW 
Auszug aus unserem Gesamtprogramm
A = Ärztinnen/Ärzte, M = Mitarbeitende, P = Psychotherapeutinen/Psychotherapeuten

Weitere über 200 Seminare und die Möglichkeit zur Online-
Anmeldung 
finden Sie unter www.mak-bw.de.

Für weitergehende Fragen gibt Ihnen das Team der 
Management Akademie (MAK) gerne Auskunft.

Telefon: 0711 7875-3535 | E-Mail: info@mak-bw.de

Kurstitel Ziel-
gruppe

Format/ 
Ort

Datum Dauer/
Uhrzeit

CME-
Punkte

Kurs- 
nummer

Gebühr

EBM für Einsteiger – Facharzt-
praxen

Ä, M Live-Online 23. September 15-18:30 Uhr 4 oL 07K 98 €

GOÄ für Einsteiger Ä, M Live-Online 21. Oktober 15-19 Uhr 5 oL 32K 98 €

Das große 1x1 der Verordnun-
gen – Arzneimittel, Verbandmit-
tel & Co.

Ä Live-Online 7. Oktober 15-18 Uhr 5 oL 43K 69 €

Hieb- und stichfest: Verord-
nung von Schutzimpfungen

Ä, M Online-Kurs jederzeit 100 Min. 4 eL 04/26 98 €

Verordnung von Sprechstun-
denbedarf ohne Stolperfallen 
und Regressgefahr

Ä, M Live-Online 15. Oktober 15-17:30 Uhr 3 oL 52S 49 €

MVZ in Theorie und Praxis Ä, M, P Live-Online 7. Oktober 15-18 Uhr 4 oL 59S 69 €

Personalgewinnung und 
Personalbindung in Zeiten des 
Fachkräftemangels

Ä, M, P Live-Online 15. Oktober 9-17 Uhr 11 oL 87F 159 €

NEU: Alles im Flow: Erfolgrei-
cher Praxisbetrieb durch Struk-
tur und Kommunikation

Ä, M, P Live-Online 8. Oktober 15-18:30 Uhr 5 oL 89K 98 €

Alles, was Recht ist: Arbeits-
rechtliche Grundlagen der 
Praxis

Ä, M, P Live-Online 30. September 9-14 Uhr 8 oL 102R 159 €

Rechtssicheres Praxismanage-
ment - den Behandlungsver-
trag professionell umsetzen

Ä, M, P Live-Online 21. Oktober 15-18:30 Uhr 5 oL 104F 98 €

Fit und fair im Umgang mit 
IGeL-Angeboten

Ä, M Online-Kurs jederzeit 90 Min. 4 eL 10/26 98 €

Basiskurs Qualitätsmanage-
ment

Ä, M, P Live-Online 23. Oktober, 14-19 Uhr +
24. Oktober, 9-16 Uhr

18 oL 148R 259 €

QM für Fortgeschrittene - so 
bleiben Sie auf Erfolgskurs

Ä, M, P Live-Online 20. Oktober 9-14 Uhr 8 oL 151S 159 €

Datenschutz in der Praxis Ä, M, P Live-Online 13. Oktober 9-14 Uhr 8 oL 155R 159 €

Hygiene in der Praxis – Haus-/
Facharztpraxen

Ä, M Reutlingen 24. September 14-19 Uhr 8 R 165 98 €

Hautkrebs-Screening –  
Fortbildung für Hausärzte

Ä Reutlingen 26. September 9-17 Uhr 8 R 197 229 €

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Typ-2-Diabetiker, 
die nicht Insulin spritzen (ZI)

Ä, M 26. September, Live-Online 
(Ä + M) + 
29. September, Stuttgart (M)

jeweils  
9-17 Uhr

9 S 202 159 €

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Patienten mit 
Hypertonie (ZI)

Ä, M Live-Online 9. Oktober, 15-19 Uhr (Ä+M) +
10. Oktober, 9-17 Uhr (M)

5 oL 207R 129 € (Ä)
139 € (M)

DMP Asthma/COPD – struk-
turiertes Schulungsprogramm 
NASA

Ä, M Stuttgart 10. Oktober 9-17 Uhr 9 S 208/2 159 €

DMP Asthma/COPD – struk-
turiertes Schulungsprogramm 
COBRA

Ä, M Stuttgart 17. Oktober 9-17 Uhr 9 S 208/3 159 €
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Erstmal tritt aus den Reihen 
der psychotherapeutischen 
Delegierten der Vertreterver-
sammlung eine Person in den 
VV-Vorstand: Dipl.-Psych. 
Ulrike Böker aus Reutlingen 
wurde als neue zweite stell-
vertretende Vorsitzende in 
der Sitzung am Mittwoch, 8. 
Juli, gewählt. Böker folgt Mar-

kus Haist aus Pforzheim nach, 
der dieses Amt zurückgege-
ben hatte, nachdem er zum 1. 
Vorsitzenden und Präsiden-
ten des Berufsverbandes der 
Frauenärztinnen und Frauen-
ärzte (BVF) gewählt worden 
war.� red

Sportweltspiele der Medizin
Medigames im Juni in Kroatien 

Regelmäßige Bewegung ist eine 
der wichtigsten Voraussetzun-
gen für Gesundheit und Wohl-
befinden. Eine einfache Methode 
für mehr Aktivität: Fahrrad fah-
ren. So wird Bewegung in den 
Alltag eingebaut und Mobilität 
unkompliziert, flexibel und effi-
zient gestaltet – ganz ohne zu-
sätzlichen Zeitaufwand.

Die RadKULTUR, eine Initiative 
des Ministeriums für Verkehr 
Baden-Württemberg, setzt sich 
dafür ein, Fahrradfahren attrak-
tiver zu gestalten und mehr Men-
schen für das Rad zu begeistern. 
Ob beim Einkaufen, auf dem 
Weg zur Arbeit oder in der Frei-
zeit: Die RadKULTUR motiviert 
Bürger, mehr Strecken im Alltag 
mit dem Rad zurückzulegen und 
dabei etwas Gutes für Gesund-
heit und Umwelt zu tun. 
Dazu veranstaltet die RadKUL-
TUR zahlreiche Events und Mit-
machaktionen in ganz Baden-
Württemberg. Ob RadChecks, 

bei denen Experten das Rad 
kostenlos prüfen, RadService-
Punkte für die erste Hilfe bei 
kleinen Pannen unterwegs oder 
das STADTRADELN, bei dem 
Radelnde Kilometer für ihre je-
weilige Kommune sammeln und 
sich so für nachhaltige Mobilität 
einsetzen. Die Angebote schaf-
fen Gelegenheiten, das Rad ins 
Rollen zu bringen und mit Freude 
in den Alltag zu integrieren. Wer 
dabei sein möchte, findet alle 
Rad-Events unter: 
 www.radkultur-bw.de/
mitradeln/events

Fünf gute Gründe, aufs Fahrrad 
zu steigen

1. Radfahren ist gesund
Regelmäßiges Radfahren ist 
ein perfektes Ganzkörpertrai-
ning. Der Tritt in die Pedale ist 
gut für die Ausdauer und stärkt 
das Immunsystem. Zusätzlich 
reduziert es das Risiko für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. 

Die Bewegung an der frischen 
Luft kann helfen, Stress ab-
zubauen und neue Energie zu 
gewinnen. Schon fünf Minuten 
Rad fahren am Tag machen ei-
nen bedeutenden Unterschied 
für die eigene Gesundheit. 

2. Radfahren schützt das Klima
Jeder mit dem Rad zurück-
gelegte Kilometer senkt die 
CO2-Bilanz und trägt zu ei-
ner besseren Luftqualität bei. 
Fahrräder verursachen keinen 
Lärm und sind platzsparend.

 
3. Radfahren ist preiswert

Radfahren schont nicht nur 
die Umwelt, sondern auch 
den Geldbeutel. Einsteiger-
modelle oder Leihräder gibt 
es bereits für kleine Preise, 
teilweise können sie als Lea-
sing-Dienstrad sogar über 
den Arbeitgeber in Anspruch 
genommen werden. Ausga-
ben für Benzin, Parkgebühren 
oder Monatskarten entfallen.

4. Radfahren ist flexibel
Mit dem Fahrrad ist man je-
derzeit zum Losfahren be-
reit, muss nicht lange nach 
einem Parkplatz suchen und 
kann direkt am Ziel ankom-
men.

5. Radfahren ist schnell
Auf kurzen Strecken ist das 
Fahrrad oft das schnellste 
Verkehrsmittel, da Staus und 
Verspätungen umgangen 
werden können.

Die perfekte Route finden
Der Sommer bietet die idea-
le Möglichkeit, das Radfahren 
auf dem Weg zur Arbeit oder 
für sonstige Strecken im Alltag 

auszuprobieren. Hier unter-
stützt der RadROUTENPLANER 
der RadKULTUR unter www.
radroutenplaner-bw.de bei der 
Planung der passenden Route. 
Pendler und Fahrradinteres-
sierte können neue Wege ent-
decken und sich die perfekte 
Strecke zum Ziel planen lassen. 
Das kostenfreie Angebot liefert 
Informationen zu Dauer, Distanz 
und Wegführung und ist an per-
sönliche Wünsche anpassbar.

 Alle Angebote und Informa-
tionen rund um die RadKULTUR 
Baden-Württemberg sind auf 
der Website unter 
www.radkultur-bw.de 
zu finden.� red

Mit dem Fahrrad gesund und 
aktiv durch den Alltag

Bei einem persönlichen Ge-
spräch haben sich die KVBW-
Vorstände Dr. Karsten Braun 
und Dr. Doris Reinhardt von So-
zialminister Manne Lucha ver-
abschiedet, der das Amt nach 
der Wahl abgegeben hat. Posi-
tiv in Erinnerung bleiben aus 
Sicht der KVBW die Initiative 
des Ministers zur Förderung zu-
sätzlicher kinderärztlicher Wei-
terbildungsstellen sowie seine 
Unterstützung für die Reform 
des Ärztlichen Bereitschafts-
dienstes. Auch bei der Kranken-
hausstruktur habe Lucha früh 
Handlungsbedarf erkannt und 

bestehende Überkapazitäten kon-
sequent angegangen. „Was uns  
einte, ist das Bemühen um die Si-
cherstellung einer guten medizini-
schen Versorgung im Land“, be-
tonte Dr. Karsten Braun. Ein wei-
terer gemeinsamer Nenner war das 
Thema Digitalisierung. Der von 
Manne Lucha häufig formulierte 
Leitsatz „Präventiv vor digital vor 
ambulant vor stationär“ sei ihm in 
besonderer Erinnerung geblieben, 
so Braun. Die Vorstände dankten 
dem scheidenden Minister für die 
langjährige Zusammenarbeit und 
wünschten ihm für seinen weite-
ren Weg alles Gute.  � gk

Abschied von Sozialminister Manne Lucha

Moderner, frischer, freundlicher: 
Die KVBW hat ihren Markenauf-
tritt mit einem Relaunch angepasst. 
Das bisherige Markenbild ist mehr 
als zehn Jahre alt und hat zuneh-
mend für Schwierigkeiten gesorgt. 
So musste beispielsweise das Logo 
angepasst werden, da es für viele 
Anwendungsfälle wie Social Media 
nicht geeignet war. Hinzu kommt, 
dass die KVBW auf lizenzfreie 
Schriften umstellen möchte, was 
Kosten spart. Vorgaben hinsicht-
lich Barrierefreiheit erfordern, dass 
Farben angepasst werden. 
Mit dem neuen Markenauftritt prä-
sentiert sich die KVBW freundli-

cher, moderner und frischer. Dabei 
bleiben die Grundzüge des Marken-
auftritts erhalten. Das neue Design 
betrifft eine Vielzahl von Anwen-
dungen: Briefe, Formulare, Web-
site, Publikationen, Anträge und 
vieles mehr. Um den Umsetzungs-
aufwand zu reduzieren und Kosten 
zu sparen, erfolgt die Umstellung 
schrittweise. Viele Anwendungen 
werden erst dann umgestellt, wenn 
sie sowieso angepasst werden müs-
sen. Deshalb kann es sein, dass die 
KVBW für eine gewisse Zeit noch 
mit unterschiedlichem Layout auf-
tritt. � ks

Neues  
KVBW-Design

Prominenter Gast am Stand der 
KVBW bei der Stallwächterpar-
ty des Landes in Berlin: Minis-

terpräsident Cem Özdemir  und 
seine Frau Flavia wurden von Dr. 
Doris Reinhardt und Dr. Karsten 

Braun begrüßt. Zeit für ein paar 
persönliche Worte  abseits des 
politischen Tagesgeschäfts. 

Stelldichein mit Landespolitik Änderungen 
in der 

Vertreterver-
sammmlung
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